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SIEGFRIED WARNECK: 
Wer beherrscht die Nordmandschurei? 


Am ı5. September 1932 gewährte Japan dem neugegründeten Staate der Man- 
dschurei (Mandschu-kuo) seine formelle Anerkennung. Seine Entstehung verdankt 
dieser Staat hauptsächlich der Macht japanischer Waffen; so hat er den Schutz 
seiner Einrichtungen und seines gesamten Gebiets am gleichen Tage (durch das 
Protokoll von Changchun) den Truppen Japans anvertraut. Japan hat eine Auf- 
gabe übernommen, die keineswegs als leicht betrachtet werden darf. 

Die Entwicklung der Ereignisse bestätigt, daß die Schwierigkeiten, welche aus 
einer gewaltsamen Loslösung der Mandschurei von China entspringen, stark unter- 
schätzt worden sind. Man erwartete keinen ernstlichen Widerstand der Chinesen und 
ging offensichtlich von der falschen Annahme aus, daß die Beherrschung der be- 
deutendsten Verwaltungszentren und Verkehrslinien das Ausschlaggebende sei. Dem- 

„entsprechend wurden im September 1951 die Provinzialhauptstädte Mukden und 
Kirin besetzt, denen im November Tsitsikar und im Februar 1932 Harbin folgten. 
Gleichzeitig sicherte sich Japan die Kontrolle über alle mandschurischen Eisen- 
bahnen, mit Ausnahme der, zur Hälfte russischen, Ostchinesischen — und der 
nördlich von ihr gelegenen, erst im Mai besetzten Tsitsikar-Köschan- und Hu-Hai- 

0 Bahnen. 

- Am 9. März 1932 nahm der ehemalige chinesische Kaiser Pu Yi die Würde des 
Reichsverwesers des neugegründeten Staates an. In seiner Antrittserklärung begrün- 
dete er diesen Schritt mit dem Wunsche des 30-Millionen-Volkes der Mandschurei, 
welches von dem „Joch der chinesischen Militaristen‘ befreit werden wolle. Die 
fernere Entwicklung zeigte, daß ein bedeutender Teil dieses Volkes dem neuen Re- 
gime noch weniger zugetan ist als dem alten. Die erhoffte freiwillige Unterwerfung 
der noch nicht besetzten Gebiete erfolgte nicht. Wider alles Erwarten bildeten sich 
‚tief im Innern der Provinzen und in den schwer zugänglichen Grenzgebieten Auf- 
ruhrherde; seit dem Frühjahr gönnten sie den Japanern keinen Tag der Ruhe. 
‚Japan sah sich genötigt, alle verfügbaren Mannschaften, die es zu Hause, ohne zu 
mobilisieren, entbehren konnte, in die Mandschurei zu werfen. Dieser Truppen- 
bestand muß für die „Pazifizierung“ des Landes ausreichen. Denn 
die Generalmobilmachung, der einzige Weg, neuc Formationen zu schaffen, muß 
"aus innen- und außenpolitischen Gründen solange wie möglich vermieden werden. 

Die „Pazifizierung‘“ der seit langem unter japanischem Einfluß stehenden Süd- 
mandschurei bietet allein schon erhebliche Schwierigkeiten — so seitens einer anti- 
mandschurischen ‚Freiwilligenarmee“ usw. Doch ist der Weg, den Japan bei der 

- Erreichung seiner Ziele in der Nordmandschurei zu gehen hat, an Hindernissen 
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aller Art noch viel reicher. Dabei kommt es hier außerdem vielfach mit den 
Interessen Rußlands in Berührung. 

Rußland ist als Mitinhaber der Ostchinesischen Eisenbahn und unmittelbarer 
Nachbar am mandschurischen Problem mehr als jeder andere Staat interessiert. 
Zu Beginn des Konflikts beobachtete es die strengste Neutralität. Ein Krieg mit 
Japan war den Russen augenscheinlich unerwünscht. Sie waren bestrebt, unter 
gleichzeitiger Wahrung der eigenen Interessen, dem Nachbar nicht hinderlich zu 
sein. Die Japaner suchten ihrerseits ebenfalls jegliche Reibung zu vermeiden. Dieses 
gute Verhältnis wurde jedoch Ende Januar 1932 hart auf die Probe gestellt: als 
Japans Expeditionstruppen den Marsch auf Harbin antraten und sich dabei des süd- 
lichen Abschnitts der Ostchinesischen Eisenbahn sowie des für die Militärtransporte 
‚notwendigen rollenden Materials bemächtigten. Die Sowjetvertreter protestierten 
energisch gegen diesen Übergriff, und es dauerte geraume Zeit, ehe die beiderseitige 
Verstimmung beigelegt war. Allmählich wurden die Russen jedoch, trotz des noch 
lang anhaltenden schroffen Tones ihrer Presse, immer nachgiebiger und verhielten 
sich im Laufe aller nachfolgenden Kämpfe neutral. Wenn die russischen Emi- 
granten das Gegenteil behaupten, so ist das meist leeres Gerede. Es ist zwar nicht 
ausgeschlossen, daß einzelne Sowjetstaatsangehörige auf eigene Faust die Gegner 
Japans unterstützt haben, doch lag das offenbar nicht in den Absichten des offi- 
ziellen Rußland. Letzteres hat kürzlich durch Zulassung der japanisch-mandschuri- 
schen Unterhandlungskommission in russisches Gebiet bei Manchuli seine Auf- 
richtigkeit deutlich zum Ausdruck gebracht. 

Die Japaner durften die durch Mandschu-kuo-Regimenter geschützte Ostchine- 
sische Bahn für ihre Truppentransporte benutzen. Bei dieser Gelegenheit trat die 
Unzuverlässigkeit der aus Einheimischen rekrutierten Mandschu-kuo-Formationen 
besonders stark hervor. Die Bahn war ständigen Verkehrsunterbrechungen und 
Raubüberfällen ausgesetzt, so daß die Japaner schließlich die Möglichkeit erörterten, 
den Bahnschutz selbst zu übernehmen. Von russischer Seite war man lange Zeit 
grundsätzlich und auch aus Furcht vor einem Anwachsen der japanischen Macht 


nicht geneigt, dem Wunsche Japans zu entsprechen. Erst als im September die 


Raubüberfälle auf Personenzüge fast täglich erfolgten, wurde der Bahnschutz zum 


Teil den Japanern übergeben, anfangs bloß im Norden der Strecke Harbin—Chang- 


chun, später auf deren ganzer Länge, und endlich, im Oktober, auch auf den 
Strecken Harbin—Tsitsikar in westlicher Richtung und Harbin—Hailin nach Osten 
hin. Jeder Personenzug wird jetzt von einem mit japanischen Soldaten bemannten 
und mit Maschinengewehren ausgerüsteten Panzerwagen begleitet. 

Während Japan so im Zentrum die Stellung von Mandschu-kuo allmählich zu 


festigen sucht, hat es sich bis vor kurzem in den russisch-mandschurischen Grenz- 


gebieten fast jeglicher Aktivität enthalten. Um einen möglichen Bruch mit Ruß- 


land zu vermeiden, schickte das japanische Oberkommando keine eigenen Truppen 
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wu Örenze d. Mandschurei. 
aaaas Pfövinzialgrenze inner- 

halb der Mandschurei. 
Die an der Grenze des japani- 
schen Machtbereiches in der 
Nordmandschurei gelegenen 
Garnisonstädte sind mt___ | 
unterstrichen. | 
(Lage vom 25.Nov. 1932) 


beopolitik Z/z 
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in die Nähe der Grenze und, da die von Mandschu-kuo versagten, blieben die Grenz- 

distrikte unerobert. Die Führer der Gegenpartei nützten diesen Umstand aus, um 

ihre Stützpunkte in die Nähe der Grenze zu verlegen. Von diesen RR 

baren Operationsbasen aus unternahmen sie wiederholte Feldzüge gegen die - 

den Eindringlinge ins Innere des Landes; gleichzeitig unterstützten sie den Kin 

sanenkrieg, der trotz aller japanischen Siege und trotz ihrer gewaltigen a 
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Überlegenheit schwer zum Abschluß gebracht werden kann. Die Menschenvorräte 
der Chinesen scheinen unerschöpflich zu sein. Zu Hunderten werden die Partisanen 
beinahe täglich von den Japanern vernichtet und doch setzen sie den ungleichen 
Kampf hartnäckig fort und halten den Gegner stets in nervöser Spannung. Daß die 
friedliche Bevölkerung unter diesen Verhältnissen schwer zu leiden hat, benötigt 
kaum einer besonderen Erwähnung. 

Ende September 1932 erhielten die Widersacher von Mandschu-kuo plötzlich 
einen neuen Verbündeten im General Su Bing-wen, dem bisherigen Ober- 
befehlshaber der mandschurischen Truppen in der sogenannten Barga, dem äußer- 
sten Westen der Provinz Heilungkiang, zwischen dem Großen Chingan und der 
russischen Grenze. Die Barga nahm als eigentlich mongolisches Gebiet und wich- 
tige Interessensphäre Rußlands stets eine Sonderstellung ein. Su Bing-wen befehligte 
dort vor Beginn des gegenwärtigen Konflikts die chinesische Besatzung. Nach der 
ersten Niederlage Ma Dschang-schans unterwarf er sich und blieb der neuen Re- 
gierung Mandschu-kuos bis zum 27. September 1932 treu. An diesem Tage revol- 
tierten unerwartet seine Truppen, überwältigten die in Manchuli postierte Mandschu- 
kuo- (japanische) Grenzwache und nahmen alle japanischen Residenten gefangen. 
Das japanische Konsulat in Manchuli wurde von Wachen umstellt und dem Konsul 
die Bewegungsfreiheit in der Stadt genommen. Su Bing-wen ließ das alte Banner 
Chinas wieder hissen und ergriff Besitz vom ganzen westlichen Abschnitt der Ost- 
chinesischen Bahn bis an den Nonni. Sein Putsch wirkte auf die verschiedenen 
Gruppen der Aufständischen aufmunternd. Wie auf Verabredung schritten sie zu 
einem allgemeinen Angriff auf die japanisch-mandschurischen Stellungen in der 
Nordmandschurei. 

Zeitweiliggingden Japanern die ganze Westlinie der Ostchine- 
sischen Bahn verloren. Stadt und Station Tsitsikar bildeten die einzige 
Ausnahme. Im Oktober erfolgten schwere Angriffe auf die japanischen Garnisonen 
nördlich von Tsitsikar, wo eine der Besatzungen zwei Wochen lang richtig be- 
lagert wurde und sich nur mit knapper Not vor dem Untergang rettete. Gleich- 
zeitig wurde im Osten die von einer japanischen Garnison verteidigte wichtige 
Handelsstadt Ninguta im Mudankiang-Tal mit noch nie gesehener Wucht an- 
gegriffen. Selbst die japanischen Meldungen schilderten die Lage als schwierig. Bis 
Anfang November wurden zwar die ursprünglichen Stellungen wiedergewonnen, 
jedoch befanden sich immer noch große Gebiete in den Händen der Aufständischen. 
Auch in den sozusagen „pazifizierten“ Gegenden wiederholten (und wiederholen) 
sich die kleineren Angriffe ständig. 

Nachdem die Angriffe im Norden und Osten abgewehrt waren, wandten die Ja- 
paner ihre ganze Aufmerksamkeit der Lösung der Barga-Frage zu. Hier 
galt es, Japans Prestige wieder zu heben, ohne dabei in einen Konflikt mit Ruß- 
land zu geraten und ohne das Leben der in Hailar und Manchuli gefangenen 
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Japaner zu opfern. Aus Rücksicht auf diese wurden im Oktober und bis Mitte 
November wiederholt Friedensangebote nach Hailar geschickt und schließlich sogar 
_ eine Mission nach Dauria auf russischen Boden entsandt, der es mit Hilfe der 
Sowjetvertreter gelang, einen großen Teil der Gefangenen zu befreien. Su wollte 
jedoch nach wie vor von einer Unterwerfung nichts wissen und suchte durch Vor- 
enthaltung seiner Zustimmung zu einer Friedenskonferenz Zeit zu gewinnen. Sein 
Unterführer Dschang Tiän-djiu reizte die japanischen Vorposten bei Fulaördi am 
Nonni ständig durch häufige Überfälle und eine höchst herausfordernde Haltung. 
— Inzwischen hatte aber Rußland seine Zustimmung zum Ein- 
marsch der Japaner in die Barga gegeben. Als Dschang Tiän-djiu in den 
letzten Novembertagen wieder zum Angriff schritt, gingen die Japaner plötzlich 
zum Gegenangriff über und attackierten Dschangs Stellungen westlich von Fulaördi. 
Gleichzeitig rückte eine zweite japanische Abteilung etwa von Tsitsikar aus in nord- 
westlicher Richtung vor, umging mit überraschender Leichtigkeit die Stellungen des 
Gegners und schnitt ihm durch die am 30. November erfolgte Besetzung der Station 
Dscha-lan-tun den Rückzug ab. Ein vollständiger Zusammenbruch der aufständi- 
schen Wehrmacht folgte. Bereits am 3. Dezember forcierten die Japaner den Über- 
gang über den Chingan-Paß, wo der große (fast 3 km lange) Tunnel der Ostchine- 
sischen Bahn, von den Rebellen nur leicht beschädigt, in ihre Hände fiel. Da der 
Weg zur Flucht nach Süden durch eine von Solun aus anmarschierende japanische 
Kolonne gesperrt war, floh Su Bing-wen mit seinem Stab und zahlreichem Geleit 
am 5. in zwei Zügen über die russische Grenze bei Manchuli, wo die Flüchtlinge 
sofort interniert wurden. Am Morgen desselben Tages besetzten die Japaner die 
wichtige Station Yaköschi, am Abend zogen sie in Hailar ein und erreichten schließ- 
lich am 6. Dezember gegen Mittag Manchuli. 

Damit kann der Putsch Su Bing-wens als erledigt gelten. Su gab den Japa- 
nern durch seine Aktion eine gute Gelegenheit zur militärischen 
Besetzung der Barga — einem Schritt, der unter anderen Umständen Ruß- 
lands Argwohn aufs höchste gesteigert hätte. Bei der jetzigen Lage ist eine ernste 
Verschlechterung des russisch-japanischen gegenseitigen Verhältnisses kaum bald zu 
befürchten. Die Eroberung der Barga bedeutet aber noch lange nicht den Abschluß 
der antimandschurischen Bewegung. Noch heute stehen den „Rebellen“ in den Pro- 
vinzen Heilungkiang und Kirin zahlreiche Streitkräfte zur Verfügung. 

Abgeschlossen in Harbin, Dezember 1932. 
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GUSTAV ÄMANN: 
Der Völkerbund in der Mandschurei 


Der japanische Militarismus hat die Mandschurei überrannt, ein Gebiet, das, wie 
der Lytton-Bericht des Völkerbundes es ausdrückt: „zugegebenermaßen ein Teil 
Chinas war und bei der Besiedelung durch Chinesen auch unabänderlich chinesisch 
bleiben wird“. Wenn dieser Militarismus Japans über die Grenzen der Mandschurei 
hinausfluten und den ganzen Norden Chinas, sagen wir bis zum Gelben Fluß, über- 
schwemmen würde, wie sähe dann die Weltlage aus...? 

Es soll mit dieser Frage nicht gesagt sein, daß diese Eventualität nahe bevorstände. 
Wie wiederum der Lytton-Bericht des Völkerbundes betont, hat die japanische Re- 
gierung, trotz dem Druck der Übervölkerung, noch nicht alle ihr gegebenen Mög- 
lichkeiten zur Entlastung vom Bevölkerungsproblem ausgenutzt. Aber die unter den 
Völkern herrschenden Prinzipien für die Lösung der Probleme des Lebensraumes 
sind doch noch immer jene der Gewalt gegenüber dem wehrloseren Nachbarn. Eben 
hat sie der Versailles-Weltfriedensvertrag von neuem sanktioniert; und Japan, noch 
immer Volk und Staat der Daimyos (Erbvasallen), der Samurai (Ritter), der Ronins 
(ritterlicher Landsknechte) und des Buschido, des Kampfgeistes, ist in erdrückender 
Not um Lebensraum, mindestens um industrialistischen Lebensraum. Und darum 
dürfen wir diese Gegebenheiten wenigstens hypothetisch einmal zum äußerst denk- 
baren Höhepunkt führen. Mag das aufgestellte Extrem so zwar eine willkürliche 
Verlängerung der Marschroute sein, welche die Ereignisse in der Mandschurei gehen, 
und ist ein extremes Wachsen der, in Wirklichkeit ja vielseitig gehemmten nationa- 
len Expansion, auch recht unwahrscheinlich — unsere Ausgangsfrage kann doch die 
Vorgänge und das Zielstreben zur Erhaltung des Weltfriedens, welches dem Völker- 
bund in der Mandschurei obliegt, bis in große Tiefe beleuchten. 

Zunächst läßt sich sagen: die Bestürzung der Weltmächte über ein Vorgehen 
Japans, wie wir es hypothetisch zeichneten, würde gewiß nicht gering sein. Und 
müßte man nicht nach den herrschenden Grundsätzen für die Lösung internatio- 
naler Probleme, wie sie der Versailles-Vertrag im Völkerbund sanktioniert hat, 
müßte man nicht annehmen, daß die Westmächte — USAmerika als erste Macht 
im pazifischen Raum voran — eine höchst energische Haltung gegen Japan am 
Platze fänden? Sagt doch der Lytton-Bericht recht deutlich, daß die Bewahrung von. 
Chinas Souveränität und territorialer wie administrativer Integrität für die Erhal- 
tung des Friedens unentbehrlich sei. — Aber nur schwer kann man sich denken, wie 
Sowjetrußland sich dabei verhalten würde. Würden die Sowjets reservierte Zu- 
schauer des Streites über das Thema bleiben, wer der Angreifer sei, wo sie es mit 
ihren kommunistischen Prinzipien für sich selbst schon gelöst glauben? — Würden 
wir das Wundersame erleben, daß das proletarische Rußland mit den kapitalistischen 
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Westmächten Seite an Seite für Befreiung der Welt von feudalistischer Unter- 
jochung kämpft? — 

Man kann aus diesen hypothetischen Gedankengängen gewahr werden, wie hinter 
den Bemühungen des Völkerbundes zum Ausgleich der zunächst nur lokalen Dif- 
ferenzen zwischen Japan und China im Mandschureikonflikt noch ein weiteres, 
größeres, mögliches Ziel: der Ausgleich zwischen den proletarischen und den kapi- 
talistischen Daseinsforderungen auftauchen kann. Und ist nun das Zielstreben des 
Völkerbundes, sind die Mittel, die Konstitution des Bundes und des Kellog-Paktes, 
durch die sich das Zielstreben auswirkt, von einer Art, die dieses größere Ziel er- 
reichbar scheinen läßt? — 


Die japanische Presse hat die Offensive der kleinen Nationen!) mit dem Einwand 
herabgewürdigt, die kleinen Mächte hätten keine unmittelbaren Interessen in der 
Mandschurei auf dem Spiel und könnten darum die Realitäten des Falles für Japan 
gar nicht würdigen. Das mag sehr wohl wahr sein. Aber die kleinen Nationen zeigen 
eben mit ihrem Offensivgeist, wie sehr sie das bedeutendere Ziel, das Veto des Völ- 
kerbundes gegen die heute noch für die Lösung der Probleme des Lebensraumes der 
Nationen herrschenden Prinzipien überhaupt, zu würdigen wissen. — 


Indessen, so kategorisch die kleinen Nationen auch vom Völkerbund die Durch- 
führung seiner Bestimmungen fordern mögen, so ist Japans Haltung doch offenbar 
der Konstitution des Völkerbundes und des Kellog-Paktes gegenüber nicht allein- 
stehend. Die öffentliche Meinung Japans hat in dem Mandschureikonflikt keinen 
Zweifel gelassen, daß sie eher den Völkerbund als das Recht zu militärischer Inter- 
vention aufgeben wolle. Wenn man nun bedenkt, wie weit z. B. auch in allen ande- 
ren bürgerlichen Demokratien der stille Gedanke verbreitet ist, daß es trotz aller 
Handelsbeziehungen zu Sowjetrußland eines Tages doch zu der kriegerischen Ent- 
scheidung kommen müsse, ob die Welt proletarisch-kommunistisch oder bürgerlich- 
kapitalistisch sein soll, dann erkennt man, daß der Völkerbund den Kriegs- 
geist nicht nur in Japan zu überwinden hat. Wie der Individualismus 
beim einzelnen Menschen in schwierigen Situationen nur auf die eigene Kraft schaut 
und traut, so prägt er sich eben auch in der Haltung der demokratischen Staaten 
aus. Gemeinschaft und Ausgleich haben einen schweren Stand. Auf ein Gemein- 
schafisgefühl und einen Ausgleich kommt es aber für das Ziel des Völkerbundes als 
Letztes an. Denn inzwischen wächst die Lebensangst der Massen in 
der bürgerlich-individualistischen Ordnung. Je enger die Weltver- 


1) Sie ist bei den Völkerbundssitzungen in Paris gegen Japan laut geworden und drückt 
sich besonders im Antrag Spaniens, Schwedens, Irlands und der Tschechoslowakei vom 8. De- 
zember aus, mit dem sie eine Erklärung des Völkerbundes forderten, daß das Vorgehen Japans 
nicht als „Selbstschutz“ und die Errichtung von Mandschukuo nicht als „Resultat einer spon- 
tanen Unabhängigkeitsbewegung der Bevölkerung“ anerkannt und als mit den internationalen 
Bindungen unvereinbar gebrandmarkt werde. 
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knüpfung mit dem Verkehr wird, desto mehr steigt die Abhängigkeit ihres Daseins 
von Ereignissen in den fernsten Erdteilen. Die kommunistische Welt hat nicht ohne 
Grund den Glauben an den Untergang des Kapitalismus aus der ‚„imperialistischen 
Rivalität“. Gewalttätiger Angriffswille, wie wir ihn in der Mandschurei durch- 
brechen sahen, ist also nicht nur politisch, sondern auch wirtschaftlich verhängnis- 
voll. Darum auch hat der Völkerbund nicht nur ein politisches, sondern überdies 
ein technisch-wirtschaftliches Sekretariat. Wie es die Bestimmung des Völkerbundes 
sein soll, die politische Rivalität durch ein höheres Prinzip der Verständigung aus 
der Welt zu schaffen, so hat er auch im kapitalistischen System ein 
Tribunal für kollektivistische Planwirtschaft zu werden. Mit die- 
ser Renaissance der bürgerlichen Ordnung soll er den arbeitenden Massen die gleiche 
Geborgenheit vor Arbeitslosigkeit, Hunger und Elend, soll er ihnen Zufriedenheit 
mit dem Geschick bringen, wie es auch das Credo des kommunistischen Ordens 
will. Und ein friedfertiges Rivalisieren um die Wohnbarmachung der Erde an 
Stelle einer kriegerischen Auseinandersetzung mit dem Kommunismus. 

Man sage nicht, das alles sei von großem Glauben erfüllt, aber wenig wirklich- 
keitsbewußt. Es ist ein Ziel. — Ein Ziel, das hinter den Wirklichkeiten der 
Verständigungsarbeit des Völkerbundes im Mandschureikonflikt steht, wie ein neuer 
Weltkrieg hinter den Ereignissen im Fernen Osten heraufwächst, wenn der Völker- 
bund in der Mandschurei ergebnislos bleibt, wenn die Dinge den Lauf nehmen, den 
wir einleitend einmal hypothetisch voraussetzten. 


GUSTAV FESTER: 
Das Chacoproblem Il 


Krieg oder Nicht-Krieg? 


Die im ersten Aufsatz ausgesprochene Hoffnung auf Erhaltung des Friedenszu- | 
standes hat sich nicht erfüllt, vielmehr sind die Parteien in den — wohl von den 
Japanern erfundenen — neuzeitlichen Krieg ohne Kriegserklärung gewissermaßen 
hineingeglitten. Dieser Ersatz des alten Diskontinuums: Frieden-Krieg durch kon- 
tinuierlichen Übergang von einer Phase zur anderen ist eine Folgeerscheinung der 
Kriegsächtungsbewegung, die statt der gewollten vertieften Respektierung des Völ- 
kerrechtes nunmehr zum geraden Gegenteil, nämlich dem völkerrechtslosen Zustande 
geführt hat. Durch Vermeidung der Kriegserklärung vermeidet man auch das 
Stigma, der Angreifer gewesen zu sein, während das tatsächliche Losgehen der Ge- 
wehre stets leicht dem Gegner in die Schuhe geschoben werden kann. Man hat es in 
den letzten Jahren wiederholt erlebt, daß an sich wohlgemeinte, aber zu sehr mit 
nordamerikanisch-rationalistischer Prägung versehene Tendenzen durch Impon- 
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derabilien bei Menschen und Ereignissen durchkreuzt worden sind — man kann 
z. B. die „Irockenlegung“ als Parallelerscheinung anführen, die auch statt höherer 
Moral nur deren Gegenteil zur Folge gehabt hat. 


Die Ereignisse 


Die militärischen Ereignisse im Chaco von Juli bis Dezember sind dem euro- 
päischen Leser durch die Presse bekanntgeworden, wobei es ihm allerdings kaum 
möglich gewesen sein wird — physikalisch gesprochen —, die Beobachtungspunkte 
zu zusammenhängenden Kurven des Geschehens zu verbinden. In großen Zügen 
können wir bisher folgende drei Phasen des Krieges unterscheiden: die bolivianische 
Anfangsoffensive, der paraguayische Gegenstoß und schließlich das Erstarren der 
Front, wobei noch nicht vorausgesagt werden kann, ob man endgültig in die Periode 
des Stellungskrieges eingetreten ist oder ob die um die Jahreswende einsetzenden 
bolivianischen Angriffe zu erneuter Bewegung führen werden. 

Die Julioffensive der Bolivianer richtete sich in erster Linie gegen das para- 
guayische Zentrum mit der Schlüsselstellung des Forts Boquerön, um in den Besitz 
der als Verpflegungsbasis außerordentlich wichtigen Mennonitenkolonien zu ge- 
langen und längs der Bahn auf Puerto Casado am Paraguay vorzustoßen. Boquerön, 
das „Verdun“ des Chaco, fiel in bolivianische Hände, aber es gelang den Paraguayern, 
die bolivianischen Angriffe noch vor dem nächsten wichtigen Stützpunkt, Isla Poi, 
zum Stehen zu bringen. 

Inzwischen waren die paraguayischen Kriegsvorbereitungen weiter fortgeschrit- 
ten, die im Laufe der Zeit zur Aufstellung von etwa 0000 Mann führten; auch 
Flugzeuge wurden in Dienst gestellt, über die man ursprünglich kaum verfügt 
hatte. Die von General Roja geleitete paraguayische Gegenaktion begann mit einer 
intensiven Tätigkeit der irregulären ‚‚macheteros de la muerte“ (der „machete“ ist 
das große Buschmesser), die, mit der grünen Wüste wohlvertraut, allenthalben im 
Rücken der Bolivianer auftauchten, ihnen erhebliche Verluste beibrachten, die Ver- 
bindungslinien störten und die Kampfesmoral der fremden Hochlandstruppen er- 
schütterten. Die eigentliche Hauptoffensive setzte Anfang September ein, wiederum 
in Richtung auf Boquerön, und zwar gelang es dem begabten Abschnittskomman- 
danten Oberst Estigarribia, durch doppelt umfassenden Flankenangriff die Boli- 
vianer auf das Fort zurückzuwerfen und dort eine erhebliche Truppenzahl, etwa 
10000 Mann, einzuschließen. Zunächst bestand die Absicht, den Feind durch Hunger 
und Durst zur Übergabe zu zwingen; als aber die bolivianische Entsatzdivision 
Lanza in bedrohliche Nähe gerückt war, schritt man zum Bajonettangriff, Am 
29. September fiel die Hauptstellung mit etwa 2000 Gefangenen und 20 Geschützen 
in paraguayische Hände. 

‘Die paraguayischen Truppen schritten nunmehr von Erfolg zu Erfolg, eine 
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große Reihe bolivianischer Stützpunkte fiel in ihre Hände, und man Blaue in 
Asuncion, wo die Stimmung an die deutsche im ersten Weltkriegsmonat erinnerte, 
das Schicksal der gegnerischen Armee bereits besiegelt. In drei Gruppen drang das 
paraguayische Heer vor, im Norden gegen Platanillos, im Zentrum gegen Arce os 
im Süden gegen Samaclay, während noch weiter im Süden, am Pilcomayo, a 
Irregulären gewissermaßen als Kavalleriedivision in Flanke und Rücken .- Boli- 
vianer operierten. Die aus der Skizze klar erkenntliche Absicht Estigarribias war 
offenbar die, durch Umfassung im Norden (oder Durchbruch im Zentrum?) den 
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Hauptteil der bolivianischen Armee gegen den Pilcomayo zu drücken und zur Kapi- 
tulation oder zum Übertritt auf argentinisches Gebiet zu zwingen. Am 23. Oktober 
fällt der wichtige Straßenknotenpunkt Fort Arce im Zentrum, am 6. November 
Platanillos im Norden, und die Eroberung von Saavedra und des zernierten Samaclay 
scheint unmittelbar bevorzustehen. 

Über die Gründe des neuen „Marne-Wunders“, durch das die geschlagene und 
anscheinend demoralisierte bolivianische Armee dem drohenden Cannae im No- 
vember entging, kann man zur Zeit nur Vermutungen äußern. Unzweifelhaft hat 
die bolivianische Führung das Bedrohliche der Lage erkannt und wahrscheinlich 
einen großen Teil der Verstärkungen gegenüber dem Griff an die „Gurgel“ bei 
Platanillos eingesetzt. Ferner dürfte man die Stellung Saavedra—Samaclay schon 
vorher sehr stark ausgebaut haben, so daß die Frontalangriffe der Paraguayer schei- 
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tern mußten, die ihrerseits wohl den Gegner unterschätzt hatten, vielleicht auch 
nicht genügend artilleristisch den Sturmangriffen vorarbeiten konnten. Auf alle 
Fälle haben die Paraguayer in den etwa sieben Wochen dauernden Kämpfen um 
Saavedra keinen nennenswerten Erfolg gehabt, und die Front war zur Zeit der 
kurzen Waffenruhe um Weihnachten fast die gleiche wie Anfangs November. Mit 
der Jahreswende haben sich nun wieder die Rollen zwischen Angreifer und Ver- 
teidiger vertauscht. General Lanza, der inzwischen den Oberbefehl an General Kundt 
abgegeben hat, ist zum Gegenangriff bei Platanillos geschritten, der zur Einnahme 
dieses Forts sowie von Loa und Corrales führte, wodurch die rechte paraguayische 
Flanke in bedrohte Lage geraten könnte. Ob sich daraus eine neue Periode des Be- 
wegungskrieges entwickelt oder in Anbetracht der die Operationen erschwerenden 
Regenzeit die Front wieder zum Erstarren kommt, sei dahingestellt. Man möchte 
fast das letztere wünschen, da nur so, unter Berücksichtigung der Unwahrschein- 
lichkeit eines entscheidenden Endsieges, beide Parteien einer baldigen schieds- 
gerichtlichen Entscheidung geneigt sein werden. 


General Kundt 


Es scheint fast, als ob der Schatten der bevorstehenden Ankunft des Generals 
Kundt bei dem erneuten Umschwung des Kriegsglücks eine Rolle gespielt habe. 
Es soll an dieser Stelle, bei allem Respekt vor den bedeutenden Verdiensten des 
Generals um die Reorganisierung der bolivianischen Armee, nur kurz die über- 
wiegende Meinung der Deutschen Südamerikas wiedergegeben werden, wie sie bei- 
spielsweise selbst in dem am weitesten rechts stehenden Organ der deutschen Kolonie 
Argentiniens, „Deutsche La Plata Zeitung“, zum Ausdruck gebracht worden war. 
Schon vor einigen Jahren, als der Chacokonflikt zuerst akut wurde und dann die 
Regierung Siles in La Paz stürzte, hatte die argentinische Presse den General ge- 
wissermaßen zum Exponenten des bolivianischen Angriffswillens gemacht und bis- 
weilen auch gegen Deutschland im allgemeinen unfreundliche Kommentare ange- 
knüpft. Damals bestand diese Argumentation sicher zu Unrecht, denn der General 
hatte lediglich seine militärische Pflicht erfüllt, ohne sich um Politik zu kümmern. 
Heute dagegen liegen die Verhältnisse anders. Nach Auffassung wohl aller Süd- 
amerikadeutschen bestand kein Grund, daß sich der General von dem gleichen Volk 
als Retter bejubeln ließ, das ihn 1930 mit dem „Tyrannen“ Siles zur Flucht zwang. 
Die Sympathien fast ganz Südamerikas liegen nun einmal überwiegend auf para- 
guayischer Seite, und auch im deutschen Interesse ist es sicher nicht, daß ein ehe- 
mals deutscher General ein Angriffsheer gegen ein Land führt, das im Weltkrieg 
ehrlich neutral geblieben ist, stets die deutsche Einwanderung begünstigt hat — auch 
die mit Eroberung bedrohten Mennoniten sind deutschen Geblütes — und in dessen 


Armee sicher Hunderte von Deutschstämmigen dienen. 


140 AUFSÄTZE Heft 3 


Die Neutralen 


General Kundt hat bei seiner Rückkehr nach Bolivien einen Umweg über die 
Vereinigten Staaten gemacht. Man darf annehmen, daß überhaupt man- 
cherlei Fäden zwischen New York und La Paz gespannt sind; der 
aufmerksame Beobachter wird sich bisweilen fragen, ob es wirklich bloß Unfähig- 
keit ist, welche die Unfruchtbarkeit der Washingtoner Neutralenkommission be- 
dingt. Immerhin hat diese Karikatur auf Genf nach mehrjährigem Kreißen ein 
erstaunliches Ergebnis gezeitigt, nämlich den konkreten Demarkations- und Schieds- 
gerichtsvorschlag vom ı5. Dezember, der vielleicht teilweise Erfolg gehabt hätte, 
wenn er ein Jahr vorher gemacht worden wäre. Vielleicht auch mag er Paraguay 
dann akzeptabel erscheinen, wenn es eine größere Niederlage erleiden sollte, aber 
dann würde wieder Bolivien nicht damit zufrieden sein. Zunächst hat sich Paraguay 
von der Konferenz zurückgezogen, da der Vorschlag eine Begünstigung Boliviens dar- 
stelle. Die wesentlichen Punkte des Vor- 
schlages sind aus der zweiten Skizze 
ersichtlich. Erstens sollte der größte 
Teil des strittigen Gebietes militärisch 
von beiden Teilen geräumt werden, 
und zweitens sollte diese entmilitari- 
sierte Zone durch eine Linie längs des 
Meridian 60015’ in einen boliviani- 
schen und paraguayischen Sektor geteilt 
werden, der von je roo Mann Polizei 
bewacht werden sollte. Mit dieser Tren- 
nungslinie, die dem ungefähren Front- 
verlauf verspricht, hätte sich Paraguay 
wohl einverstanden erklären können, 
nicht aber mit der Abgrenzung der zu 
entmilitarisierenden Zone durch die 
Linie Ballivian—Vitrones im NW und 
das Paraguayufer im O. Auf diese 
Weise wäre nämlich fast die Hälfte des 
überhaupt in Frage stehenden Gebietes 


Hayes-Linie von 1878. 
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restliche, dem bolivianischen Maximalanspruch entsprechende Chacogebiet bis zum 
Paraguay in die entmilitarisierte Zone einbegriffen werden sollte, womit naturgemäß 
die Möglichkeit eines Verlustes für Paraguay durch den späteren Schiedsspruch ge- 
geben war. Daß der Vorschlag gerade von Washington ausging, wo Präsident Hayes 
vor 54 Jahren einen wesentlichen Teil des Gebietes bereits einwandfrei Paraguay 
zuerkannt hatte, mußte in Asuncion naturgemäß besondere Entrüstung erregen. 

Mit der Abberufung des paraguayischen Delegierten hat die Tätigkeit der Kom- 
mission ihr vorläufiges Ende erreicht. 


Hans RÖMER: 
Die Vereinigten Staaten und Haiti 


Zur Geographie und Geschichte Haitis 


Die Republik Haiti nimmt das westliche Drittel der zweitgrößten, gleichnamigen 
Insel im Karibischen Inselgürtel ein. Mit ihrer Bevölkerung von 21/, Mill. Köpfen 
- (80000 fremdnationale Weiße), fast ausschließlich Nachkommen der von den Fran- 
zosen hierhergebrachten afrikanischen Sklaven, ist sie nach Puerto Rico der am 
dichtesten bevölkerte Teil Westindiens. Nahezu 90% der Bevölkerung leben auf dem 
Lande und ernähren sich von primitivem Ackerbau. Kaffee ist heute der Hauptaus- 
fuhrartikel (70%) und übertrifft wertmäßig den aller anderen Produkte. Zur fran- 
zösischen und spanischen Zeit waren überdies Zucker und Indigo von Bedeutung; 
sie sind heute durch Baumwolle, Holz und Sisal verdrängt. Die offizielle Sprache 
des Landes ist das Französische. Der haitische Bauer spricht Kreolisch, ein Gemisch 
von Französisch und afrikanischem Patois. Der Katholizismus gilt als protektionierte 
Konfession, doch herrscht unter dem größten Teil der Bauernschaft noch ein tief- 
stehender Zauberkult. Die Angaben über das Analphabetentum in Haiti bewegen 
sich um 75% der Eingeborenen. 

Die ursprünglichen Bewohner Haitis waren Indianer. Bald nach der Entdeckung 
Westindiens durch Christoph Kolumbus wurde ‚Espahola“ von den Spaniern be- 
setzt, die seine Bevölkerung zu Sklaven machten. Durch die Arbeit Las Casas’ kam 
ein milderer Zug in die spanische Kolonialpolitik. Nachdem aber die 1503 begon- 
nene, durch den Anbau von Zuckerrohr bedingte, afrikanische Sklavenarbeit immer 
größeren Umfang annahm, verschlechterten sich ihre Lebensbedingungen stark. Um 
ı800 war das Indianerproblem erledigt. Die Insel galt bereits zu diesem Zeitpunkt 
als schwarz. Im Frieden von Ryswick (1697) trat Spanien den westlichen Teil 
Espafiolas an Frankreich ab, das dieses unter dem Namen Saint-Domingue bis 1789 
nach merkantilistischen Handelsmethoden regiert und zum reichsten Platz dieser 
Breiten gemacht hat. Aus der französischen Zeit stammen die heute fast gänzlich 
verschwundenen großen Kaffeeplantagen, die Bewässerungs- und Straßenanlagen 
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und der noch heute erkennbare französische Einschlag im Straßenbild der haitischen 
Städte. In den Jahren der Französischen Revolution hat der Negersklave Toussaint 
Louverture den Kampf gegen die französische Herrschaft begonnen. Erwin Rüsch 
hat uns in seinem ausgezeichneten Werk ‚Die Revolution von San Domingo“ (Ham- 
burg 1931) ein eindrucksvolles Bild dieser ersten Negerrevolution — nach ihm ein 
historisch-isoliertes Ereignis, das von Frankreich nur Anstoß- und Reizwirkungen 
erhalten hat — gegeben, ein Buch, das man auch zur Bewertung kommender afri- 
kanischer Ereignisse einmal zur Hand nehmen sollte. 1804 erfolgte die Erklärung 
der Unabhängigkeit des Landes unter dem indianischen Namen „Haiti“ durch den 
schwarzen General Dessalines, neben Soulouque der einzige Kaiser Haitis. Zehn Ver- 
fassungen sind von ı804 bis 1889 über Haiti ergangen. Die letzte, nach französi- 
schem Vorbild entworfen, hat bis zur amerikanischen Okkupation von 1915 gewährt. 
Die Regierungsform, theoretisch parlamentarisch, war in der Praxis diktatorisch, 
ein Dualismus, der für Vergangenheit und Gegenwart der Republiken um das 
amerikanische Mittelmeer keinen Sonderfall darstellt. Die Macht des Präsidenten 
war von seiner Waffengewalt abhängig. Zwischen 1807 und ıg15 haben vierund- 
zwanzig Präsidenten die Verwaltung innegehabt. Siebzehn wurden durch Revo- 
lutionen aus ihrem Amte getrieben. Die im Norden der Insel, nahe Kap Haiti 
lebenden organisierten Eingeborenenbanden (Cacos) spielen fast bei allen Umwäl- 
zungen die Hauptrolle. Von August ıgıı bis Juli 1915 haben allein sechs Präsi- 
denten die Geschicke des Landes geleitet. 

Die Finanzgeschichte Haitis ist bis ıgro ausschließlich mit Pariser Bankinstituten 
verknüpft gewesen; sie ist ein geeignetes Objekt zum Studium der Methoden und 
Moral der französischen Hochfinanz. 1915 betrugen die Schulden aus den äußeren 
Anleihen von 1875, 1896 und ıgıo ungefähr $24 Mill. Die innere Verschuldung 
belief sich auf rund $ı12 Mill. Im Fiskaljahr 1913/14 wurden ungefähr vier 
Fünftel der Zolleinnahmen — sie stellten nahezu 90% der Staatseinnahmen dar — 
für äußere und innere Schulden verausgabt. Ein- und Ausfuhrzölle waren als Sicher- 
heiten verpfändet, der Kaffeeausfuhrzoll allein für drei ausländische und zwei in- 
ländische Anleihen. Der Frachtverkehr wurde zum großen Teil von deutschen Reede- 
reien getätigt. Die amerikanischen Investierungen beliefen sich 1913 auf nur 
$ AMill. Im haitischen Import waren die Vereinigten Staaten schon damals mit 
70% beteiligt. Der Weltkrieg, der den haitischen Kaffeeexport nach seinem Haupt- 
abnehmerland Frankreich (60—70%) lahmlegte, hatte einen Aufschub der An- 
leihetilgungen zur Folge. Der Zinsendienst wurde bis zur amerikanischen Okku- 
pation aufrechterhalten. 


Dollardiplomatie vor dem Weltkrieg 


Wer den amerikanischen Vormarsch in Westindien und Zentralamerika seit dem 
Spanisch-Amerikanischen Krieg verfolgt hatte, dem konnte das Schicksal Haitis nicht 


RÖMER: DIE VEREINIGTEN STAATEN UND HAITI ıh3 


_ ungewiß sein. Die neuesten Arbeiten über die Politik der ersten großen amerikani- 
schen Imperialisten, Cleveland und Theodore Roosevelt, lassen keinen Zweifel mehr, 
daß den Vereinigten Staaten wichtiger als die wirtschaftliche Angliederung dieses 
Raumes der Bau und die Sicherung des Panamakanals unter völliger Ausschaltung 
Europas war, der für die Sicherheit der großen amerikanischen Union notwendig 
ist. Nach der Erwerbung der Inseln Puerto Rico und Kuba, dem Hay-Pauncefote- 
Vertrag von 1901, wurde 1907 San Domingo, der Osten der Insel Haiti, unter 
amerikanische finanzielle Botmäßigkeit gebracht. Mit dem Kuba oktroyierten Platt- 
Amendment hatte man einen Flottenstützpunkt in Guantanamo errichtet, der die 
Windward-Passage beherrschte. Zu wiederholten Malen versuchten die Vereinigten 
Staaten während dieser Jahre die dominikanische Samana Bay zu erwerben — 
bevor man herausfand, daß Korallenriffe und Felsklippen sie zu einem Flotten- 
stützpunkt durchaus ungeeignet machten. In der Linie der Sicherung des Panama- 
kanals nach der atlantischen Seite liegt im August ıgr/4 die Pachtung der Kleinen 
und Großen Maisinseln von Nikaragua. 1917 wurden die Jungfrauinseln, als deren 
Aspirant seit der Jahrhundertwende Deutschland galt, von Dänemark gekauft. 

Die ersten amerikanischen Anstrengungen, Haiti zu beherrschen, fallen in das 
Jahr 1905, mit der Fühlungnahme, wie sıch Haiti zu einer usamerikanischen Zoll- 
überwachung stellen würde. Die Ergebnisse waren für das State-Department wenig 
befriedigend. Anläßlich seiner lateinamerikanischen Reise (1910) lenkte Tafts 
Staatssekretär, Philander Chase Knox, die Aufmerksamkeit der amerikani- 
schen Öffentlichkeit erneut auf die strategische Bedeutung Haitis. Gelegentlich der 
Reorganisation der Nationalbank von Haiti, im Jahre 1910, traten die Vereinigten 
Staaten aus ihrer bisherigen Passivität heraus. Die Furcht, daß eine Beherrschung 
der Bank durch die geldgebende Banque de l’Union Parisienne der militärischen 
Festsetzung europäischer Mächte auf Haiti die Wege ebnen, daß Guantanamo gegen- 
über ein Flottenstützpunkt einer europäischen Macht errichtet werden könnte 
(Mole St. Nicholas — man dachte besonders an Deutschland!), führte im Oktober 
1910 zu einem Memorandum des State-Departments, in dem dieses gegen die 
Errichtung eines Bankenmonopols in Haiti protestierte. Knox 
machte darauf aufmerksam, daß Haiti Gefahr laufe, bei finanziellen Schwierig- 
keiten Interventionen europäischer Mächte zu veranlassen, was gegen die Monroe- 
Roosevelt-Doktrin verstoße. Er sprach seine Mißbilligung über den Bankvertrag aus, 
„der so nachteilig für amerikanische Interessen, so gefährlich für die Souveränität 
Haitis und so ungerecht in seinen Operationen für Volk und Regierung Haitis sei“. 
Durch amerikanischen Druck auf den Quai d’Orsay erhielten New-Yorker Banken 
20% der Aktien (5% gingen an Deutschland). Die Bank wurde von Paris aus ver- 
waltet, doch saß der Vorstand in New York. Ein Amerikaner wurde Vizepräsident. 
Die Leitung der Bank in Haiti wurde gleichfalls einen Amerikaner übertragen. 

Im selben Jahr schloß die haitische Regierung einen Vertrag über einen Bahnbau 
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von Port au Prince nach Kap Haiti mit der Compagnie Nationale des Chemins de 
Fer d’Haiti ab, deren Hauptrepräsentant der amerikanische Fruchtkönig J. P. Mac- 
Donald war, eine Transaktion, die nicht ganz ohne Bestechung abging. Die Kom- 
panie verpflichtete sich, den Bahnbau innerhalb von fünf Jahren auszuführen. Nach 
zwanzig Jahren sollte der Staat die Bahn übernehmen. Die haitische Regierung sagte 
eine Garantie von 6% auf die ausgegebenen Aktien zu. In einem zweiten Vertrag 
erhielt MacDonald das Recht zur Anlage von Plantagen auf allen freien, zwanzig 
Kilometer an jeder Seite der Bahnlinie gelegenen Ländereien, das Monopol für die 
Bananenausfuhr und gewisse Einfuhrzollerleichterungen. Er sollte dafür einen 
Dollar Pacht pro carreau für bebautes Land und einen Ausfuhrzoll von 2 am. Cent 
für den Bananenbüschel zahlen. Garantiert wurden von ihm $ 200000 jährlich. 
Differenzen aus beiden Verträgen sollten nach ausdrücklicher Übereinkunft nur 
durch haitische Gerichtshöfe geregelt werden dürfen. 

Nachdem 1913 ungefähr ı0o0o Kilometer der Bahn gebaut waren, beanstandete 
die Regierung in Port au Prince die Konstruktion und verweigerte die Zahlung. 
Der damalige Eigentümer der Eisenbahnkonzession, das Grace Syndicate, wandte 
sich entgegen den Abmachungen an das State-Department, und als man in Haiti 
Miene machte, sich mit Gewalt der gebauten Strecken zu bemächtigen, ließ der 
sonst so pazifistische Staatssekretär Wilsons, W. J. Bryan, wissen, daß das State- 
Department in diesem Fall „Schritte ergreifen werde, die es für notwendig erachte“. 

Differenzen über die von der Nationalbank laut Vertrag von ıgro durchzufüh- 
rende Finanzreform und innere Unruhen, die im Juli ıgı4 mit dem Sturz der 
Regierung Zamor endeten, brachten weitere Komplikationen. Schon am 26. Fe- 
bruar ıgıl hatte Bryan erklärt, daß die Vereinigten Staaten nicht abgeneigt seien, 
Haiti ihre guten Dienste in der Zollverwaltung angedeihen zu lassen. Im Juni ıg14 
erklärte der amerikanische Gesandte in Port au Prince: wenn die haitische Regie- 
rung sich nicht an die Budgetkonvention von 1910 halte, werde die Bank in eine Lage 
kommen, wo sie den Beistand der Vereinigten Staaten erbitten müsse; dies werde | 
die Überwachung der haitischen Zölle zur Folge haben. Am 2. Juli ıgı4 wurde 
Haiti offiziell von dem amerikanischen Wunsch auf Abschluß einer Zollkonvention 
verständigt. Der haitische Senat lehnte jegliche Vertragsverhandlungen mit den 
Vereinigten Staaten ab. Als am 7. November ıgı/4 der Führer der Revolutionäre, 
Davilmar Theodore, zum Präsidenten gewählt wurde, gingen Wilson und 
Bryan, die sonst mit großem Pathos über die Ethik internationaler Anerkennung 
gesprochen hatten, dazu über, die sonst so gerügten Knoxschen Methoden anzuwen- 
den. Das State-Department informierte Theodore, daß man ihn als provisorischen 
Präsidenten nur anerkennen könne, wenn er eine Kommission nach Washington 
entsende, die die Unterhandlungen über die Zollkonvention, die Nationalbank, die 
Eisenbahn und die Übertragung der Mole St. Nicholas aufnehme. In Haiti lehnte 
man dieses Ansinnen ab. Daraufhin wurden am 17. Dezember ıgr/, auf Anforderung 
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des amerikanischen Vizepräsidenten der Bank von Haiti $ 110000 auf dem ameri- 
kanischen Kriegsschiff „Machias“ nach New York gebracht. Finanziell in die Enge 
getrieben, wurde Theodore im Januar ıgı5 gestürzt. Im März des Jahres erschien 
ein Vertrauter Wilsons, Robert Fuller, als amerikanischer Spezialgesandter in Port 
au Prince und informierte den neuen Präsidenten, V. G. Sam, daß nach Unter- 
zeichnung des Vertrages, den er bei sich führe, es für ihn eine hohe Ehre sein 
werde, Sam den Anerkennungsbrief der Vereinigten Staaten zu überreichen. Der 
von Fuller überreichte Vertragsentwurf — die amtlichen amerikanischen Dokumente 
berichten nichts über die Fuller-Mission — wich in zwei wichtigen Punkten von 
dem ersten Vertragstext ab. Die Vereinigten Staaten sollten berechtigt sein, Haiti 
gegen jeden äußeren Angriff zu verteidigen (Weltkrieg!). Auf die Mole St. Nicholas 
verzichteten die Vereinigten Staaten. Haiti sollte nur die Versicherung abgeben, 
keiner fremden Macht diesen Platz zu überlassen. Der Umschwung der amerikani- 
schen Meinung war auf ein neues Marinegutachten zurückzuführen, daß die Mole 
St. Nicholas als Flottenstützpunkt absolut wertlos sei, da die Bucht für moderne 
Kriegsschiffe zu klein und kein Trinkwasser in der Umgebung vorhanden wäre. 
Als Fuller keine volle Zusage auf seine Vorschläge erhielt, reiste er ab, nicht ohne 
in Haiti die Gewißheit zu hinterlassen, daß die Zeit der Unterhandlungen bald zu 
Ende sein werde. Am 28. Juli 1915 brach eine neue Revolution aus, in deren Verlauf 
die Aufständischen in die französische Gesandtschaft eindrangen und den dort wei- 
lenden Präsidenten Sam töteten. Der amerikanische Admiral Caperton wurde un- 
verzüglich mit einem Geschwader von Guantanamo nach Port au Prince beordert, 
um den Schutz des amerikanischen und anderen fremdländischen Lebens und Eigen- 
tums zu übernehmen. Der Nachfolger Bryans, Robert Lansing, begnügte sich damit, 
neben den so oft gehörten humanitären Gründen die drohende Intervention euro- 
päischer Mächte als Ursache für das amerikanische Eingreifen anzugeben. 


Offene Vergewaltigung 


Konnte aus der Praxis des internationalen Rechts nichts gegen die Landung 
amerikanischer Truppen eingewandt werden, so standen die folgenden Handlungen 
Capertons, für die ihn der amerikanische Marineminister Daniels ‚seinen wärmsten 
Dank“ aussprach, in krassem Widerspruch zu den internationalen Rechtsätzen. Als 
der eine der Präsidentschaftskandidaten, Dartiguenave, im Wahlkampf laut werden 
ließ, daß er sich mit der amerikanischen Okkupation abfinde, empfahl Caperton ihn 
in Washington sofort als den brauchbaren Mann. Am 12. August 1915 wurde Dar- 
tiguenave im Beisein von Capertons Stabschef und amerikanischer Marine- 
truppen von der haitischen Nationalversammlung zum Präsidenten gewählt. Zwei 
Tage später kam wieder das State-Departement mit seinen Daumenschrauben. USA. 
werde Dartiguenave nur anerkennen, wenn der haitische Kongreß ihn autorisieren 


werde, einen Vertrag abzuschließen, der den Vereinigten Staaten die Kontrolle über 
Io 
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Zölle und Gendarmerie zuspreche. Als am 19. August noch keine Nachricht an 
Caperton gelangt war, ließ dieser die haitischen Zollämter durch Militär besetzen 
und den Kriegszustand erklären. Nach dem Rücktritt von drei Mitgliedern des 
haitischen Kabinetts wurde unter dem Zwang der Ereignisse der Vertrag am 16. Sep- 
tember ıgı5 von Dartiguenave unterzeichnet. Caperton berichtete nach Hause, 
„dieses haben wir erreicht, weil wir im günstigen Verhandlungsstadium militärischen 
Druck ausgeübt haben“. Die Zustimmung des haitischen Kongresses erreichte Ca- 
perton durch Einbehaltung sämtlicher Zolleinnahmen und durch die Erklärung, daß 
die Vereinigten Staaten auch ohne Vertrag die Kontrolle über 
Haiti übernehmen würden. 

Der Vertrag bestimmte die Ernennung eines auf Vorschlag des „amerikanischen 
Präsidenten vom haitischen Staatspräsidenten bezeichneten Generaleinnehmers der 
Zölle“, dessen Aufgabe es sein sollte, „to collect, receive and apply“ alle Zollein- 
nahmen, und eines auf dieselbe Weise bezeichneten „Finanzratgebers“, der dem 
haitischen Finanzminister beigeordnet sein sollte und dem dieser „tatkräftige Hilfe 
für seine Vorschläge und Arbeiten geben werde“. Die Aufnahme neuer Anleihen 
ohne amerikanische Zustimmung wurde verboten. Die Zollsätze durften nicht er- 
niedrigt werden. Eine Nationalgarde von 3000 Mann sollte gebildet werden, die so 
lange unter amerikanischem Kommando stehen sollte, als die Bedingungen für ihre 
Ersetzung durch haitische Offiziere nicht gegeben seien. Die Abtretung von Gebiet 
an eine frernde Macht oder der Abschluß von Verträgen, die Haitis Selbständigkeit 
gefährden könnten, wurde untersagt. Haiti mußte sich verpflichten, die Maßnahmen 
auszuführen, die nach der Meinung der vertragschließenden Parteien notwendig für 
„das Gesundheitswesen und die Hebung des öffentlichen Wohles“ seien. Dem Kuba- 
Platt-Amendment nachgebildet, erhielten die Vereinigten Staaten das Recht, ‚alle 
Schritte zu ergreifen, um die Durchführung des Vertrages sicherzustellen“. Die 
Vertragsdauer wurde zunächst auf zehn Jahre festgesetzt. Reservationen der haiti- 
schen Kammern, vor allem Verwahrung gegen die weitgehenden Rechte des Finanz- 
beraters, wurden von Lansing zurückgewiesen. Ohne Debatte wurde der Vertrag am 
3. Mai 1916 vom amerikanischen Senat einstimmig gutgeheißen. 

Schon am 28. März 1917 wurde der Vertrag von ıgı6 um weitere zehn Jahre 
verlängert, „auf Grund der Notwendigkeit, für Haiti eine mehr als zehnjährige An- 
leihe flüssig zu machen“, ohne daß dieses Protokoll dem amerikanischen oder haiti- 
schen Senat zur Ratifikation vorgelegt wurde. Unter amerikanischem Druck wurde 
die haitische Nationalversammlung, die den Amerikanern nicht gefügig war, auf- 
gelöst und die Verfassung durch Plebiszit vom ı2. Juni 1918 in drei wesentlichen 
Punkten abgeändert. Sie waren vom amerikanischen Unterstaatssekretär für die 
Marine, Franklin D. Roosevelt, ausgearbeitet worden. Die neue Verfassung gab 
Fremden das Recht, Land zu erwerben (amerikanische Fruchtkonzerne!). Sie er- 
kannte die amerikanische Okkupation als rechtlich verbindlich 
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an und schaltete die Legislative aus, um eine ungehinderte Verwaltung 
durch die Amerikaner möglich zu machen. Die Kontrolle über die Nationalbank 
ging in amerikanische Hände über. 


1922 ließ man an Stelle Dartiguenaves durch den Staatsrat den Amerika günstig 
gesinnten Louis Borno zum Staatspräsidenten wählen. Borno willigte in den Ab- 
schluß einer Schiedskonvention ein, die alle amerikanischen Ansprüche regeln sollte. 
Er räumte den Amerikanern die gesamte Verwaltung des Steuerwesens ein, befür- 
wortete eine 16-Mill.-Dollar-Anleihe von der National City Bank und erhielt dafür 
Schutz in seinem Amt. Die oberste Staatsgewalt lag seit ı922 in den Händen des 
amerikanischen Gesandten und ‚„Oberkommissars für Haiti“, John H. Russell. Ihm 
standen fünf Vertragsbeamte zur Seite: zwei Zivilpersonen, der Finanzberater-Gene- 
ralzolleinnehmer und der Generaldirektor für landwirtschaftliche Angelegenheiten. 
Sodann drei Militärs, der Kommandant der Garde, die Direktoren des Verkehrs- 
und Gesundheitswesens. Den fünf Vertragsbeamten unterstanden ungefähr hundert 
amerikanische Verwaltungsbeamte. Weiter befanden sich etwa hundert Offiziere im 
Dienst der Garde. Die Vereinigten Staaten unterhielten ıg29 in Haiti ein Marine- 
korps von 37 Offizieren und 500 Mann. Port au Prince und Kap Haiti waren zu 
Flottenstützpunkten geworden. 


Letzte Entwicklung: der Samthandschuh 


Die Frage nach der Zukunft Haitis ist mit dem Näherrücken des Vertragsablaufes 
wieder zum Problem der amerikanischen Außenpolitik geworden. Der plötzliche 
Rücktritt des amerikanischen Finanzberaters für Haiti, A. C. Millspaugh, im Som- 
mer 1929 hat der ganzen Frage einen vorzeitigen Anstoß gegeben. Millspaugh hat 
uns in seinem Buch „Haiti under American Control‘ (Boston 1931) die Erfolge 
der amerikanischen Verwaltung auf dem Gebiet der Befriedung (Entwaffnung der 
Caoos), der Finanzwirtschaft, des Handels und Verkehrs, der Landwirtschaft und 
kulturellen Belange, besonders der Hygiene vor Augen geführt. Sie können von nie- 
mandem bestritten werden. Wir müssen es uns aus Raummangel versagen, auf 
Einzelheiten einzugehen. Bemerkt werden soll nur, daß die amerikanischen In- 
vestierungen in Haiti auf $ 3ı Mill. angelaufen sind und alle Wirtschaftszweige von 
Amerikanern kontrolliert werden. Der haitische Außenhandel ist um 50% ge- 
wachsen. Die öffentlichen Schulden sind auf $ 14,5 Mill. gesunken, innere Schulden 
sind nicht mehr vorhanden). 

Millspaugh hat auf der anderen Seite eine rückhaltlose Kritik an dem Verhalten 
der amerikanischen Vertreter geübt. Er verurteilte die Okkupation in ihrer be- 


1) Typisch die trügerischen Ergebnisse des Hineinzwingens in die. Monokulturform der 
usamerikanischen Wirtschaft und damit in eine Anfälligkeit gegen Krisen, deren Auswirkung 
in diesen Zeilen naturgemäß noch nicht hervortreten kann. Schriftleitung. 

10* 
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stehenden Form und Gestalt, riet zu einem friedlicheren Kurs gegenüber Haiti, 
„da man alles daran setzen müsse, in einer modifizierten Form den Beistand länger 
als 1936 zu leisten“. 

Der Anstoß zur Aufrollung der haitischen Frage wurde durch eine Revolte im 
Dezember 1929 gegeben, durch die Borno gestürzt wurde. Es kam zu blutigen Zu- 
sammenstößen zwischen amerikanischen Marinesoldaten und der haitischen Bevölke- 
rung in Port au Prince. Russell bat um Entsendung weiterer Truppen und von 
Kriegsschiffen ‘nach Haiti. Am 3. Dezember 1929 trat Coolidge vor den Kongreß 
und bat um Ermächtigung zur Entsendung einer Untersuchungskommission, die eine 
„bestimmtere Politik gegenüber Haiti“ festlegen sollte. Die Forbes-Kommission 
empfahl die baldige Haitisierung der Verwaltung. Im Dezember 1930 wurde 
Dr. Stenio Vincent zum Präsidenten gewählt und die legislative Gewalt durch eine 
Nationalverwaltung wiederhergestellt. Die Entscheidung der haitischen Zweiten 
Kammer vom ıg. Juni 1931, daß die amerikanische Okkupation mindestens seit 
dem 3. Mai 1926 widerrechtlich sei, da das Protokoll von 1917 nicht ratifiziert 
wurde, ließ die Amerikaner zu schnellen Vertragsverhandlungen schreiten. Am 
5. August ı93ı wurde zwischen dem amerikanischen Bevollmächtigten Dana G. 
Munro und dem Außenminister Leger ein Abkommen unterzeichnet, nach dem Zoll- 
wesen und Nationalgarde weiterhin in amerikanischen Händen bleiben sollte. Die 
Marinetruppen sollten innerhalb zweier Jahre abberufen werden, wenn der Zustand 
der Garde es gestatte. Alle anderen Posten sollten mit haitischen Staatsangehörigen 
besetzt werden. Dieser vorgesehene Wechsel in den betreffenden Verwaltungszweigen 
trat am ı. Oktober 1931 ein. Am ı. Februar 1932 wurden bereits zum zweitenmal 
amerikanische Offiziere abberufen und durch nationale ersetzt. Von dem Erfolg 
mutig gemacht, ersuchte Leger bereits am 22. Dezember 1931 um Wiederaufnahme 
der Verhandlung zur Prüfung der Zollfragen, wozu sich die Vereinigten Staaten am 
6. April 1932 bereit erklärten. Als Ergebnis der Unterhandlungen kam zwischen 
Munro und dem neuen Außenminister Albert Blanchet ein Vertrag zustande, der 
den Termin der vollständigen Haitisierung der Nationalgarde und den Beginn (!) 
der Zurückziehung der amerikanischen Marinetruppen auf den 31. Dezember 1934 
festsetzte. Doch enthält der Notenwechsel zum Vertrage den schwerwiegenden Satz: 
„Es versteht sich, daß es sich als unmöglich erweisen könnte, dieses Programm zum 
angegebenen Termin auszuführen, falls ernste Unruhen oder unvorhergesehene 
Schwierigkeiten in Haiti entstehen würden.“ Der Generalzolleinnehmer und Finanz- 
ratgeber sollten ersetzt werden durch einen „Fiscal Representative“ und einen „De- 
puty Financial Representative“. Ihre Ernennung sollte wiederum erfolgen auf Vor- 
schlag des amerikanischen Präsidenten durch den haitischen Staatspräsidenten. Am 
21. September 1932 hat die haitische Nationalversammlung den Munro-Blanchet- 
Vertrag zurückgewiesen, da sein Unterschied zu den Zollvorschriften im Vertrage 
von 1916 nur verbaler Natur sei und an den Fakten dadurch nichts geändert würde. 
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Ob die Vereinigten Staaten trotz der Platt-Amendment-Formel im Vertrage von 
ıg16, die es ihnen jederzeit erlaubt, sich in haitische Angelegenheiten zu mischen 
und gegebenenfalls zur neuen militärischen Besetzung zu schreiten, auf die gänzliche 
finanzielle Kontrolle in Haiti verzichten werden, scheint uns sehr zweifelhaft. 


JurIJ SEMJONOW : 
Die Grenzen der Sowjetunion) 


Aus dem Weltkrieg und der Revolution ist Sowjetrußland in neuer territorialer 
Gestalt und neuer sozialer Ordnung hervorgegangen. Durch die Verschiebung der 
äußeren Grenzen wurde nicht nur die Stellung des Reiches nach außen hin 
verändert, sondern auch seine innere wirtschaftsgeographische Struktur. Beides 
zwang gebieterisch zu einer neuen Grenzziehung. Wenn die äußere Grenzgestaltung 
in erster Linie an die großen Fragen der Außerpolitik und der Landesverteidigung 
rührt, deren Untersuchung einer speziellen Arbeit vorbehalten bleiben soll, so übte 
sie dennoch auch auf die politische und wirtschaftliche Problematik der inneren 
Grenzziehung einen starken Einfluß aus, der in der sog. „Rayonierung“ zum 
Ausdruck kam. 

Für die Zukunft des Sowjetstaates besitzt die Rayonierung eine Bedeutung, die 
man nicht hoch genug einschätzen kann. Ihr Zweck wurde durch eine im Jahre 
1921 gebildete Regierungskommission als „Einteilung der UdSSR. in wirtschaft- 
liche Rayons“ (daher der Ausdruck ‚Rayonierung‘‘) bezeichnet, die als Grund- 
lage „einer neuen adminsitrativen Teilung“ dienen sollte, „mit dem Ziel, ein 
Verwaltungssystem zu schaffen, das die höchste Entwicklung 
der Produktionskräfte verbürgt“. Somit wurden der Rayonierung wirt- 
schaftliche und politische Aufgaben zugleich gestellt, denn das Problem der „ad- 
ministrativen“ Einteilung führte selbstverständlich weit über die Grenzen der reinen 
verwaltungstechnischen Fragen hinaus. Untersucht man die Zusammenhänge zwi- 
schen der neuen Gestaltung der Staatsgrenze und der inneren Grenzziehung, so 
tritt das besonders klar zutage. 

Die Staatsgrenze der UdSSR. erfuhr nach dem Kriege nur im Westen wesent- 
liche Veränderungen. Durch die neue Grenzziehung wurde Sowjetrußland von der 
Ostsee und dem Baltikum im Norden, von der Donau im Süden abgedrängt. Da- 
zwischen zieht sich in ziemlich gerader Richtung von Norden nach Süden die neue 
Staatsgrenze, die bedeutend kürzer geworden ist als die alte. Betrachtet man die 


1) Siehe Aufsätze: Semjonow, Die Revolution und die inneren Grenzen Rußlands (Z. £. 
Geopolitik IV, Heft ı1, S. 970); Eurasiaticus, Grenzprobleme Sowjetrußlands (2. f. Geo- 
politik VI, Heft 9, S. 976). Bei dem Aufsatz Semjonow, Die geographischen Leitlinien des 
Fünfjahresplanes in Heft 2/1933 der Z. f. Geopolitik unterlief auf Seite 67 ein entstellender 
Fehler: die Karte II bezieht sich auf das Ende des ı8., dia Karte III des 19. Jahrhunderts. 
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neue westliche Grenze der Sowjetunion im ganzen, so fallen besonders zwei wich- 
tige Umstände auf: erstens schneidet die Grenze frühere wirtschaftliche Ver- 
bindungslinien aus dem Inneren der Union nach Westen ab; zweitens schneidet 
sie in ihrem mittleren Teil die einheitlichen ethnischen Gruppen durch, die ihrem 
Wesen nach zu der Sowjetunion gehören. Leningrad wird jetzt zum einzigen Aus- 
falltor von Nordrußland nach Westen, aber seine Verbindung mit dem offenen 
Meer ist erheblich ungünstiger als früher. Die Folge davon ist, daß der Weg nach 
der Murmanküste besondere Bedeutung gewinnt. Die früher vernachlässigten Ge- 
biete: Karelien und Murman-Halbinsel, werden jetzt zu dem natürlichen Einfluß- 
gebiet und zum Hinterlande von Leningrad. Dasselbe gilt für den Streifen, der 
südlich von Leningrad an der neuen Grenze mit Estland und Lettland liegt. Seiner 
früheren Verbindung mit der Ostsee beraubt, ist dieses Grenzland heute naturnot- 
wendig auf Leningrad angewiesen. So entsteht das Leningrader Gebiet 
als eine unmittelbare Folge der neuen äußeren Grenzziehung, 
die zugleich die wirtschaftlichen und die politischen Voraussetzungen für die Zu- 
sammenfassung jener Grenzmarken schuf. 

Auch auf die Bildung der neuen Unionsrepubliken Weißrußland und Ukraine 
blieb die neue staatliche Grenze im Westen nicht ohne Einfluß. Man darf indessen 
nicht annehmen, daß dieser Umstand allein bestimmend war. Die Grundsätze der 
Nationalitätenpolitik waren schon vor dem Krieg im großen ganzen von der Kom- 
munistischen Partei geprägt worden. Es wäre daher irrtümlich die Entstehung der 
neuen Grenzrepubliken nur auf die propagandistische Auswertung des nationalen 
Moments zurückzuführen: jene Politik der nationalen Befreiung wirkt sich im 
Innern der Union nicht weniger stark aus als in den Grenzgebieten. Man kann 
indessen nicht bestreiten, daß eben die Grenzlage der meisten früher unterdrückten 
Völker zur besonderen Betonung ihrer nationalen Selbständigkeit beigetragen hat. 


So entstanden im Westen zwei Bundesrepubliken — Weißrußland und Ukraine —, bei 
‚deren Abgrenzung national-politische Erwägungen vielfach die rein wirtschaftlichen zurück- 
drängten. Die Weißrussische Republik sollte nach dem ursprünglichen Plan in den größeren 
Westrayon zusammen mit den Gouvernements Smolensk und Brjansk eingehen, die Ukraine 
sollte zwei Rayons bilden, deren einer, das Südmontangebiet, auch die Krim enthalten sollte. 
Indessen, da die Gouvernements Smolensk und Brjansk ebenso wie die Krim der Bevölke- 
rung nach sich von Weißrußland und der Ukraine unterscheiden, so fand ihre Vereinigung 
mit den Rayons, zu denen sie natürlicherweise wirtschaftlich hingravitieren, nicht statt. Aus 
Rücksicht auf die Nationalitätenpolitik wurde die Ukraine (gleichwie die Republik Kasakstan 
in Mittelasien) als eigner Rayon belassen, während nach dem Entwurf zwei Rayons vor- 
gesehen waren. Angesichts der durch die neue Staatsgrenze aufgezwungenen Spaltung des 
ukrainischen und des weißrussischen Volkes ist der Wunsch, sie als einheitliche, mächtige 
und nach der Sowjetverfassung sogar „souveräne“ Staatsgebilde zu gestalten, durchaus ver- 
ständlich. Was insbesondere die Ukraine betrifft, so wäre ihre Spaltung in zwei Rayons 
mag sie rein theoretisch auch begründet sein, nicht zweckmäßig. Die neue rumänisch- 
ukrainische Grenze, die wegen der Streitigkeiten um Bessarabien für jeglichen Verkehr 
gesperrt ist, verschob den wirtschaftlichen Mittelpunkt der Ukraine nach Nordwesten und 
zwingt sie, auf die westlichen halberstarrten Grenzgebiete aus dem Innern heraus einzuwirken. 
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Der Einfluß der äußeren Grenze auf die innere Grenzgestaltung ist auch im 
Kaukasus zu beobachten, wo die Grenzlinie zwischen der UdSSR. und der 
Türkei und Persien läuft. Diese Grenze wurde ebenfalls durch die Nachkriegs- 
ereignisse „aktiviert“. Hier fällt nicht so sehr die Abtretung einiger Grenzbezirke 
an die Türkei ins Gewicht, als vielmehr die Veränderung der geopoliti- 
schen Lage jenseits der Grenze. Die erhöhte Empfindlichkeit der kaukasi- 
schen Staatsgrenze machte die festere Zusammenfassung der kaukasischen Grenz- 
gebiete notwendig. Bei voller Wahrung des nationalen Grundsatzes wurde dieses 
durch die Bildung einer Föderation aller transkaukasischen Völker erreicht, die 
auch wirtschaftlich einen einzigen Rayon darstellt. 

Einen anderen Weg schlug die Sowjetregierung in Mittelasien ein, wo zu- 
erst eine Turkestanische autonome Republik entstand, die dann im Jahre 1924/25 
nach den nationalen Merkmalen in zwei Bundesrepubliken und einige autonome 
Republiken aufgeteilt wurde, von denen später eine — die Tadschikische — auch 
zum Rang einer Bundesrepublik erhoben worden ist. Da die Staatsgrenze hier un- 
verändert geblieben und politisch weniger gespannt ist als in anderen Teilen der 
Union, so richtete man sich hier mehr nach den Bedürfnissen des inneren Aufbaus. 
Hierbei trat der nationalpolitische Grundsatz schärfer hervor als der wirtschaft- 
liche: die überaus verwickelten und häufig sogar feindlichen gegenseitigen Be- 
ziehungen der Völker Mittelasiens untereinander verlangten, daß die Grenzen be- 
reinigt wurden, bevor man an gemeinsame wirtschaftliche Aufgaben herantrat. 
Trotzdem wurde die Vorherrschaft der nationalpolitischen Erwägungen bei der 
Abgrenzung der mittelasiatischen Republiken bis auf die jüngste Zeit in der Sowjet- 
union vom wirtschaftlichen Standpunkte aus kritisiert. So schrieb die Moskauer 
„Handels- und Industriezeitung“ am 3. April 1929: 


„Der territoriale Bestand und die äußeren Grenzen der Rayons und der Republiken ent- 
sprechen bei weitem nicht immer den Aufgaben der wirtschaftlichen Rayonierung und daher 
auch nicht der planmäßigen Entwicklung der Produktionskräfte in der Union. Das muß 
besonders unterstrichen werden für Mittelasien ... wo die Baumwollkultur infolge des 
Fehlens administrativer und wirtschaftlicher Einheit der Republiken auf große Schwierig- 
keiten stößt.“ 

Tatsächlich sollte Mittelasien nach dem ursprünglichen Entwurf einen einzigen 
Rayon bilden und der nationale Grundsatz nur in der Untergliederung in einzelne 
Republiken in Erscheinung treten. Gegenwärtig aber besteht Mittelasien aus fünf 
Rayons, ein Zustand, der wirtschaftlich gar nicht zu rechtfertigen ist. Allerdings 
werden die ungünstigen Folgen der Zersplitterung in Mittelasien durch die Zu- 
sammenfassung der Leitung aller wichtigsten Zweige der Wirtschaft bei der Union 
aufgewogen. So wird z. B. die Baumwollproduktion der mittelasiatischen Repu- 
bliken von Moskau aus geregelt, von wo aıch alle Pläne und Geldmittel kommen. 
Durch die Tätigkeit des „Mittelasiatischen Wirtschaftsrates“ und nicht zuletzt des 
Mittelasiatischen Büros der Kommunistischen Partei ist gegenwärtig die Einheit 
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bei dem Ausbau der Bewässerungsanlagen und bei der Entwicklung der Baum- 
wollkultur erreicht worden. 

Die russisch-chinesische Grenze in der Mongolei ist zwar formal die 
alte geblieben, hat aber dennoch ihren Charakter dadurch geändert, daß hier zwei 
„Volksrepubliken“ — Tannu-Tuwa und die Mongolei — entstanden sind, die, durch 
die Wüste von China getrennt, dem starken wirtschaftlichen und politischen Ein- 
fluß der Sowjetunion ausgesetzt sind. Hier entstand an der Grenze innerhalb der 
UdSSR. die autonome Burjat-Mongolische Republik. Sie wird von der Sowjetunion 
kulturell und wirtschaftlich stark unterstützt und übt auf die verwandten mongoli- 
schen Volksrepubliken eine große Anziehungskraft aus. 

Der fernöstliche Abschnitt der Staatsgrenze wurde in der Nach- 
kriegszeit zum Mittelpunkt der außenpolitischen Spannungen. Die Besonderheit 
dieses Abschnitts besteht darin, daß er die einzige empfindliche Stelle darstellt, 
wo sich die Staatsgrenze nicht auf eine nationale autonome oder Bundesrepublik 
stützt, da hier die volklichen Voraussetzungen dazu fehlen. Daher waren bei der 
Rayonierung im Fernen Osten rein verwaltungstechnische und politische Motive 
ausschlaggebend. Aus den besonders exponierten Küstengebieten sowie den Marken 
an der mandschurischen Grenze und in Nordsachalin wurde ein selbständiger 
Rayon — das Fernöstliche Gebiet — gebildet. Der Anschluß der westlichen Teile 
dieses Rayons an das ostsibirische Gebiet im Jahre 1932 gab wohl der Absicht 
Ausdruck, das Randgebiet durch ein Hinterland stärker kontinental zu binden. 

Zum Schluß wollen wir noch bemerken, daß die starke Aktivierung der nörd- 
lichen und nordöstlichen Grenze der Sowjetunion, die in der wissen- 
schaftlichen Forschung (Polarexpeditionen, ständige Stationen und Institute) sowie 
in der wirtschaftlichen Durchdringung (Nordischer Seeweg!) in Erscheinung tritt, 
auch ihren Einfluß auf die innere Grenzziehung ausübte. An die Eismeer-, 
Ochotski- und Beringmeergrenze lehnt sich eine Reihe von neuen nationalen Be- 
zirken der nomadisierenden nördlichen Völkerschaften an, die allerdings keine 
selbständigen wirtschaftlichen Rayons bilden. 

* 

Die innere Grenzenbildung zog sich in der UdSSR. bekanntlich über viele 
Jahre hin. Vor 5 Jahren versuchten wir an dieser Stelle eine Vorstellung von ihren 
theoretischen Schwierigkeiten zu geben. Schon das Problem des wirtschaftlichen 
Rayons an sich ist außerordentlich kompliziert. Noch verwickelter gestaltete sich 
die praktische Neugliederung infolge der „teleologischen“ Auffassung des Rayons 
durch die Sowjetbehörden. Bei der Planung ging die Sowjetregierung von wirt- 
schaftlichen Zielsetzungen aus; dagegen mußte die verwaltungspolitische Rayo- 
nierung unweigerlich in erster Linie mit der bestehenden Wirklichkeit rechnen. 
Daraus entstand oftmals ein Konflikt zwischen wirtschaftlicher und politischer 
Rayonierung, der meistens in einen Kompromiß auslief. Wie wir bereits sahen, 
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wich man am weitesten vom wirtschaftlichen Grundsatz bei der Neugliederung in 
den Grenzgebieten ab, weil alle Bundesrepubliken als selbständige 
Rayonsabgeteili waren. Die zweite Abweichung vom wirtschaftlichen Grund- 
satz bildete das Absondern autonomer Republiken in selbständige Rayons. 
So wurde die Baschkiren-Republik nicht in das Uralgebiet einbezogen, zu dem sie 
natürlicherweise gravitiert und obgleich sie sogar eine Enklave im Uralgebiet hat; 
die Tatarische Republik schloß sich nicht an das Mittelwolgagebiet an usw. Diese 
Abweichungen waren wohl nicht zu vermeiden. Nach ihrer politischen Bedeutung 
steht die nationale Frage in der UdSSR. auf einer Ebene mit den Fragen der 
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Verwaltungspolitische Gliederung der Sowjetunion: 


. I. Leningrader Gebiet. XV. Autonome Republik Krim. 
II. Nord-Gebiet. XVI. Nordkaukasischer Gau. 
III. Weißrussische Bundesrepublik. XVII. Transkaukasische Bundesrepublik. 
IV. West-Gebiet. X VIII. Westsibirisches Gebiet. 
V. Moskauer Gebiet. XIX. Ostsibirisches Gebiet. 
VI. Iwanow-Gebiet. XX. Jakutische Autonome Republik. 

VII. Gorki- (früher Nischni-Nowgorod-) Geb. XXI. Fernost-Gebiet. 

VIII. Ural-Gebiet. XXIII. Autonome Republik Kasakstan. 
IX. Tatarische Autonome Republik. XXIII. Autonome Republik Karakalpakien. 
X. Baschkirische Republik. XXIV. Autonome Republik Kirgisien. 
XI. Zentral-Schwarzerde-Gebiet. XXV. Bundesrepublik Tadschikistan. 

XII. Mittelwolga-Gebiet. XXVI. Bundesrepublik Usbekistan. 

XIlI. Niederwolga-Gebiet. XXVII. Bundesrepublik Turkmenistan. 


XIV. Bundesrepublik Ukraine. 
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Landesverteidigung, welche auch bei der inneren Grenzziehung nicht unberück- 
sichtigt bleiben durften. Hier hatte man es mit der Staatsräson zu tun — und es 
konnte sich nur darum handeln, die ungünstigen Folgen zu beseitigen. Ganz all- 
mählich und vorsichtig werden sie korrigiert, ohne das nationale Prinzip zu ver- 
letzten. Der Tendenz zur Bildung „integraler“ Rayons, d. h. solcher, in denen 
der wirtschaftliche Grundsatz dem politischen zumindest das Gleichgewicht hält, 
geschieht dabei kein Abbruch. Diese Tendenz zeigte sich bei der Einbeziehung 
aller nationalautonomen Gebiete in die entsprechenden Rayons, was nach und nach 
geschah. Noch wichtiger ist die allmähliche Eingliederung der autonomen Repu- 
bliken — der Sowjetautonomien höheren Ranges — in die Rayons. Die Initiative 
in dieser Beziehung ging von der Deutschen Wolgarepublik aus, deren Abgrenzung 
nach nationalem Grundsatz in vielen Fällen die Loslösung der Bevölkerung von 
ihren wirtschaftlichen Zentren bedeutete. Diesem Widerspruch ist dadurch ein Ende 
bereitet worden, daß die Wolgadeutsche Republik im Jahre 1928 in das Unter- 
wolgagebiet einbezogen wurde. Im April ıg929 fand die Tschuwaschen-Republik 
Anschluß an das Gorki- (Nischni-Nowgoroder-) Gebiet, die Burjat-Mongolische 
Republik 1930 an das neugebildete Ostsibirische und schließlich 1932 die Dagesta- 
nische Republik an das Nordkaukasische Gebiet. In allen diesen Fällen wurde der 
Anschluß durch offensichtliche wirtschaftliche Notwendigkeit bestimmt. Man kann 
annehmen, daß dieser Vorgang sich auch weiter fortsetzen wird. Als nächstes ist 
wohl die Angliederung der Baschkiren-Republik ans Uralgebiet und die der Tatari- 
schen Republik an das Mittelwolgagebiet zu erwarten. 

Derselbe Vorgang der Anpassung der Verwaltungsgrenzen an die wirtschaftlichen 
läßt sich bei der Untergliederung der größeren Gebietseinheiten beobachten. So 
große Republiken, wie Ukraine und Kasakstan, als einheitliche Rayons zu ver- 
walten, hat sich als unmöglich herausgestellt. Deswegen wurden sie später in 
kleinere Gaue, Kasakstan in 6, die Ukraine in 8 (einschließlich der Moldauischen 
autonomen Republik), aufgeteilt. Aus denselben Gründen war man gezwungen, 
den Sibirischen Gau in zwei Rayons, einen westlichen und einen östlichen, zu 
teilen. Man muß übrigens bemerken: wenn auch der wirtschaftliche Grundsatz in 
vielen Fällen dem nationalpolitischen weichen mußte, kam es doch umgekehrt 
nicht selten vor, daß die nationalen Ansprüche auf gewisse Territorien zurück- 
gewiesen wurden, wenn es die wirtschaftliche Notwendigkeit dringend gebot. Das 
national einheitliche Gebiet Ossetien hatte man sogar in zwei Teile aufgeteilt, wo- 
bei das nördliche Ossetien in den Nordkaukasischen Gau der Russischen Bundes- 
republik (RSFSR.) einbezogen wurde, das südliche in die Transkaukasische Föde- 
ration. Wenn man aber von Weißrußland, Ukraine und den asiatischen Grenz- 
republiken absieht, so ist bei der Rayonierung des übrigen Territoriums im all- 
gemeinen der wirtschaftliche Grundsatz bestimmend gewesen. Dabei machten sich 
das Moment der wirtschaftlichen Spezialisierung und die füh- 
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rende Rolle der Industriezentren besonders geltend. Bei der veralteten 
Verwaltungsgliederung des zaristischen Rußlands fielen die wirtschaftlichen und 
administrativen Mittelpunkte nur selten zusammen. Diese Mißverhältnisse sind jetzt 
beseitigt. 

* 

Die Einteilung der UdSSR. in große Gebiete und Gaue kann heute als abge- 
schlossen gelten. Anders verhält es sich mit der Unterteilung in kleinere Gebiets- 
einheiten, wenn auch hierin der größte Teil der Arbeit schon geleistet ist. Vorerst 
verfolgte man das Ziel, die alte Gliederung in Gouvernements, Regierungsbezirke 
(Ujesde) und kleinere Kreise (Woloste) durch die neue Dreiteilung in Gebiete 
bzw. Gaue, Okruge (Kreise) und Rayons zu ersetzen. Das Ergebnis war, daß an 
Stelle der früheren 605 Ujesde und 13913 Woloste (in den heutigen Grenzen der 
UdSSR.) bis zum ı. Januar 1927 559 mittlere Einheiten des Typus Ujesd (die 
Okruge) und 5925 Rayons und Woloste entstanden. Man sieht daraus, daß die 
frühere unterste Verwaltungseinheit, der Wolost, sich beträchtlich vergrößert hat, 
durchschnittlich mehr als um das Doppelte. Die Praxis hat erwiesen, daß 
bei einer so bedeutenden Ausdehnung der untersten Einheit es 
unzweckmäßig ist, zwischen ihr und der Gebiets- bzw. Republik- 
verwaltung noch eine Zwischeninstanz einzugliedern. Diese Zwi- 
scheninstanz konnte nicht in eine unmittelbare Berührung mit der örtlichen Be- 
völkerung treten. Das rückte die Frage der Liquidierung des „Okrug“ in den 
Vordergrund, die auf Grund des Berichtes von Stalin auf dem ı6. Kongreß der 
Kommunistischen Partei im Jahre 1930 auch erfolgte. Das Endergebnis der Reform, 
die sich zwei Jahre hinzog, war die einheitliche Einteilung der UdSSR. 
in Gebiete (Gaue) bzw. Republiken und in Rayons. Die Zahl der 
letzten beträgt gegenwärtig im ganzen a44o. Ein Rayon stellt die niederste terri- 
toriale Verwaltungseinheit dar. Alle materiellen Hilfsquellen sowie auch das Per- 
sonal der früheren „Okruge“ gingen an die Rayonverwaltungen über. Die budge- 
tären Rechte der Rayons wurden erweitert, und schließlich wurden auch die 
Parteiorganisationen verstärkt und dadurch der Rayonverwaltung eine größere 
Autorität verliehen. Die ganze Reform hat eine zweifache Bedeutung: einerseits 
fördert sie zweifellos die Rationalisierung der lokalen Ver- 
waltung, indem sie die Zwischeninstanzen ausschaltet; andererseits ver- 
stärkt sie den Einfluß der Sowjetregierung im Dorf, was im Zu- 
sammenhang mit der Kollektivierung der Landwirtschaft von besonderer Bedeutung 
ist: alle Fäden der Kollektivierung werden, nach einem Wort Stalins, im Rayon 
geknüpft. Auch auf die Grenzziehung der Rayons blieb die Reform nicht ohne 
Einfluß. Obgleich nach dem Reformplan die Grenzen der Rayons hätten unver- 
ändert bleiben sollen, stellte es sich heraus, daß die Zahl der Rayons um 332 
kleiner wurde. Demnach haben sich die Rayone ihrem Umfang nach wieder etwas 
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vergrößert. Der Zusammenhang der Reform mit der landwirtschaft- 
lichen Kollektivierung läßt eine weitere Veränderung der Gren- 
zen erwarten. Schon jetzt zeigt sich die Tendenz, die Grenzen der Rayons in 
den Agrargebieten mit denen der Kollektiv- und Sowjetwirtschaften sowie auch 
mit den Wirkungsgrenzen der Motor-Traktor-Stationen in Einklang zu bringen. 
Das wäre schließlich nur folgerichtig, da die Motor-Traktor-Stationen immer mehr 
zu Leitungsorganen für die Durchführung der Regierungspolitik im Dorf werden. 
* 

Faßt man die verschiedenen Etappen der Rayonierung während der ı2 Jahre 
ins Auge, so sieht man, wie die Unbeständigkeit der inneren Grenzen der Sowjet- 
union immer mehr abnimmt. Die größten Grenzschwankungen fallen in die Jahre 
1924—-1927. Danach ist nur die Bildung der Tadschikischen Bundesrepublik 1938/29 
als besonders wichtig zu verzeichnen. In den letzten Jahren fand, wenn man von 
der Einbeziehung der autonomen Republiken in die Gebiete absieht, was aber keine 
Grenzveränderungen zur Folge hatte, nur die Absonderung des Ostsibirischen Ge- 
bietes und die neue innere Aufteilung des Fernost-Gebietes, der Ukraine und 
Kasakstans, statt. Nun ist die UdSSR. in die Periode der Stabilisierung ihrer 
inneren Grenzen eingetreten. Gewiß werden noch Veränderungen stattfinden, sie 
werden aber kaum an den Grundbau des Bestehenden rühren. Diese Stabilisierungs- 
periode fällt mit der Aufbauperiode des Fünfjahresplans zusammen. Sie wird ge- 
kennzeichnet durch die Annäherung der Verwaltungsgrenzen an die 
wirtschaftlichen und durch die Verstärkung der Einheitlichkeit 
des Verwaltungsschemas auf dem ganzen Gebiet der UdSSR. Das 
eine wie das andere spiegelt die Zunahme der Planmäßigkeit im Aufbau der Sowjet- 
wirtschaft wider, deren höchster Ausdruck der Fünfjahresplan ist. Wenn dieses 
alles auf eine verstärkte Tendenz zur Zentralisierung der Sowjetwirtschaft hin- 
weist, so gibt andererseits die Bildung starker Gebiete und Gaue mit selbständigen 
Etats und eigenen bedeutenden wirtschaftlichen und kulturellen Zentren der Ten- 
denz zur Dezentralisation der Sowjetunion Ausdruck. Die weitere Ent- 
wicklung dieser beiden Tendenzen gehört der Zukunft an. Bis jetzt wurde dem 
Sowjetstaat durch die Rayonierung ein stabiler und biegsamer Apparat in die Hand 
gegeben, der gleichermaßen zur Verwirklichung politischer und wirtschaftlicher 
Aufgaben tauglich ist. 
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ALBRECHT HAUSHOFER: 
Berichterstattung aus der atlantischen Welt 


„Ihe spirit grows with its allotted spaces, 
The mind is narrow in a narrow sphere.“ 

Dieser Vers ist im Kapitol zu Washington an einer weithin sichtbaren Wand ge- 
malt — neben einem Bild, das die Kulturleistung der Pioniere verherrlichen soll. 
Ich bin selbst an diesem Spruch vorbeigegangen mit dem Gefühl, daß hier ein 
guter Ausdruck für eine sehr wichtige Tatsache gefunden sei, und daß wohl man- 
cher amerikanische Parlamentarier der Gegenwart den weisen Spruch besser beher- 
zigen könnte. Dann habe ich den Spruch vergessen. Dieser Tage trat er mir, von 
Adolf Grabowsky in seiner „Politik‘“ zitiert und gedeutet, wieder vor Augen. Er 
sei an die Spitze dieses Berichtes gesetzt, weil wir die Sorge haben, daß die Wirkung 
des engen Raumes auch in Deutschland die angedeuteten bedenklichen Folgen 
haben könnte. Wir bitten unsere Leser, recht oft zu Globus und Weltkarte zu 
greifen, wenn sich inmitten eines maßlosen innerpolitischen Kampfes der Sinn 
für weltpolitische Maße zu verschieben droht. Innerpolitische Gesichtspunkte 
können für unsere Berichterstattung nur dann Bedeutung haben, wenn sie Zeug- 
nisse langwirkender, geopolitisch faßbarer Wandlungen sind. In diesem Sinn 
bitten wir unsere Leser, zur geopolitischen Beurteilung der Wahlergebnisse ver- 
gleichend auf die Kärtchen zurückzugreifen, die wir vor einem Jahr zur Reichs- 
präsidentenwahl gezeichnet haben. Im Vergleich jener Gebiete, die damals gegen 
Hindenburg gewählt haben, mit denen, die am 5. März die Mehrheit ihrer Stimme 
für die Regierung Hitler abgegeben haben, müssen sich Erfolg und Grenze der 
Wirksamkeit einer grundsätzlich neuen Staatsführung zeigen. Die Beachtung der 
Entwicklung in reichs- und volksdeutschen Grenzgebieten sei dazu besonders emp- 
fohlen. Ein Rückblick auf die deutsche Geschichte lehrt, daß der von Deutschen 
in geschlossenem Siedlungsverband bewohnte Raum — der größte geschlossene 
Volksraum in Europa, wenn man von Großrußland absieht — nur in ganz 
wenigen glücklichen Zeiten zentral geleitet und gestaltet werden konnte. Die 
deutsche Geschichte ist durch lange Jahrhunderte ein Vorgang von ständiger ter- 
ritorialer Verkleinerung unter Abbröckeln der Randgebiete. In einem gesamt- 
deutschen Zusammenhang gesehen, hebt sich auch die Bismarcksche Reichsgründung 
nicht aus dieser Kette heraus. Ob wir das Reformationszeitalter betrachten, ob wir 
an die Zeiten des preußisch-österreichischen Gegensatzes denken: Zeiten der 
Schwerpunktsverlagerung innerhalb des deutschen Gesamtkörpers haben noch immer 
eine Bedrohung der Grenzen bedeutet. Man sollte nicht vergessen, daß die end- 
gültige Loslösung der Schweiz der einzig bleibende Erfolg einer Reichsreform vor 
130 Jahren gewesen ist. In diesem Sinn bedarf es einer Stärkung aller Außen- 
posten; Vorgänge, wie sie an der Saar zu verzeichnen waren, müssen mit eben- 
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soviel Sorge beobachtet werden wie das unverständliche Verhalten deutscher Re- 
gierungsparteien gegenüber der Auslieferung nationalsozialistischer Abgeordneter 
im Prager Parlament. Diese Sorgen ordnen sich einer Entwicklung ein, die um so 
bedenklicher ist, weil sie von der Mehrheit des in innerpolitischen Kämpfen be- 
fangenen deutschen Volkes nicht gesehen wird: der zunehmenden außenpolitischen 
Isolierung des Deutschen Reiches. 

Dem russisch-französischen Nichtangriffspakt ist eine noch vor wenigen Wochen 
unvorstellbare Verbesserung der russisch-französischen Beziehungen gefolgt. Polens 
erfolgreicher Versuch, die Abrüstungserklärung vom ı1. Dezember zu torpedieren; 
die neue Festigung der Kleinen Entente; das auf Drängen von Benesch erfolgte 
Vorgehen der westlichen Regierungen gegen den Hirtenberger Waffenversand 
(besonders die Beteiligung Englands daran); der völlige Verlust der schon seit Ende 
Mai nur mehr zögernd gewährten angelsächsischen Unterstützung, z. B. auf der Ab- 
rüstungskonferenz — das alles läßt voraussehen, daß das deutsche Volk schwere 
außenpolitische Schäden vorfinden wird, wenn es wieder einmal Zeit findet, an 
seine Stellung in der machtlosen Mitte eines zerrissenen Erdteils zu denken. 

Darauf, daß die zum Schutz der Getreidegroßwirtschaft des deutschen Ostens 
betriebene Agrar- und Handelspolitik die deutschen Einflußmöglichkeiten im 
germanischen Norden stört, ist schon mehrfach verwiesen worden. Der Vorsprung 
Englands in Skandinavien verstärkt sich nun weiter durch den deutsch-schwedi- 
schen Handelskrieg. In Ostmitteleuropa ist der deutsche Einfluß weiter zurück- 
gegangen. Die Förderung gewisser ukrainischer Gruppen (und zwar gerade der 
polenfreundlichen) bewirkt, daß der Draht nach Moskau immer dünner wird, ohne 
daß man behaupten könnte, daß sich das deutsch-polnische Verhältnis dadurch 
verbessert hätte. Im Südosten hat Benesch die langerstrebte formale Festigung 
der kleinen Entente erreicht, die lange Jahre unmöglich schien. Bisher hatte 
Rumänien abgelehnt, sich stärker zu binden in einer Richtung, die politisch gegen 
Italien, wirtschaftlich gegen Deutschland führen könnte. Weder Südslawien noch 
Rumänien wollten sich an die wirtschaftspolitische Führung durch die Tschecho- 
slowakei in ihrer gesamten Donaupolitik gebunden wissen. Die bestehenden Wider- 
stände sind überwunden worden. Sowohl Rumänien wie Südslawien stehen in 
einer Periode tiefer innerer Gefährdung. Diese ist in Rumänien mehr sozialer 
Natur; in Südslawien brechen die alten Stammesgegensätze immer wieder aus. 
Man hat die wichtigsten Führer der Slowenen und Kroaten verhaftet und in Serbien 
interniert; aber auch die Belgrader Regierung wird kaum glauben, daß sie damit 
den inneren Zusammenhalt ihres von außen bedrohten Staates gefördert habe. 
Und Generalstabspläne wie diejenigen, die eine Präventivbesetzung von Ungarn für 
den Fall eines Konflikts in Bessarabien oder Dalmatien vorsehen, sind ein Zeugnis 
der Unsicherheit, nicht der Stärke. 


Die Entwicklung im Donauraum müßte also von Berlin und Rom aus mit 
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einiger Besorgnis betrachtet werden. Anders sieht man in Paris. Die „Europe 
Nouvelle“ vom 25. Februar bringt einen Aufsatz: „Une nouvelle communauts 
internationale: la Petite-Entente organisee“, den wir im Auszug übersetzen, weil 
er typisch ist für eine noch als gemäßigt zu bezeichnende französische Auffassung. 
Wir schicken voraus, daß Freude und Hoffnung in diesem Aufsatz die klare 
Beurteilung der Möglichkeiten verwirren; dennoch ist diese Beurteilung aufschluß- 
reich genug. 

„Der Abschluß des neuen Paktes der Kleinen Entente... ist ein politisches und 
wirtschaftliches Ereignis erster Ordnung, vergleichbar der Unterzeichnung der 
Vereinbarungen von Locarno. In der Tat handelt es sich, wie in Locarno, um einen 
regionalen Versuch, die Organisation Europas und die Ordnung der Friedens- 
verträge zu konsolidieren... 

Das neue Statut bedeutet in Wirklichkeit .eine Entwicklung mehr als eine Ände- 
rung der bisher zwischen den unterzeichneten Parteien bestehenden Beziehungen; sie 
haben durch wechselseitige Bindungen die Bande der Solidarität verstärkt, die aus 
dem habsburgischen Erbe und aus der Gemeinsamkeit ihrer Lebensinteressen stam- 
men. Jede der drei Nationen bewahrt ihr politisches Regime und im Bereich 
der Innenpolitik ihre volle Souveränität; aber für die Außenpolitik und in einem 
hohen Maß für die Wirtschaftspolitik werden die drei Staaten künftig einen bilden. 
So entsteht eine internationale Gemeinschaft von neuem Typ, die eine Zwischen- 
stellung einnimmt zwischen einem Bündnissystem und einer Föderation von der 
Art der alten österreichisch-ungarischen. Einer neuen Lage entsprechen neue Ein- 
richtungen. Die Einheit der politischen Leitung, die bisher (doch nur sehr zum 
Teil! D. Ber.) in periodischen Konferenzen erreicht worden war... wird künftig 
verwirklicht werden durch ein dauerndes Triumvirat der Außenminister und durch 
ein Ständiges Büro in Genf, welches durch einen Wirtschaftsrat ergänzt werden 
wird, der gleicherweise in der Hauptstadt des Völkerbundes tagen wird. (Ein groß- 
artiger Gewinn für den Völkerbund, der solche Gewinne allerdings nötig hat in 
dem Augenblick, da er von Japan verlassen wird! D. Ber.) 

Man kann dieser neuen konstitutionellen Einrichtung gar nicht genug Auf- 
merksamkeit widmen, diesem energischen Vormarsch der drei Nationen, die ge- 
meinsame Grenzen haben und sich nun als politische Hauptstadt (Sic! Was werden 
wohl die tschechischen Landwirte, die Slowaken, die Siebenbürger und die Kroaten, 
aber auch König Carol und König Alexander dazu sagen? D. Ber.) eine 
fremde Stadt wählen, weil diese Stadt der symbolische Sitz. der internationalen 
Einrichtungen ist, welche die Achtung vor dem Recht und vor einer europäischen 
Einheit der Zukunft garantieren. (Gehört zu der Achtung vor dem Recht auch z.B. 
die Achtung vor den Minderheitenschutzverträgen? D. Ber.) Der neue Pakt ver- 
langt im übrigen ausdrücklich, daß die Politik des Ständigen Rates der drei 
Staaten inspiriert werden müsse ‚von den allgemeinen Prinzipien, in denen alle 
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großen internationalen Verträge der Nachkriegszeit abgeschlossen seien‘, d.h. er 
wird zwangsläufig die Völkerbundssatzung, den Kelloggpakt, die Locarnoverträge 
und alle jene Vereinbarungen und Entscheidungen respektieren, die aus den Ent- 
scheidungen des Rates oder der Völkerbundversammlung hervorgehen. Der Bund 
der Kleinen Entente beginnt also mit einem Akt des Glaubens und der Treue, die 
in der gegenwärtigen Atmosphäre nicht ohne Kühnheit und nicht ohne Größe 
ist (! D. Ber.); er bezeugt den Einrichtungen von Genf eine Ehrerbietung, die eine 
stimulierende Wirkung haben kann (Matsuoka wird sich bedanken! D. Ber.) 
und der alle Nationen, die den Frieden lieben, ihren Dank schuldig sind. 

Eine sehr wichtige Bestimmung des neuen Paktes gibt den dort beschlossenen 
Bindungen rückwirkende Kraft. Die diplomatische Einheit der drei verbündeten 
Nationen hat zur Folge, daß jede von ihnen auf ihre Souveränität auf dem Gebiet 
der internationalen Verträge verzichtet. Man ist übereingekommen, daß der Stän- 
dige Rat die Aufgabe habe, die Vereinheitlichung der früher durch jeden einzelnen 
Staat geschlossenen Verträge und Abmachungen... durchzuführen... (In Hinsicht 
auf die dadurch erzielte Einheit) wird die vertragliche Bindung enger sein als die- 
jenige zwischen Großbritannien und seinen Dominions... Es wird nicht mehr die 
Rede sein können von einer Änderung der Orientierung eines der drei Staaten 
ohne Befragung der zwei anderen. (Nun kommt der Hauptpunkt! D. Ber.) Die 
Versuche Deutschlands z. B. oder Italiens, Rumänien wirtschaftlich zu durch- 
dringen, werden künftig sinnlos sein. Und da der neue Pakt ein „offener Pakt“ 
ist, zu dem auch andere Staaten unter Anerkennung der gemeinsamen Regeln Zu- 
trıtt haben, ist es nicht kühn, den neuen Pakt als den Kern, zumindesten in der 
Theorie, einer Donau-Konföderation zu betrachten (Aha! D.Ber.), welche in einer 
glücklicheren und friedfertigeren Zukunft das alte Österreich-Ungarn ersetzen 
könnte und die zugleich jene Geschmeidigkeit der Struktur und jene Gleich- 
wertigkeit der Partner besäße, an deren Mangel die Monarchie der Habsburger 
zugrunde gegangen ist. 

Man sieht also, in welchem Ausmaß und mit welchen Begrenzungen man davon 
sprechen darf, daß im Februar 1933 in Genf eine neue Großmacht geboren wor- 
den ist. (Wir durften nicht versäumen, unseren Lesern diese neue Großmacht vor- 
zustellen! D. Ber.) Was dort geschaffen worden ist, und das ist schon sehr viel 
— das ist eine Basis, die eine Entwicklung der Gruppe der drei kleinen Mächte in 
die Richtung einer noch nicht übersehbaren Zukunft ermöglicht. Werden die drei 
Staaten ihre Aktion und ihre gemeinsame Verteidigung durchführen, ohne sich 
durch neuen Zuwachs zu vergrößern? Werden sie ihre Anziehungskraft ausüben 
in Richtung auf Wien und Budapest oder in Richtung auf den Balkan oder 
gar nach der Seite von Warschau? Das ist eine Zukunftsfrage. Gegenwärtig haben 
sie genug mit ihrer Vereinheitlichung und mit der Schaffung eines Gleichgewichts 
unter sich zu tun. Die Schwäche der neuen Bundesgestalt liegt darin, daß die 
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politische und soziale Struktur Südslawiens und Rumäniens weniger solid und be- 
friedigend ist als die der Tschechoslowakei. Das ist im übrigen eine der gebiete- 
rischen Ursachen, die den neuen Pakt gerechtfertigt haben... Was die Gefahr 
einer möglichen Herrschaft der am stärksten entwickelten Nation betrifft — die 
Tradition der tschechoslowakischen Demokratie und die Namen Masaryk und 
Benesch genügen, um diese Gefahr zu beseitigen. (Wir erlauben uns, von der 
Tradition der tschechischen Demokratie eine weniger optimistische Meinung zu 
haben als die ‚Europe Nouvelle‘; und das Vertrauen auf die vier Augen eines 
greisen Staatsmannes und eines in seiner Amtsdauer von dem Leben dieses Staats- 
manns abhängigen Außenministers ist mehr ehrend als beruhigend. D. Ber.) 

Ein Ereignis von solcher Wichtigkeit wie der Bund der Kleinen Entente konnte 
nicht anders als heftige Reaktionen im Lager seiner Gegner hervorrufen. Die Zei- 
tungen von Berlin, Budapest und Rom haben dieses Ereignis als ein furchtbares 
Manöver des französischen Imperialismus dargestellt. Die Absurdität dieser These 
springt in die Augen. Wenn es so etwas gäbe wie einen französischen Imperialis- 
mus, wenn Frankreich wirklich die Hegemonie in Europa verlangte und wenn 
es wirklich imstande wäre, seine ‚Satelliten‘ wie Bauern auf dem Schachbrett zu 
bewegen, dann hätte Frankreich sich alle Mühe gegeben, sie im Zustand der 
Trennung zu erhalten, und nicht, sie zu verbünden. So arbeitete die Monarchie der 
Habsburger: es ist bezeichnend, daß die Apostel der Dynamik und des Revisionis- 
mus nicht imstande sind, einen anderen politischen Geist zu begreifen als den 
der Vergangenheit, den sie wieder erwecken möchten.“ 

Und nun kommt ein Abschnitt, der unverhüllt die eigentlichen außenpoliti- 
schen Ziele zeigt: „... Der praktische Anlaß war ohne Zweifel die Schiebungs- 
affäre von Hirtenberg. Die dauernden und tiefen Ursachen sind (an dieser 
Stelle folgt eine ‚Bezeichnung der letzten Entwicklungen in Deutschland, die sich 
der Wiedergabe entzieht. D. Ber.) die Anziehung und Verführung, welcher Öster- 
reich immer schwerer ‚widersteht, die politische Annäherung von Berlin, Rom und 
Budapest, die Versuche zur Wiederbewaffnung der besiegten Mächte, das prak- 
tische Scheitern der Abrüstungskonferenz, das Scheitern oder die ungenügenden 
Resultate aller Versuche der wirtschaftlichen Sanierung in Mittel- und Ost- 
europa... Schon bemerkt man ein Zögern, schon sieht man ein mögliches Ab- 
bröckeln in der Front der Zerstörer (damit sind in erster Linie Deutschland und 
Italien gemeint. D. Ber.). Es ist schwerwiegend für sie, daß Rumänien der italieni- 
schen Durchdringung seine Pforten schließt zur gleichen Zeit, da sich die Wir- 
kungen des russisch-französischen Paktes in Rom und in Berlin fühlbar machen.“ 

Zum Schluß folgt ein pathetischer Angriff auf allen Revisionismus. Wir stellen 
nochmals fest, daß es sich hier um eine Stimme aus dem gemäßigten Lager der 
französischen Politik handelt. So wird man uns glauben, daß die Anerkennung 
der deutschen Gleichberechtigung auf der Abrüstungskonferenz am ı1. Dezember 
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von Frankreich aus nicht mehr gültig sein soll. Scheinbare Zufälle, wie sie sich 
in letzter Zeit in Genf gehäuft haben — z. B. das Verhalten Madariagas in der 
Luftfahrtkommission — gewinnen dadurch ihren Sinn. Die Abrüstungskonferenz 
wäre schon an den europäischen Gegensätzen gescheitert, wenn nicht die Entwick- 
lungen am Stillen Ozean jede wirkliche Einigung ohnedies unmöglich machen 
würden. 

Die Vorgänge in Ostasien gehören nicht in die Berichterstattung über die at- 
lantische Welt.- Darauf aber muß auch hier hingewiesen werden, daß die Ent- 
scheidungen im Bereich des Pazifik sowohl das russische wie das angelsächsische 
Interesse von Europa abziehen. Selbst in den Niederlanden ist die Besorgnis über 
das Symbol der „Zeven Provincien“ größer als die Besorgnis über die deutsche 
Handelspolitik und als die schmerzliche Erkenntnis, daß die großartige Kultur- 
leistung der Zuidersee-Trockenlegung wirtschaftspolitisch und finanziell ein recht 
gefährliches Experiment gewesen ist. Die Umstellung einer amphibischen Land- 
schaft erweist sich als schwerer als vorausgesehen. Die Fischerei ist zerstört, der 
Landbau noch nicht möglich; Umsiedlungen und Umstellungen der Bevölkerung 
sind unvermeidlich; man weiß bei der Erschütterung auch der holländischen 
Wirtschaftsstruktur nicht recht, wie man sich damit abfinden soll. 

In Irland hat der Wahlerfolg De Valeras die Haltung gegenüber England 
versteift. Die Landannuitäten, die bisher auf Sperrkonto in Dublin gesammelt 
wurden, sollen nunmehr zur Hilfe für die notleidenden Farmer verwandt werden. 
Der Eid auf den König ist nach De Valeras Willen zum letztenmal abgelegt wor- 
den; zugleich erneuert er die Propaganda für sein altes Ziel: die Wiederver- 
einigung Irlands. Wenn England die sechs Ulster-Grafschaften an Irland ausliefern 
würde — dann würde sich über ein Weiterverbleiben Irlands im Verband des 
britischen Weltreichs reden lassen. Damit kehrt eine Lage wieder, deren Vorhanden- 
sein im Sommer ıgıl,ı manchem englischen Staatsmann den Eintritt in den Welt- 
krieg erleichtert hat — eine Lage, in der England gefragt wird, ob es wider ihren 
Willen eine kleine, aber wichtige Gruppe von Menschen aus bestem englischem und 
schottischem Blut an das Irentum ausliefern werde, um Irland zu beruhigen. 
Freiwillig wird Ulster den Anschluß an den Irischen Freistaat nicht finden. Ulster- 
zu zwingen — halten wir für ausgeschlossen. Damit wird die irische Frage, die 
schon gelöst schien, wieder einmal unlösbar — zur gleichen Zeit, da sich in einem: 
anderen Dominion eine sichtbare Entspannung vollzieht. Es hat den Anschein, als. 
ob das Auftreten von Tielman Roos in Südafrika bewirkt hätte, was noch vor 
wenigen Monaten undenkbar schien: eine Einigung zwischen Smuts und Hertzog.. 
Die Koalitionsregierung der Südafrika-Partei von Smuts mit den Nationalisten 
von Hertzog, die sich jetzt ankündigt, verwirklicht das Ideal nicht nur einer- 
nationalen, sondern einer übernationalen Konzentration, in welcher der alte 
anglo-burische Gegensatz noch einmal ausgeglichen werden soll. 
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Aus Südamerika sei diesmal nur die Weiterentwicklung des kolumbisch-peruani- 
schen Gegensatzes gezeichnet, der sich zu einem ernstlichen Kampf entwickelt hat. 
(Um den Chaco ist es augenblicklich stiller geworden, ohne daß es möglich wäre, 
den genauen Stand der Fronten anzugeben; die schädigende Wirkung, die sowohl 
das militärische wie das „kolonisatorische‘‘ Auftreten des Generals Kundt für den 
deutschen Namen in Südamerika gehabt hat, ist leider nicht so rasch wieder gut- 
zumachen. S. den Aufsatz Festers in diesem Heft.) 

Brasilien hat seinen Vermittlungsversuch zwischen Kolumbien und Peru beendet, 
weil Peru Bedingungen stellte, die nicht annehmbar waren. Peruaner haben nun 
den ganzen kolumbianischen „Entenschnabel“ zwischen Amazonas und Putu- 
mayo besetzt; die kleine kolumbianische Flotte, die den Putumayo hinauf- 
dampfte, fand den Posten Tarapaca — das Gegenstück zu Leticia — besetzt; 
Kämpfe haben unter Einsatz von Kanonenbooten und Flugzeugen begonnen. 
Rechtlich ist der Fall so klar wie selten einer: Peru ist vollkommen im Unrecht. 
Daß die Peruaner in einer schwierigen Wirtschaftslage sich auf diesen Konflikt 
eingelassen haben, hat sowohl die übrigen südamerikanischen Staaten wie auch 
Nordamerika verstimmt — zumal Peru ein schlechter, Kolumbien ein guter Schuld- 
ner ist. Auf die Wirtschaftslage der einzelnen südamerikanischen Staaten soll im 
nächsten Bericht näher eingegangen werden. Nur das Ende der Cosach sei jetzt 
schon erwähnt. 

In den Vereinigten Staaten geht die nominelle Herrschaft Hoovers am 4. März 
zu Ende. Die letzten Februartage haben einen Bankkrach in den ÖOststaaten ge- 
bracht, der weitgehende Folgen haben wird. Es ist sehr fraglich, ob es gelingen 
wird, den Run zum Stehen zu bringen, bevor er das ganze künstliche Stützungs- 
system der amerikanischen Wirtschaft gefährdet. Unerwartet schnell ist auf der 
anderen Seite ein positiver Beschluß zustande gekommen: die Aufhebung der 
Prohibition ist von Senat und Repräsentantenhaus mit weit mehr als der nötigen 
Mehrheit beschlossen worden. Jetzt kommt es darauf an, ob drei Viertel der 
Einzelstaaten ihre Zustimmung geben. Die Wirkungen, die eine Aufhebung der 
Prohibition sowohl wirtschaftlich wie finanzpolitisch und vor allem in sozialer 
Hinsicht haben könnten, sind kaum zu unterschätzen. Freilich — Präsident Roose- 
velt kann Erleichterungen dringend brauchen. Riesenhaft sind im Innern wie 
nach außen die Aufgaben, die vor ihm stehen. 


KARL HAUSHOFER: 
Bericht über den indopazifischen Raum 
„... etwa bis zum Frühjahr 1933 ... sollte sein Haus bestellt und in Ordnung 
gebracht haben, wer nicht von unerwarteten Stößen überrascht werden will.“ — Als 


diese Zeilen am Schluß des Berichts für 1/33 (S. 62) niedergeschrieben wurden, da 
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ahnten wir nicht, daß in dem ernst zu nehmenden „Temps“ fast zur gleichen 
Zeit (23. ı2. 32) Andr& Duboscq, einer der besten französischen Kenner des indo- 
pazifischen Raumes, noch viel weiter gehende Warnungen niedergelegt hatte. 
„L’idee d’une societ6 des nations asiatique“ ist dieser fernsichtige Aufsatz über- 
schrieben; Duboscq meint, „diese Idee sei seit langem in der Luft, kristallisiere sich 
mehr und mehr und scheine Gestalt zu gewinnen“. Das klingt vielleicht überraschend 
in einer Zeit, in der Wellington :Koo und Yen noch glauben, von Genf aus Berge 
versetzen zu können, und beide Ostasienvölker mehr und mehr in kriegsartige Zu- 
stände hineintreiben. 

Aber mit Recht weist Duboscq darauf hin, daß bereits ıg924 und ı925 nach 
schweren euramerikanischen Enttäuschungen China wie Japan Rückversicherungen 
mit den Sowjets gesucht hätten und nun in Moskau wieder suchten (Wiederauf- 
nahme der chin.-russischen amtlichen Beziehungen; jap.-russ. Fischereipakt; Ölkauf; 
Nichtangriffspaktverhandlungen). 

„Der russ.-jap. Akkord von 1925, was immer daraus noch werde, verrät Grund- 
richtungen, selbst Mächte des Verstehens (d’entente), die nicht ohne Vorbedeutung 
sind und zum Ausgangspunkt einer weiten und furchtbaren Politik werden können.“ 
(Andererseits malt W. v. D., Frkf. Ztg. 115/17, ı2. 2. 33, die für das engräumige 
Europa kaum weniger bedenklichen amer.-russ. Verständigungsmöglichkeiten aus.) 
„Wir sind in Genf wie in Nanking und Tokio an eine Stelle gekommen, wo eine 
Evolution eintreten muß.“ — ‚Etwas Ähnliches — wie ein Eisgang — scheint sich 
auf dem Gebiete der Ideen hervorzuwagen, soweit es den chinesisch-japanischen 
Gegensatz betrifft... eine dritte Macht nähert sich beiden Interessenten, und eine 
ganz neue politische Möglichkeit zeichnet sich von dieser Tatsache aus am Sehkreis 
ab.“ Das sind Sorgen, die sich auch im Bereich der USA. immer wieder bei ferner 
Blickenden zeigen, die schon vor deutsch-russisch-ostasiatischen Kombinationen 
bangten, aber bisher in Frankreich nicht so deutlich geteilt wurden. 

Viel mehr von Aushilfen, von in wesentlichen Antrieben fehlgehenden wirtschaft- 
lichen Nahzielen, von parteimäßigen und persönlichen Schwächen beherrscht, als die 
von weitschauenden geopolitischen Einsichten gelenkte französische Ostasienpolitik, 
stellt sich die beider angelsächsischen Großreiche dar. In USA. hat Hoover sein 
wenig mächtiges Veto der auf zweifelhafte, wirtschaftlich überlastete Unabhängig- 
keit binnen zehn Jahren übereingekommenen Philippinenpolitik von Kongreß und 
Senat entgegengestellt; und bis zum Frühjahr (4. 3.) gilt die Regel: die abtretende 
Regierung kann sich gar nicht genug bloßstellen, die kommende nicht genug un- 
beschriebenes Blatt bleiben — als ob nicht Bloßstellungen wie Zweideutigkeiten an 
Onkel Sams ohnehin lächerlich werdenden Rockschößen (vgl. Spottbild, Geo- 
politik 11/33, S. 90) hängenblieben, eine vollzogene Tatsache nach der anderen 
schaffen und den vereinigten Haß beider Ostasienmächte zu dem der anderen 
Schuldner eintragen würden. 
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Englands schwankende Haltung scheint uns von Europa aus vortrefflich ge- 
zeichnet in einem W.-v.-D.-Aufsatz der Frkf. Ztg. (17. ı. 33, S. ı). Trotz schein- 
barer Zustimmung zu den illusorischen „Strafmaßnahmen des Völkerbundes“ der 
„kriegerischen Pazifisten‘“ wird ‚das amtliche England mehr nach Japan als nach 
China blicken“ — was sich nur durch zu schroffes Vorgehen ‚ins chinesische 
Hauptland“ grundlegend ändern könnte. Aber der Weg zur Rettung des Gesichts 
ist ja gezeigt! „Garantien für den nur temporären Charakter einer Besetzung Tien- 
tsins und Pekings“ wird das östliche Inselreich dem westlichen nicht versagen, um 
„dessen Politik nicht in allergrößte Unruhe zu versetzen“. Hier kann geholfen werden! 

Was ist im langlebigen Osten ‚temporär‘ und was bleibend? 

Weniger leicht wiegen eine Seeabrüstungsrate von 10 zu Io zu 8,5 innerhalb der 
drei Hauptmächte und die unverhohlenen Winke auf Schadloshaltung in Indien in 
der japanischen Presse, wenn das Abendland allzu kritisch werde. Früher hieß es: 
„zuletzt regiere der Bestinformierte“. Aber sind es noch die Briten? Hat man 
nicht in Moskau und Frankreich für die fern-östliche Dynamik den kühleren Blick 
bewahrt und sieht mit weniger Augen mehr? Gilt ‚lost dominion“ doch auch hier? 
Und hat Frankreich, so fruchtbar an bewahrenden Gestaltungsideen für den Nahen 
Osten, für den Fernen Osten mehr Pulver trocken gehalten und bleibt damit der 
Stützpfeiler des Imperialismus? 

Auch sonst durchzieht das französische Schrifttum eine unzweifelhaft japan- 
freundliche Nuance. Wir kennen wenig anmutigere und doch zugleich mit einigen 
sehr inhaltsschweren Sentenzen vertiefte Plaudereien über Japan als „Ce qu'il faut 
savoir du Japon“ des ehemaligen Botschafters Robert de Billy in „Le monde 
colonialillustre&“ (XI. Jahrg., I, 1933, S. 3—8). „Das herrschende Prinzip ist 
das der Kontinuität... kein Bruch mit der Vergangenheit ... nirgends fremde Auf- 
drängung ... nur freie, auswählende Übernahme und Ausgleichung fremden Kul- 
turguts...!“ „Immer beim Lack an das Holz darunter denken!“ „Ergebnisse der 
Geschichte, die alle Japaner wissen, um ein Leben zu führen, überhöht durch eine 
Vergangenheit, die ihre Zukunft gewährleistet.“ Noch viele andere Einsichten streut 
der wissende Diplomat zwischen seinen malerischen Vortrag, bei dem er das statische 
Japan der Tokugawa von einst mit dem dynamischen der Meiji, Taisho und Showa- 
Ara kontrastiert. Dieser Aufsatz und Albert Maybons „Manchukuo“ sind 
geopolitische Pralinen unter kulturpolitisch verzuckerter Hülle, wohlberechnet in 
der Dosierung, um von Frankreichs Wählern aufgenommen und verdaut zu werden, 
genau wie Paul Boncours Abrücken von allzu abrupten Genfer Entschlüssen der 19. 
Ein neuerer Aufsatz von Duboscq (Temps, 17. 1. 1933) schlägt gleichfalls Ver- 
mittlertöne an: „Le Tiers entre Chinois et Japonais“. 

Ein Buch wie E. de V&vre: ‚La reconnaissance de jure de la regence de 
Mandchourie et le trait6 des neuf puissances“ (Paris, Arthur Rousseau, 1932) ist ein 
Meisterstück japanfreundlicher Geo-Jurisprudenz, wenn wir irgend die Prägungen 


166 BERICHTE Heft 3 


von Manfred Langhans-Ratzeburg für diesen Wissenszweig zu verstehen 
glauben. Japans Vorgehen — auch in Jehol und Shanhaikwan — ist der unerbitt- 
lichen ‚‚clart6“ des französischen Staatsdenkens wesensnahe; und chinesisches wie 
mitteleuropäisches Chaos ist beiden unverständlich und unbehaglich. Aber auch 
Geopolitik und Vernebelung schließen sich aus im herben und nüchternen Streben 
nach Erkenntnis dessen, was ist, aus der einen, seiner Verdunkelung und Ver- 
schleierung auf der andern Seite. So ist es nicht nur politische oder persönliche 
Interessengemeinschaft, die Balet, Liautey, Dubosq, Favre (Revue de Paris, ı. 1. 33) 
zu ihrem größeren Verständnis für japanische, als chinesische Standpunkte bewegt, 
als eine Art „‚unit& de doctrine“, Verwandtschaft der geopolitischen Betrachtungsweise. 

Es ist eine ähnliche Verwandtschaft der geopolitischen Betrachtungsweise, ge- 
wisser Volksseelenstimmungen, zum Teil aus verwandten Staatskultur-Erlebnissen 
heraus, wie sie in Frankreich und dem faschistischen Italien zu größerem Ver- 
ständnis für Japan führt, die in Mitteleuropa in breiten Kreisen unzweifelhaft eine 
starke Welle chinafreundlicher Stimmungen zum Anheben gebracht hat. Weil solche 
Stimmungen, von Vorliebe für eine vergangene, nicht mehr vorhandene Spitzen- 
leistung chinesischer Gesellschaftskultur geleitet und von China nahen Instituten 
und Persönlichkeiten naturgemäß unterstützt, an Realitäten vorbeizuführen drohen, 
ist es vor allem notwendig, aus den eigenen Darstellungen von amtlicher 
chinesischer Seite sich klarzuwerden, wie man dort die Wirklichkeit sieht. 
Dafür sind wenige Dokumente so geeignet wie etwa die Sammlung: „Le conflit 
Sino-Japonais“, Memoranda du Gouvernement Chinois presentes ä la Societe 
des Nations“ (Nanking et Peiping; Avril-Aoüt 1932), mit einer sehr bemerkens- 
werten Karte der japanischen Mandschurei-Invasion zu S. 33 und Karten der 
sowjetisierten Zonen von $. 270 bis 275 in Anhwei, Kiangsi, Hupeh, Hunan, 
Fukien, Honan, Kwangtung. Eine Zahlenaufstellung auf S. 264 gibt den Stand 
der Roten Armeen im Januar 1932 mit 200800 Mann und 152600 Gewehren an, 
den im Juni 1932 dagegen auf 92900 Mann mit 63300 Gewehren, während er 
aus anderer Perspektive im Januar 1933 auf mehr als 300 000 geschätzt wird. Ernste 
Interessenten werden wenig Mühe haben, Auskunft bei der chinesischen Delegation 
beim Völkerbund, Genf, ı8 Rue Charles-Galland, zu erholen. Während so breite 
Kreise Mitteleuropas Gefahr laufen, über stimmungsmäßiger Imponderabilienpflege 
und mehr Völkerbundsvertrauen, als die Chinesen selbst besitzen, die Fühlung mit 
der sachlichen Einstellung Jung-Chinas zu verlieren, empfiehlt es sich, Japan gegen- 
über — trotz einer eingehenden sachlichen Propaganda — nicht das Ferngefühl 
für die großen unwägbaren Werte zu verlieren, die Japan befähigen, seine Stellung 
gegenüber einem Wirbelwind in der Presse namentlich kleiner, im Fernen Osten 
schadenlos Fenster einwerfender Staaten, mit seinem Glauben an das eigene Recht 
durchzuhalten, auch wenn Wind und Strom gegen das Inselreich stehen. 

Dafür empfehlen wir angelegentlich einige in englischer Sprache erschienene 
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neuere Werke, die ganz abseits von den Tagesgeräuschen in der Mandschurei liegen, 
dafür aber helfen können, den Kontakt mit dem weltpolitischen Fühlen Japans 
nicht völlig zu verlieren, weil Mitteleuropa mit leeren Händen und enttäuschten 
Köpfen sehr dumm dastehen könnte, wenn beide ostasiatischen Altkulturvölker, 
gleichmäßig von ihm enttäuscht, dem Völkerbund den Rücken kehren und jeder 
einzelne Staat sein Verhältnis zu ihnen beiden von Grund auf neu zu gestalten hat. 

Solche Schlüsselwerke sind etwa Matsunamis ‚Constitution of Japan“ 
(namentlich für Staatsrechtler und Verfassungsbeflissene); Zennosuke Tsuji: ‚‚The 
humanitarian ideas of the Japanese“, Tokio, Shöwa 7; Kinkodo (japanisch und 
englisch in ı Band); eine Sammlung von 40 Belegen der Feindesliebe und Achtung 
des Gegners aus Japans Geschichte von der Karolingerzeit bis zum Russenkriege, die 
namentlich Ethikern zu denken geben könnte; und Ryokichi Otani: ‚„Tadataka 
Ino, the japanese land-surveyor“, Tokio 1932; S. Iwanami: die persönliche Seite 
der geheimen japanischen Küsten- und Landesvermessung zu Beginn des XIX. Jahr- 
hunderts, und eines geographischen Idealistenlebens im Dienste des Wehrinstinkts 
seines Vaterlandes — für Geographen besonders lehrreich. : 

Bei Anwendung solcher Gegengewichte hüben und drüben wird man für China 
über der begreiflichen Schwärmerei für den zum Teil durch eigene Schuld wehr- 
losen, vergewaltigten Kulturboden eines im Zustand verwandten „Volks der Mitte“ 
die geopolitischen Tatsachen nicht außer acht lassen (“chaotic state“, sagte doch 
Außenminister Stimson der USA., sonst „wrong horse-Harry“ ‚zubenannt, mit 
dem Wortlaut eines japanischen Berichtes). Man wird dann nicht vergessen, daß 
auch eine wohlgeordnete Staatsgewalt, wie in Japan, die vorbeugend ihr als not- 
wendig Erscheinendes in einem Schwächemoment der anderen tut, die volle Wucht 
nationaler Imponderabilien hinter sich haben kann und bei direktem Verhandeln 
vielleicht großmütiger handelt, als solange sich ein hilfloses und verantwortungs- 
scheues Gremium hemmend einschiebt, wie der Völkerbund — trotz allem guten 
"Willen der Lytton-Kommission, der ganz gewiß nicht geleugnet werden soll. Nur 
sind eben China und Japan gleichmäßig mit dem Vermittler (Tiers nach Dubosq) 
unzufrieden und werden sich nicht an ihn halten. 

Um übrigens zu zeigen, daß nicht nur Japan in Manchukuo und Italien auf 
dem Balkan mit moderner Bewaffnung Eindruck schinden kann, pflegt auch die 
indische Luftmacht alljährlich von Risalpur unterhalb von Peschawar einen Schau- 
flug zu den Bergstaaten im oberen Industal um Gilgit zu machen, 1933 mit 
5 Bombenflugzeugen neuesten Stils, etwas über 370 km in wenig über 2 Stunden, 
also etwas mehr als die größte Alpenbreite, ız. B. Mailand—München, und über 
ganz andere Höhenschwierigkeiten hinweg. Die Bergstaaten Hunza, Nagar und 
Punial — ehedem sich ziemlich sicher fühlend — bezeigten, wie auch die Be- 
amten und Soldaten von Kashmir in Gilgit, große Freude und Schaulust. „Durch 
Flüge wie diese werden die menschlichen Beziehungen beschleunigt, und der 
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Geist guter Nachbargesinnung wird verstärkt.“ So schreibt die „Times of India“ 
vom 7. I. 33,8. 7. 

Wir empfehlen diesen Wortlaut sichtlich mit ihrem Tun zufriedener, christ- 
licher Mächte den Japanern für den nächsten Bombenausflug wie auch der nächsten 
Abrüstungskonferenz zur Vormerkung; aber auch europäischen Bergstaaten kleine- 
rer Ausdehnung, die sich heute noch hinter viel geringeren Bergschranken sicher 
fühlen, weil sie es vor der Einführung der schnellen Bombengeschwader dereinst 
gewesen sind. Es war einmal ... hinter Alpen, Balkan, Dinariden; aber die Welt 
hat seit 191g sehr zum Nachteil der Kleinräumigen an Raumpuffer- und Höhen- 
schutz verloren. 

Das gilt auch für Nachbarn am australasiatischen Mittelmeer: Siam (dessen 
neue Verfassung freilich von Bangkok und London aus als ganz besonders liberal 
gerühmt wird, z. B. „Times“, 19. ı. 33) Wortlaut in „Ostasiat. Rundschau“ 1933; 
Nr. 4, S. 78 und die Niederlande in Indonesien. Drei Meutereien, darunter 
eine Sechstagejagd ausgerechnet auf die „Sieben Provinzen“ und ihre schließliche 
Kapitulation vor den Begleit-Bomben-Flugzeugen des Kreuzers „Java“ sind eine 
ernste Warnung. Was wir im Literarischen Bericht über das leise Grauen schrieben, 
das den Wehrgeographen bei der Lage dort anwandeln könnte, war vor der Kennt- 
nis der drei Meutereien, nur aus jener der geopolitischen Gesamtlage hingeschrieben, 
und aus dem Ernst geschöpft, mit dem wir die Weltlage möglichen Katastrophen 
entgegenwirbeln sehen. 


ZUR FRAGE DER VERSTÄDTERUNG 


Über den Zusammenhang von Verstädterung 
und Geburtenrückgang 

Der Begriff der Verstädterung drückt eine Abwertung aus. Stadtleben, Stadt- 
kultur, Stadtwirtschaft ist das Positive, Verstädterung das dazu gehörende Negative. 
Zahlenmäßig ist die Verstädterung nicht erfaßbar. Wir nennen zwar ein Volk 
dann verstädtert, wenn der prozentuale Anteil der in der Stadt lebenden Bevölkerung 
ein bestimmtes Maß überschritten hat. Aber das Maß gilt nicht allgemein, liegt nicht 
etwa, sagen wir bei einer 5oprozentigen Stadtbevölkerung, sondern wechselt je 
nach dem Objekt; Völker mit einem Drittel Stadtbevölkerung können stärker „ver- 
städtert“ sein als andere, in denen %/ der Menschen in Städten leben. ‚Mit dem 
Begriff Verstädterung soll gesagt werden, daß jenseits einer gewissen, für ein Volk 
geltenden Grenze, ein Gleichgewichtsverhältnis gestört ist. Das Kriterium, daß diese 
Grenze überschritten ist, liegt in den Symptomen der Gleichgewichtsstörungen: 
Anhaltenden Wirtschaftsstockungen, Verödung des Landes, Gefahr für die agrari- 
sche Urproduktion, Geburtenrückgang. 

Schon in der Begriffsbildung der Verstädterung liegt ihre Zusammengehörig- 
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keit mit dem Geburtenrückgang beschlossen. Das besagt schon, daß der Zusammen- 
hang kein kausaler ist, so etwa, daß der Geburtenrückgang eine Folge der Ver- 
 städterung wäre. Das Verhältnis ist vielmehr ein funktionelles: Verstädterung und 
Geburtenrückgang stehen in gegenseitiger und gleichzeitiger Abhängigkeit. 

Stadtentwicklung und Bevölkerungszunahme gehören zusammen, ebenso wie 
Verstädterung und Bevölkerungsabnahme. 


I. Die Stadt als Lebensraum. 


Während die Bevölkerung Europas in früheren Jahrhunderten mit einigem 
Spielraum ziemlich beständig war, oder nur langsam anstieg, wuchs sie im 19. Jahr- 
hundert auf das Mehrfache, in der gleichen Zeit, in der der prozentuale Anteil der 
Stadtbevölkerung sich etwa verdoppelte. Es wäre wichtig, klar zu sehen, wie ein 
solches Bevölkerungswachstum denn eigentlich vor sich geht. Durch Vermehrung 
der Geburten? Oder durch Verminderung der Sterblichkeit. Burgdörfer in seinem 
Buch „Volk ohne Jugend“ mißt dem Rückgang der Sterblichkeit die entscheidende 
Bedeutung bei für das Bevölkerungswachstums Europas. Am Beispiel anderer Völker 
kam man zu anderer Ansicht: In Japan etwa ist gleichzeitig mit der raschen, Stadt- 
entwicklung der letzten Jahrzehnte ein Ansteigen der Geburtenziffer beobachtet 
worden (1872: 17%/g9 1928: 34,40/49), während die Sterbeziffer trotz aller 
Fortschritte der Hygiene fast gleichblieb (1873: 19,6%/ 59, 1928: 19,80/y9 der Be- 
völkerung). In Japan hatte die Abhängigkeit vom Grundbesitzer auf dem Lande 
die Geburtenzahl niedrig gehalten. 

Das Problem liegt so: Gibt es eine „natürliche“ Geburtenhöhe, die auch bei 
Verbesserung der Lebensbedingungen nicht überschritten werden kann? Wäre es 
so, dann ginge der Zusammenhang von Lebensraum und Bevölkerungsvermehrung 
im wesentlichen über die Herabsetzung der Sterblichkeit. Die Tierversuche Boden- 
heimers u. a. haben die Tatsache des Zusammenhangs von der Erweiterung des 
Lebensraums und dem Anwachsen der Population eines Tierstammes bis zur An- 
passung an den neuen Raum überprüft; aber die Frage nach dem Anteil der beiden 
möglichen Faktoren, durch die die Anpassung geschieht, der Geburtenvermehrung 
und der Sterblichkeitsverminderung, ist noch nicht geklärt. Zweifellos gehen 
weniger Tiere ein, wenn der Lebensraum für einen Stamm sich vergrößert: die 
vorzeitige Sterblichkeit durch Nahrungsmangel oder schädigende Reize wird herab- 
gesetzt, und der Tierstamm vermehrt sich bis zu einem gewissen Punkt, bis ein 
neues Dichteoptimum erreicht ist, d.h. bis die Nahrung wieder knapper, die 
Störungen wieder zahlreicher werden. 

Betrachten wir einmal die Stadt in ihrer Eigenschaft als Lebensraum. Man kann 
sagen, daß die Industrie- und Handelsstadt, die monokulturbestimmte Großstadt, 
gegenüber der alten, landschaftsgebundenen Stadt eine Erweiterung des Lebens- 
raums darstellt: sie ermöglicht mehr Menschen auf geringem geographischen Raum 
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den Lebensunterhalt, sie ermöglichen damit einen Anstieg der Bevölkerungsmenge. 
Gegenüber dem starken Wachstum, das wir bei den Kolonisatoren in neu erschlos- 
senen Räumen finden besteht jedoch ein entscheidender Unterschied: die wachsende 
Stadt ist nicht eine fertige gegebene Größe wie eine ‚Kolonie oder im Tierversuch 
der künstlich erweiterte Lebensraum, sondern sie dehnt sich erst zusammen mit 
dem Bevölkerungswachstum aus. Auch hier kein kausales Verhältnis; nicht die 
Stadt als Lebensraum bewirkt die Bevölkerungsvermehrung, 
sondern beide entstehen zugleich, funktionell verbunden. 

Wenn wir die Frage der Geburtenvermehrung einmal als ungeklärt beiseite lassen 
und uns nur darüber klar zu werden versuchen, wie denn die Herabsetzung der 
vorzeitigen Sterblichkeit in einem Volk mit Stadtentwicklung geschieht, so springt 
der Unterschied zu den Vorgängen im Tierreich sofort ins Auge. Die entscheidende 
Rolle spielt hier die Medizin. Die Sozialygiene setzt, biologisch gesprochen, die 
„störenden Reize‘ herab: die Verhinderung von Seuchen etwa, überhaupt die er- 
folgreiche Bekämpfung von Krankheiten bedeutet für das Einzelleben das Aus- 
schalten von Störungen. Am stärksten wirkt sich die Herabsetzung der Säuglings- 
sterblichkeit auf das Anwachsen der Bevölkerung aus. Wir brauchen für diesen 
Vorgang zwar den Vergleich der „Ausschaltung störender Reize“, aber es ist klar, 
daß wir es mit einem geistigen Prinzip zu tun haben: die menschliche Ratio wirkt 
sich hier aus. 

Die gleiche Beobachtung machen wir, wenn wir den Geburtenrückgang und die 
Verstädterung jetzt unter demselben Gesichtspunkt ins Auge fassen: 

Weshalb kommt ein Rückschlag? Weshalb ‚‚antworteten‘ die Völker auf den Be- 
völkerungszuwachs mit einem Geburtenrückgang? Man könnte denken, — und der 
Gedanke läge nahe aus der Gedankenwelt der heutigen Krise heraus: weil sich die 
Lebensbedingungen von einem gewissen Punkt ab wieder verschlechtern. Das ist 
jedoch nicht unbedingt richtig. Denn der Geburtenrückgang setzt bereits zu einer 
Zeit steigender Arbeitsgelegenheit und steigenden Wohlstandes ein. (Vgl. die Dar- 
stellung über das Aussterben der deutschen Juden im vorigen Heft.) Bodenheimer 
hat die Frage (in Heft 8 des vorigen Jahrgangs) rein biologisch beantwortet: Bei 
Annäherung an das Dichteoptimum muß die Bevölkerung wieder abnehmen, das 
sei ein Vorgang der Selbststeuerung des Überorganismus Volk. Da nun durch die 
Hygiene die Sterblichkeit nicht wieder so zunehmen kann wie bei Tiervölkern 
unter wieder verschlechterten Lebensbedingungen, da andererseits die Höhe der Ge- 
burten vom Menschen zum Unterschied gegen das Tier willentlich geregelt werden 
kann, findet die erneute Anpassung auf dem Wege des Geburtenrückgangs statt. 

Wir glauben, daß diese Erklärung nicht hinreicht. (Bodenheimer selbst sieht 
übrigens in seinem neuesten Aufsatz in diesem Stoff in dem Geburtenrückgang 
weniger einen Vorgang der Selbststimmung als eine Alters- und Degenerations- 
erscheinung). Die Tatsache, daß der Geburtenrückgang schon lange vor jeder 
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Wirtschaftsstockung einsetzt, belegt zwingend, daß es sich hier um Auswir- 


kungen eines geistigen Vorgangs handelt, um eine Seite der 
Kulturerscheinung: Verstädterung. 


II. Die Stadt als Kulturträger. 


Die Wandlung von der Stadtkultur mit wachsender Bevölkerung zur verstädterten 
Kultur mit sinkender Bevölkerung muß also als ein geistiger Prozeß aufgefaßt werden. 

Bleiben wir bei dem Beispiel der Sozialhygiene. Hier, so sahen wir, ist der 
Anstieg der Bevölkerung in hohem Maße zu verdanken. Was aber bedeutet 
Sozialhygiene geistesgeschichtlich? 

Die Medizin in ihrer heutigen Form ist eine Erscheinung städtischer Kultur. 
Sozialhygiene ist eine typisch städtische „Haltung“. Denn was besagt die hohe Be- 
wertung sozialhygienischer Tätigkeit anders als Sorge um die Erhaltung des Einzel- 
lebens? Diese Einstellung muß aus dem Individualismus der Stadtkultur heraus 
verstanden werden. Das Leben jedes Individuums wird sorgfältig gehütet. Die 
Folgen dieser Haltung sind: ı. Die Vermehrung der lebensuntauglichen Men- 
schen, die früher durch vorzeitiges Sterben ausgemerzt wurden und nicht zur 
Fortpflanzung gelangten. Das verschlechtert die körperliche Qualität der Be- 
völkerung, Fortpflanzungswillen und -fähigkeit, setzt also die Geburtenhöhe 
herab. 2. Die Sorge um das einzelne Leben, die Grundhaltung der Hygiene, läuft 
Gefahr, zur Massenangst zu werden (der Staat als Versorgungsanstalt); einmal, 
weil die Individuen durch die negative Auslese wie durch Gewöhnung an die Für- 
sorge, ja tatsächlich immer auffälliger und damit pflegebedürftiger werden, dann 
aber auch, weil jede positive geistige Haltung immer die Gefahr in sich trägt, 
ins Negative umzuschlagen. 

Wir wollen das auf einem anderen Gebiet zeigen, wo dieser Vorgang des Um- 
schlagens vielleicht deutlicher ist: 

Individualistische und rationalistische Einstellung sind typische Merkmale des 
Stadtmenschen. Werden sie lebensfeindlich, dann haben wir den verstädterten 
Menschen. Beispiel: Die Ethik des Stadtmenschen drückt sich in einem Wort von 
Max Weber aus, wonach Gottvertrauen nicht mehr genüge, seit der Mensch in 
Kausalzusammenhängen denke. Denn seitdem übersehe er die Folgen seiner Hand- 
lungen ganz anders, sei also verantwortlich für das, was aus seinem Tun ‚herrühre. 
Eine Handlung sei nicht mehr an sich gut, sondern müsse beurteilt werden im 
Zusammenhang mit ihren Folgen. Diese verstärkte Verantwortlichkeit hat die 
Beschränkung der Kinderzahl mitbewirkt. Der gläubig vertrauende Mensch sagt sich: 
sie werden mit Gottes Hilfe durchkommen. Der skeptisch verantwortliche: ich muß 
sie durchbringen; gelingt es mir nicht, so bin ich schuldig an ihrem Elend. Dies 
ist eine durchaus positiv zu bewertende Einstellung des „Stadt‘menschen. 


Bald aber zeigen sich böse Folgen: die Zahl der Kinder wird über das zur Er- 
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haltung des Volksganzen notwendige Maß hinaus beschränkt. Ist erst einmal will- 
kürliche Beschränkung der Kinderzahl möglich, physisch durch die städtische 
Wissenschaft, psychisch durch die städtische Ethik — dann gibt es kein Halt mehr, 
wenn die negativen Mächte erstarken. 

Aus der Lebenssorge des Stadtmenschen wird die Lebensangst des verstädterten 
Menschen. Die gesteigerte Verantwortung wird unerträglich, Scheu vor Übernahme 
von Verantwortung ist das Ende. Beides, Lebensangst und Verantwortungsscheu, 
setzt die Kinderzahl herab. Aus dem Glauben an den ‚„Fortschritt‘“ der Menschheit, 
der einst dem Stadtmenschen seinen Elan auf wirtschaftlichem wie auf wissen- 
schaftlichem Gebiet gab, wird die Steigerung der Ansprüche, auch sie kinder- 
feindlich. So wenden sich die einst vorwärtstreibenden Mächte zurück gegen ihr 
eigenes Werk. Ein Gedanke, ein Kulturprinzip hat sich zu Ende gelebt und muß 
einem anderen Platz machen. 

Oder betrachten wir das Verhältnis zu Geld und Beruf. Wieder führen wir Max 
Weber an, der das Wesen der entstehenden Stadtkultur erkannte, als er den Zusam- 
menhang von Protestantismus und Kapitalismus sah. Die Berufsethik des Stadt- 
menschen, sein moralisches Verhältnis zur Arbeit, der er sich sittlich verpflichtet 
fühlt (ganz anders als der bäuerliche Mensch oder der Handwerker und Händler 
der vorkapitalistischen Stadt, für den die Arbeit — harte — Selbstverständlichkeit 
ist) die Wertung des Geldes als sichtbaren Ausdruck der belohnten, vom Himmel 
gesegneten Arbeit —, dies alles galt in der Stadtkultur bis gegen Ende des vorigen 
Jahrhunderts, ward aber im Laufe der Entwicklung zur Großstadt immer mehr 
verfälscht und umgebogen. Der Beruf ward zum Selbstzweck, zum 
einzigen Wert eines innerlich verarmten Lebens, endlich in vielen Fällen nur noch 
zum Mittel, Geld zu verdienen. Geld aber, einst Lohn von oben für ein recht 
geführtes Leben, dann immer mehr Sicherheitsfaktor, wird im letzten Stadium 
Zweck und Gehalt des Daseins. Nicht mehr Familie und Nachkommenschaft sicher- 
zustellen gilt es, sondern unter Verzicht auf Nachkommen, besser zu leben. So 
tritt der verstädterte Mensch in seiner extremen Erscheinung 
freiwillig aus dem lebendigen Zusammenhang mit der Zukunft 
heraus. 

Es ist selbstverständlich, daß die verstädterte Lebenseinstellung nicht nur den 
in der Bevölkerungsstatistik erfaßbaren Stadtbewohner betrifft. Sie ergreift über 
den Rahmen der Stadt hinaus auch die ländliche Bevölkerung. Das deutlichste Bei- 
spiel gibt Frankreich, wo der Geburtenrückgang schon seit Jahrzehnten nicht mehr 
in den städtischen Oberschichten am stärksten ist, sondern bei den bäuerlichen Be- 
sitzen. Die Stadt aber behält ihre Saugkraft, sie zieht die Menschen von reichen 
Höfen weg zu einem kleinen Beamtendasein 1). Die Höfe verfallen; die agrarische 
Urproduktion geht an besonders schwachen Stellen in fremdvölkische Hand über. 
1) Vgl. Harmsen, Bevölkerungspolitik Frankreichs, S. ı64 £. 
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Es fragt sich, ob die Verstädterung notwendig zu solchen Konsequenzen führen 
muß; dies Beispiel mag nur für begrenzte Gebiete Frankreichs typisch sein. Unsere 
Ansicht, daß nicht die relative Wiederverengerung des Lebensraumes die primäre 
Ursache für den Geburtenrückgang ist wird bestätigt durch die Verhältnisse in 
Australien, wo Haushofer1) mit Bezug auf die Verstädterung feststellt: „Doppelt 
bedenklich ist das Problem, wo es sich auf weiten jungfräulichen Boden, ohne 
jede Ermüdungserscheinung der Kultur-Landschaft, wie in Australien und Kalifor- 
nien, abspielt, wo die weiße Bevölkerung sich auch in wenigen Großstädten zu- 
sammenballt, obwohl sie sich ungehemmt landeinwärts ausdehnen könnte...“ 

Raum genug ist da zum Leben. Freilich: es ist kein städtischer Raum. Und 
umgekehrt gilt die Beziehung von Lebensraum und Bevölkerungswachstum, so 
scheint es, nicht: Die wachsende Stadt zwar ermöglichte ein Ansteigen der Be- 
völkerung; das jetzt (durch Entleerung) relativ wachsende Land trotz der Lebens- 
möglichkeiten, die es bietet, dagegen nicht. Wir haben es mit einem nicht umkehr- 
baren Vorgang zu tun; der verstädterte Mensch vermag die Lebensräume nicht mehr 
auszufüllen. 

Unsere Betrachtung ging getrennt von der Stadt als Lebensraum und der Stadt 
als Kulturträger aus. Die Wege stießen zusammen. Mit dem Begriff des nicht 
umkehrbaren Lebensprozesses fassen wir die Kulturentwicklung von Stadt und 
Verstädterung im biologischen Gleichnis. Der Vergleich der Verstädterung mit dem 
Altern eines Organismus drängt sich auf. (Siehe den Beitrag v. Bodenheimer in 
diesem Heft.) Verstädterung und Geburtenrückgang als Alterserscheinung, auch wo 
sie national oder ethisch bedingt sind. Denn Ratio kann man auch ansehen; als eine 
Lebenserscheinung, eine spezifisch menschliche Art, zu reagieren, sich anzupassen 
und — abzusterben. 

Wie weit aber gilt die biologische Bewertung für das geschichtliche Leben? 
Dürfen wir hinausgehen über den Vergleich, der veranschaulichen soll, und dürfen 
wir aus Vergleichen mit biologischen Vorgängen auf eine geistige Entwicklung vor- 
ausschauende Schlüsse ziehen? Wir versagen uns hier jeden Versuch einer Abgren- 
zung, stellen nur grundsätzlich die Frage als eine entscheidende auf. 

Wir sind uns überhaupt darüber klar, daß wir mit unserer Deutung ‚des Zu- 
sammenhangs von Verstädterung und Geburtenrückgang nichts Endgültiges geben. 
Sie möchte genommen werden als Anregung, die herausfordert zu Widerspruch oder 


Ausbau. Elisabeth Pfeil 


Bemerkungen eines Biologen über den Begriff der Verstädterung 


Vom biologischen Standpunkte aus läßt sich die Verstädterung als ein normales 
Wachstumsstadium der Völker und Kulturen betrachten. Sie ist vergleichbar dem 
Altern eines Organismus. Auch das Altern ist kein einheitlicher Prozeß, sondern ein 
1) In: Geleitwort zu Gattineau, Verstädterung und Arbeiterherrschaft, Kurt Vowinckel Verlag. 
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Zusammenwirken zahlreicher Einzelprozesse, welche oft nicht gleichzeitig, sondern 
oft jahrelang hintereinander einzusetzen beginnen. Läßt sich allgemein ein. Über- 
wiegen der Dissimilations- über die Assimilationsprozesse im Körper feststellen, so 
lassen sich für zahlreiche physiologische Einzelprozesse quantitative Angaben machen. 

Genau so laufen unter dem Gesamtbild der Verstädterung zahlreiche Einzel- 
prozesse — natürlich nicht ganz unabhängig voneinander — nebeneinander her. 
Wenn wir die Entwicklungsstufen menschlicher Kulturen und Völker in ihrer Auf- 
einanderfolge betrachten, so ergibt sich an Stadien: 

ı. Jägerstadium. — Horde. 

2. Nomadenstadium. — Stamm. 

3. Fellachenstadium. — Stadt- oder Feudalstaat, oder beides nebeneinander. 

i. Stadium der intensiven Weiterentwicklung zum Nationalstaat, Landwirtschaft 

und des Handels zur Hochkultur und den ersten Großstädten. 

5. Stadium der Monokultur (Industrie oder Landwirtschaft). — Eintritt des Na- 
tionalstaates in die Weltwirtschaft, Entstehung der Weltstädte. Kulturver- 
ödung, Sieg der Zivilisation. 

Als äußeres Anzeichen für die Verstädterung wäre das Erscheinen der Weltstädte 
(der „wurzellosen Großstadt‘) anzusehen — äquivalent etwa dem Abklingen der Ge- 
schlechtstätigkeit im Organismus. Ihr biologisches Merkmal ist das immer stärkere 
Überwiegen der menschenzehrenden Großstadt über das menschenzeugende Land. 
Auch im Überindividuum ist der Fortpflanzungsindikator als maßgebend anzusehen. ° 
Das schädlichste Phänomen der Verstädterung, die Verödung des Landes, ist ein end- 
licher Entwicklungsprozeß, der als Eintritt in das Greisenalter zu bewerten ist. Das 
Fehlen des Fortpflanzungswillens, die ungewollte Sterilität, 
die Wirtschaftsentwicklung, die Zusammenballung der Men- 
schen in den Großstädten, die Verdrängung der Kultur durch 
die Zivilisation sind alle Ausdruck einer biologischen Bevöl- 
kerungsbewegung, einer biologischen Entwicklung. 

Die heutigen Bestrebungen der Völker, eine nationale Autarkie wieder herzustellen, | 
zeigte eine richtige Erkenntnis der Ursachen unserer jetzigen Zeitentwicklung. In- 
wieweit und für wie lange diese Versuche, durch eine gesündere Bevölkerungs- und 
Produktionsverteilung die Vergreisung hemmen zu wollen, von Erfolg gekrönt sein 
werden, ist nicht anzugeben. Es ist überhaupt unrichtig, für den Ablauf solcher 
biologisch-historischen Prozesse eine kurze Zeitspanne von wenigen Jahren anzu- 
nehmen. Daß die Verstädterung als Ausdruck der „siegreichen“ Zivilisation der 
endliche Sieger sein wird, daran läßt sich allerdings kaum zweifeln. 

Fritz S. Bodenheimer 
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FRIEDRICH LEYDEN: 
Berlin als Beispiel einer wurzellosen Großstadt 


1. Geschichte und Wachstum 


Der Ursprung von Berlin ist unbekannt. Aus der Fülle widersprechender Mut- 
maßungen ergibt sich mit einiger Wahrscheinlichkeit nur die slawische Herkunft 
des Namens. Es war eine Wendensiedlung, wie so viele andere flußauf- und -abwärts 
in und an der sumpfigen Niederung des Spreetals. Die Lage war ursprünglich 
keineswegs irgendwie bevorzugt. Ungleich günstigere Verteidigungsmöglichkeiten 
bot im Osten der Zusammenfluß von Dahme und Spree, im Westen derjenige 
von Spree und Havel; aber weder Köpenick noch Spandau, die an diesen wich- 
tigen Punkten entstanden sind, haben überragende Bedeutung erlangt. Ungefähr 
halbwegs zwischen ihnen, wo die Ränder des Urstromtals sich auf 5 km Abstand 
nahekommen und wo gleichzeitig die Gabelung der Spree in mehrere Arme leichtere 


Umfang des Berliner Stadtgebietes 
EB Anf.des 14.Jahrhunderts I 
JImJahre 1209 
71825 
ZB " « 1915 
Gross -Berlin, vom 

4.Oktober 1920 ab 


& Zum Vergleich: 
tadtkern des 44. Jahrhunderts 
Den, Karte herausgelöst. 


1. Verstädterungskreis: Der Stadtkern und sein Wachstum. 
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Übergangsgelegenheit bot, da entstand Berlin und der Schwesterort Kölln, beide 
schon im ı3. Jahrhundert, aber später als Spandau, zu Städten erhoben. Das 
älteste Berlin, 73 ha groß, war ein winziger Ort, in wenigen Minuten zu durch- 
schreiten; auf der Spreebrücke zwischen Berlin und Kölln erhob sich das gemein- 
same Rathaus dort, wo heute das Standbild des Großen Kurfürsten gerade Platz 
genug findet — ein Maßstab und Sinnbild für die äußerliche Erscheinung der 
beiden Orte im Mittelalter. 

Ein Willensakt der Landesfürsten hat Berlin zur Hauptstadt, Kölln zur Residenz 
gemacht. Noch die im Stadtschloß gefertigten Erlasse Friedrich Wilhelms II. tragen 
den Vermerk: „gegeben zu Cölln“. Wunsch und Wille der Landesfürsten hat Ent- 
wicklung und Gestaltung von Berlin bis in die jüngste Vergangenheit hinein aus- 
schlaggebend beeinflußt. Unter dem Großen Kurfürsten wurden Berlin und Kölln 
mit den neuen Stadtteilen am linken Spreeufer, dem Friedrichswerder und Neu- 
kölln, nach französischer Art mit sternförmiger Befestigung umgeben und daher 
für alle Zeit zu einer Einheit zusammengeschweißt; gleichzeitig aber wurden im 
Westen außerhalb dieser Befestigung die neuen Stadtteile der Dorotheen- und 
Friedrichstadt mit geometrischem Straßennetz neu angelegt. Alle diese Teile wurden 
1709 zu einer einzigen Stadt vereinigt, die nun immerhin schon 626 ha bedeckte 
und in der die neuen Stadtteile im Westen ein für allemal den „Zug nach dem 
Westen“, die Verlagerung der wohlhabenden Wohnviertel in die westlichen Stadt- 
teile begründeten. Schon 1737 wurde das Stadtgebiet abermals mehr als verdoppelt 
(1330 ha) durch die Anlage der den alten Kern in erheblichem Abstand umgeben- 
den Zollmauer, die über ein Jahrhundert lang das Stadtbild beherrscht hat. Doch 
betrug die Bewohnerzahl 1709 erst etwa 57000, 1740 etwas über 80000: bis in die 
Mitte des ı8. Jahrhunderts hinein war Berlin eine ausgesprochene Kleinstadt, die 
sich mit den Hauptstädten anderer Länder keineswegs vergleichen konnte. Erst nach 
dem Siebenjährigen Krieg begann ein langsamer Aufstieg, freilich nicht ohne er- 
hebliche Rückschläge nach dem amerikanischen Unabhängigkeitskrieg und nach den. 
Freiheitskriegen: 1790 waren zwar 150000 Einwohner erreicht, aber die Zahl 
200000 wurde erst ein Menschenalter später überschritten. In den viel zu weiten 
Raum innerhalb der £friderizianischen Zollmauer ist die Stadt erst ganz allmählich 
hineingewachsen. Erst 1860 wurde, im Zusammenhang mit wiederholten Erweite- 
rungen des Weichbildes, die erste halbe Million Einwohner überschritten. | 

Und erst in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts hat jene stürmische Ent- 
wicklung eingesetzt, die Berlin in wenigen Jahrzehnten zur zweitgrößten Stadt 
Europas und zu einer der größten Städte der ganzen Welt gemacht hat. Die erste 
Million wurde bald nach 1875 erreicht, und das Wachstum dauerte bis 1912, wo 
Alt-Berlin mit über 2,08 Millionen Bewohnern eine später nie wieder eingetretene 
Verdichtung der Bevölkerung in den inneren Stadtteilen aufweisen konnte. 1920 
wurde Alt-Berlin mit mehreren Dutzend Nachbarorten zu einer Einheitsgemeinde 
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Groß-Berlin vereinigt, die bei ihrer Gründung über 3,8 Millionen Bewohner zählte. 
Bis Anfang 1931 war die Gesamteinwohnerzahl auf über 4,3 Millionen gestiegen, 
ist aber seither in langsamer Abnahme begriffen (gegenwärtig immer noch über 
4,2 Millionen). 

Dieses Groß-Berlin greift nun nach allen Seiten weit über die alte Einflußsphäre 
von Berlin hinaus. Die heutige Weichbildgrenze liegt stellenweise 
mehr als >55 km vom Stadtmittelpunkt entfernt. Nicht weniger als 
126 früher selbständige Gemeinden (die bei der Eingemeindung freilich vielfach 
schon untereinander verwachsen und verschmolzen waren) bilden außer dem eigent- 
lichen Alt-Berlin zahlreiche Siedlungskerne im neuen Stadtgebiet, das mit einem 
Areal von über 88 qkm ı200mal so groß ist wie dasjenige des mittelalterlichen 
Berlin. Es umschließt nicht nur die ehemaligen Nachbarstädte Köpenick und 
Spandau, sondern erstreckt sich auch weit auf den Teltow im Süden und den 
Barnim im Norden; der Grunewald im Westen wie das große Waldgebiet um die 
Müggelberge im Südosten gehört dazu. Wie innerhalb der friderizianischen Zoll- 
mauer, so umschließt Groß-Berlin innerhalb der heutigen Weichbildgrenze nicht 
nur städtische, sondern auch rein ländliche Bezirke, es ist nicht nur Zehr-, sondern 
teilweise auch Nährgebiet. 

Das Wachstum von Berlin hat sich in der Weise vollzogen, daß die Bevölkerung 
das alte Weichbild allmählich erfüllte und dann randlich überbordete. Die Nach- 
barorte wurden gleichsam in konzentrischen Kreisen allmählich in die städtische 
Beeinflussung hineingezogen, und zwar wuchsen sie auf der der Stadt zugewandten 
Seite stärker als auf der abgewandten. Schon vor dem Kriege waren die ehemaligen 
Dörfer Schöneberg, Wilmersdorf, Rixdorf (Neukölln) und Lichtenberg unter dem 
Einfluß von Berlin zu Großstädten herangewachsen, und sie wie auch Charlotten- 
burg waren mit Berlin schon längst zu einer einheitlichen Großstadt verwachsen, 
als die politische Zusammenfassung zur Einheitsgemeinde erst möglich wurde. 


2. Umgestaltung der geographischen Grundlagen 


Die Ausbreitung der Großstadt hat das Landschaftsbild in tiefgreifender Weise 
umgestaltet. Aus den Erlenbrüchen der Spreeniederung, die sich noch im 17. J ahr- 
hundert bis an die kurfürstliche Stadt erstreckten, ist der heutige Park des Tier- 
gartens geworden, dessen Pflanzengemeinschaften durch die Senkung des 
Grundwasserspiegels (bei Anlage der Untergrundbahnen, Bau des Landwehr- 
Kanals usw.), durch künstliche Düngung und Grasaussaat über den tief ver- 
schütteten Baumwurzeln nur noch geringe Ähnlichkeit mit dem ursprünglich 
wesensgleichen Spreewald erkennen lassen. An den einstigen Mischwald des Grune- 
walds erinnern nur noch einige prächtige alte Eichbäume, während er sonst durch 
Maßnahmen des Forstbetriebes zur extremen Form des eintönigen Kiefernwaldes 
umgestaltet worden ist. An die Stelle der Äcker und Felder sind hohe Mietskasernen 
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und ausgedehnte Siedlungsbauten getreten, zwischen denen nur je und je ein be- 
scheidenes Dorfkirchlein und einstöckige Häuser am städtisch umgestalteten ehe- 
maligen Anger an die früheren Verhältnisse erinnern. Das Häusermeer mit den 
zahlreichen Kaminen, die ausgedehnten Anlagen der Eisenbahn in und bei der 
Großstadt haben auch das Klima beeinflußt, das freilich auch inner- 
halb der Stadt große Unterschiede zwischen der feuchten und dumpfen Spree- 
niederung und den gesunden Hochflächen beiderseits des Urstromtals aufzuweisen 
hat. Die Verschiedenartigkeit des Klimas innerhalb von Groß-Berlin wird schon 
dadurch veranschaulicht, daß die jährliche Niederschlagsmenge der ver- 
schiedenen Beobachtungsstationen fast durchweg Unterschiede von bis 
zu 25% aufweist, während die Unterschiede zwischen Stadt und Land vor 
allem in einer Milderung der extremen Temperaturwerte zum Ausdruck gelangen 
(am bisher kältesten Tag, dem ı9. Januar 1893, wurden im ländlichen Blanken- 
burg nördlich von Berlin fast —32°, in der Stadt selber dagegen nur —230 ge- 
messen!). Doch fehlt es bisher noch an einer planmäßigen Durchführung solcher 
Vergleiche, vor allem während längerer Zeiträume. Die früher viel erörterten Ge- 
fahren der übermäßigen Rußbildung, besonders im Winter, sind seit der Elektri- 
fizierung der Schnellbahnen und dem Vordringen der Zentralheizungen und Fern- 
heizungsanlagen stark zurückgegangen, jedoch durch nicht minder ungünstige Aus- 
wirkungen der Abgase des gesteigerten Kraftwagenverkehrs ersetzt worden. Da die 
Straßen fast durchweg asphaltiert oder geteert sind, ist die Staubplage hier geringer 
als anderwärts. 


3. Vom Volkskörper Berlins 


Bei dem überschnellen Wachstum von Berlin in den letzten Jahrzehnten ist die 
Bevölkerungsvermehrung überwiegend auf Zuwanderung zurückzuführen. Von den 
119 %, um die Schöneberg sich von 1872 bis 1875 vermehrte, entfielen fast 113 % 
auf Zuwanderung; von der erstaunlichen Zunahme Wilmersdorfs von ı8g1 bis 1895 
um volle 178% entfielen 158 0% auf die Zuwanderung usw. Der Anteil der in 
Berlin Geborenen an der Gesamtbevölkerung betrug seit der letzten Jahrhundert- 
wende etwas über 40 %. Aber die übrigen 60% sind zum großen Teil aus der 
nächsten Umgebung zugezogen. In Alt-Berlin und 29 Vororten stammte ı905 über 
ein Viertel aller Fremdbürtigen aus der übrigen Provinz Brandenburg, fast ein 
weiteres Viertel aus Schlesien und Pommern, das dritte Viertel aus der damaligen 
Provinz Posen sowie aus Ostpreußen und der Provinz Sachsen; über 86 %0 der Zu- 
gezogenen stammte aus Preußen, und drei Viertel der damaligen Ber- 
liner Bevölkerung waren echte „Ostelbier“. Aus allen andern deutschen 
Ländern war und ist der Zuzug im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung von Berlin 
ganz geringfügig; er betrug ı905 (der einzigen Volkszählung, für die diese Werte 
einwandfrei festzustellen sind!) nur von Thüringen und Sachsen je über 2 %, sonst 
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durchweg weniger. ı925 waren 60% der Bevölkerung von Groß-Berlin Ausländer, 
aber von diesen waren zwei Drittel Ausländer mit deutscher Muttersprache (also 
Auslandsdeutsche oder mit Ausländern verheiratete deutsche Frauen usw.); von den 
restlichen > % entfiel die Hälfte auf Ostjuden, die andere auf Ausländer verschie- 
denster Nationalität. 

Der starken Zuwanderung, die nach der Bildung von Groß-Berlin zunächst noch 
anhielt, ist seit etwa 2 Jahren eine noch größere Abwanderung 
gegenübergetreten; die Kurve dieser beiden Bewegungen veranschaulicht in 
empfindlichster Weise alle Wechselfälle der Konjunktur!). Es ist nicht anzu- 
nehmen, daß die Abwanderung bei einer etwaigen Besserung der wirtschaftlichen 
Gesamtlage die Oberhand behalten wird. 

Die allzu schnelle Zunahme der Bevölkerung von Berlin hat seit Jahrzehnten zu 
einer übermäßigen Zusammendrängung derselben in den inneren Stadtteilen ge- 
führt. Die Ringbahn, die heute als wichtigste Grenze den Großstadtkern von den 
Außenbezirken trennt, umschließt ein Zehntel des Gesamtareals der Stadt, auf dem 
aber fast zwei Drittel der Einwohner wohnen, mit einer durchschnittlichen Dichte 
von über 30000 auf je ı qkm. Aber innerhalb dieses Raumes gibt es auch Stellen 
geradezu ungeheuerlicher Übersteigerung: im ehemaligen ‚„Scheunenviertel“, den 
Elendsquartieren unweit des Alexanderplatzes, hat man Dichtewerte von bis zu 
1863 Bewohnern je ha (also 186300 je qkm!) festgestellt! Großstädtische Dichte- 
werte mit durchschnittlich je 10000 Bewohnern je qkm und darüber finden sich 
heute weit über die Grenzen von Alt-Berlin hinaus, nicht nur in den ehemaligen 
Nachbarstädten, sondern z. B. auch in Steglitz und Pankow. Die übergroße Dichte 
macht sich äußerlich in den hohen Mietskasernen bemerkbar, die in unendlicher 
Einförmigkeit weite Staditeile erfüllen, mit Hinterhäusern und engen Lichthöfen, 
mit Kellerwohnungen und anderen unerfreulichen Erbteilen einer ebenso über- 
stürzten wie spekulativen Bautätigkeit vergangener Jahrzehnte. 

Bekannt ist, daß die ungünstige Entwicklung der Geburtenverhältnisse in ganz 
Deutschland sich in den Großstädten besonders stark ausprägt. Bis nach dem Kriege 
hat es auch in Berlin einen Geburtenüberschuß gegeben, der 1875— 1880 sogar 7 % 
überschritt, aber schon ıg05—ıgıo auf etwas über 4% zurückgegangen war und 
seit 1922 einem ständig wachsenden Sterbeüberschuß?) Platz gemacht hat. Dies gilt 
jedoch nur für die gesamte Stadt, und in erhöhtem Maße für die inneren Stadt- 
bezirke, während in einigen der Außenbezirke auch gegenwärtig noch ein Geburten- 


überschuß herrscht. 


1) Vgl. das Diagramm Abb. 57 meines Buches „Groß-Berlin. Geographie der Weltstadt“ 
(Breslau u. Leipzig, F. Hirt & Sohn, 1933), auf das auch sonst bezüglich näherer Einzelheiten 
aller hier behandelten Fragen grundsätzlich verwiesen werden darf. 

2) Er betrug 1927 bereits — 9,8 pro Tausend der Bevölkerung. Nach Burgdörfer fehlen 
damit bereits 60°], der zur Erhaltung der Bevölkerungszahl notwendigen Geburten, Seit 1927 
ist der Rückgang der Geburten noch weiter fortgeschritten. Schriftleitung. 
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4. Einige soziologische Feststellungen 


Die Entwicklung Berlins zur Weltstadt hat eine gründliche Umgestaltung der 
soziologischen Struktur seiner Bevölkerung zur Folge gehabt. Aus dem Acker- und 
Kleinbürgerstädtchen von ehedem, dem durch die Aufnahme zahlreicher Glaubens- 
flüchtlinge aus Frankreich, Böhmen und der Pfalz gegen Ende des ı7. und vor 
allem im ı8. Jahrhundert fremde Bestandteile mit neuartigen Berufen eingegliedert 
worden waren, ist heute eine eigenartige Vielheit geworden, die gerade hinsichtlich 
der Berufsgliederung ganz deutliche Gesetzmäßigkeiten aufweist. Zunächst ist hier 
der ausgesprochenen Industrieviertel zu gedenken, die sich an die modernen Grün- 
dungen von Borsigwalde oder Spindlersfeld, von Siemensstadt oder Ober-Schöne- 
weide (AEG.) anschließen und in kleinerem Umfange fast überall längs der schiff- 
baren Wasserwege, bei Spandau wie am Teltowkanal oder an der Charlottenburger 
Spree ihre Gegenstücke finden. Daneben haben sich einzelne Stadtteile in be- 
merkenswerter Weise zu bevorzugten Standorten einzelner Berufsgruppen ent- 
wickelt: es gibt ein ausgesprochenes Zeitungsviertel wie ein Bankenviertel, ein Kon- 
fektionsviertel, ein Filmviertel, eine Konzentrierung des Kunstgewerbes oder der 
Sperrholzindustrie auf bestimmte Straßen und deren engste Nachbarschaft, und 
manche dieser Berufsgruppen verleihen den von ihnen bevorzugten Stadtteilen ein 
ganz besonderes Gepräge. 

Bei einer Betrachtung der Berufsgliederung der Bevölkerung darf nicht außer 
acht gelassen werden, daß in allen Vororten, auch an der äußersten Peripherie und 
sogar über die heutige Weichbildgrenze hinaus, zahlreiche Personen leben, die ihren 
Beruf in der eigentlichen Stadt haben. Der verschwindend geringe Anteil der rein 
landwirtschaftlichen Betriebe an der Berliner Bevölkerung darf nicht über ihre 
Bedeutung hinwegtäuschen, da diese Betriebe eine viel geringere Beschäftigtenzahl 
erfordern als die meisten gewerblichen, kaufmännischen oder industriellen Unter- 
nehmungen. Tatsächlich waren Ende 1930 im Bezirk Weißensee immer noch volle 
drei Viertel der Gesamtfläche landwirtschaftlich genutzt, im Bezirk Pankow noch 
zwei Drittel des Areals; unter Einbeziehung alles Gartenlandes einschließlich der 
Haus- und Kleingärten war Ende 1930 immer noch über ein Drittel der Ge- 
samtfläche von Groß-Berlin in landwirtschaftlicher Nutzung, 
während ein weiteres Fünftel auf Wälder und Parkanlagen entfiel. 

Die eigentlich städtische Berufsgliederung läßt deutlich die scharfen Unterschiede 
erkennen, die zwischen dem ‚Westen‘ mit seiner überwiegend wohlhabenden, 
großenteils dem Kaufmannsstand angehörigen Bevölkerung und den vorgelagerten 
Villenorten einerseits und den übrigen Stadtteilen andererseits besteht. Nichts ver- 
anschaulicht diese Verhältnisse deutlicher als etwa der Anteil der in häuslichen 
Diensten stehenden Personen an der Gesamtbevölkerung, der im Bezirk Zehlendorf 
über ein Achtel, dagegen im Bezirk Treptow nur etwa ein Sechsundfünfzigstel aus- 
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macht. Die verschiedenartige Lebenshaltung in den westlichen und südwestlichen 
Außenbezirken und in den übrigen Stadtgebieten schafft scharfe Gegensätze; be- 
sonders im Westen und Südwesten von Groß-Berlin kommt sie auch rein äußerlich 
im Straßenbild zur Geltung, freilich weniger im Bereich der Mietskasernen als in den 
eigentlichen Villenvierteln: auch in der Stockwerkhöhe der Häuser äußert sich der 
Unterschied zwischen dem Kern der Großstadt und den Randgebieten. 

Unter diesen Gesichtspunkten muß eine Gliederung der heutigen Stadt nach 
natürlichen Unterteilen ganz anders ausfallen, als die rein verwaltungstechnisch ge- 
dachten und vielfach ganz willkürlichen Grenzen der heutigen Verwaltungsbezirke 
(vor und nach der sog. Reform von 1932). Der Kern der Großstadt innerhalb der 
Ringbahn enthält durch den Tiergarten und seine Nachbarschaft eine recht ein- 
deutige Trennung des „Westens“ von der übrigen Innenstadt, aus der die Industrie 
bis auf einige Reste in Moabit und Charlottenburg längst abgewandert ist. In den 
Außenbezirken fällt es nicht schwer, die bereits genannten industriellen Mittel- 
punkte neben den noch rein landwirtschaftlich und forstlich genutzten Gebieten zu 
unterscheiden; dazwischen schalten sich in immer dichter werdender Verflechtung 
die Vororte und Außensiedlungen, die selbst bei verhältnismäßig weiträumiger 
Streulage immer noch ausgesprochen städtisches Gepräge tragen. Die Willkür 
und Zufälligkeit der Entwicklung spiegelt sich in ihrer unregel- 
mäßigen Entfaltung und ihrer vielfach ebenso scharfen wie 
scheinbar willkürlichen Begrenzung: die randliche Zerfaserung löst sich 
in einzelne Vorposten auf, die längs der günstigsten Verkehrsverbindungen teilweise 
bereits recht weit über das eigentliche Stadtgebiet hinaus vorgeschoben sind. 


5. Saug- und Stoßwirkung der Wirtschaft 


Wenn in Groß-Berlin auf dem Raum etwa des Kantons Schwyz eine Bevölkerung 
lebt, die zahlreicher ist als diejenige der gesamten Schweiz, so ergibt sich daraus 
für die Beziehungsstruktur der Wirtschaft zunächst einmal eine gewaltige Saug- 
wirkung mit Bezug auf alle Rohstoffe. Nach dem Gesetz der Masse werden nicht 
nur immer neue Menschen nach diesem Schwerpunkt hingezogen (und auch gegen- 
wärtig, selbst bei überwiegender Abwanderung, strömen jährlich noch Zehntausende 
neuer Ankömmlinge nach Berlin!), sondern diese Menschen müssen auch leben, 
und viele von ihnen bedürfen für ihre Berufsbetätigung der Rohstoffe, die von 
weither herangeschafft werden müssen. 1930 wurden in Groß-Berlin über ı1/, Mil- 
lionen Schweine, über 1/, Million Schafe, über 200000 Rinder geschlachtet, 
304, Millionen Liter Milch verbraucht (davon waren 31/, Millionen Liter auf den 
selbstbewirtschafteten städtischen Gütern erzeugt); fast !/, Million t Kartoffeln, 
ebensoviel Getreide, über 200000 t Mehl, über 400000 t Obst und Gemüse usw. 
wurden eingeführt. Von Rohstoffen seien nur wenige Beispiele erwähnt: 1930 wur- 
den fast 2,2 Mill. t Braunkohlenbriketts, fast 3,8 Mill. t Steinkohlen, fast 3,8 Mill.t 
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Bau- und andere Steine, fast !/, Mill. t Eisen, über !/, Mill. t Bauholz nach Berlin 
eingeführt usw. Es sind ganz gewaltige Zahlen, die den Berliner Wirtschaftsverkehr 
kennzeichnen: nur diese riesige Zufuhr vermag die Riesenstadt am Leben zu er- 
halten. Aber in der Wirtschaftsbilanz von Berlin sind diejenigen Posten nicht 
weniger bedeutsam, bei denen die Ausfuhr größer ist als die Einfuhr, die also den 


Maßstab: 
Quadratfläche= 10 000 Ltr. 


[ D1.D. GEDPALITIK X/3 


2. Verstädterungskreis: Das Milcheinzugsgebiet (Nach Brandt: Die Milchversorgung Berlins, 
Berlin 1929). 


An einem normalen Stichtag 1927. 


Anteil veranschaulichen, um den Berlin die gesamtdeutsche Wirtschaft bereichert: 
das sind Maschinen und Metallwaren, künstliche Düngemittel und Teer, Pech, 
Asphalt, Kleie und Bier. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, daß ein erheblicher 
Teil der Berliner Erzeugung dem Eigenverbrauch dient und nur der Überschuß 
nach auswärts versandt wird; und was an Stoffen und Papier, an Holz- und Metall- 
waren, an Werkzeugen und Gebrauchsgegenständen von einer so großen Bevölke- 
rung benötigt wird, läßt sich unschwer ermessen. Daher kann es nicht wunder- 
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nehmen, daß die Stoßwirkung der Berliner Wirtschaft im Ver- 
gleich zu ihrer Saugwirkung nur verhältnismäßig unbedeutend 
erscheinen mag!). 


6. Der Drang aus der Steinwüste 


Die reichen Betätigungsmöglichkeiten, die Berlin wie jede andere Großstadt einer 
Vielheit von Menschen darbietet, sind Folge und gleichzeitig Voraussetzung der 
außerordentlichen Lebenskraft dieser Stadt. In wenigen Jahrzehnten, mit unwahr- 
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zwischen Berlin und deutschen Verka en 
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3. Verstädterungskreis: Der Güteraustausch mit Berlin. 


scheinlicher Schnelligkeit, hat sich das alles hier zur heutigen Bedeutung und Größe 
entwickelt. Möglich war diese Entwicklung aber nur durch die gleichzeitigen Fort- 
schritte der Technik, die das schwierige Verkehrsproblem der immer größer werden- 
den Stadt auf eine gegenüber den ursprünglichen Verhältnissen gänzlich anders 
geartete Grundlage stellte. Es war nicht allein der zentrifugale Druck der in den 
innersten Stadtvierteln zunächst allzu eng zusammengedrängten Bevölkerung, der 
zu ihrem Abströmen nach den randlichen Gebieten Anlaß bot. Dies Abströmen 


1) Nähere Einzelheiten in der Monographie „Berlins wirtschaftliche Verflechtung“, in Mitt. 
d. Statist. Amts der Stadt Berlin Nr. 8, 1928. 
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konnte erst seit der Entwicklung der modernen Verkehrsmittel, vor allem seit der 
Anlage der Stadt- und Ringbahn und dem später erfolgten Ausbau des Schnellbahn- 
netzes in wirklich bedeutendem Umfang erfolgen. Und gleichzeitig mit diesem Ab- 
strömen der Bevölkerung entwickelten sich einzelne Teile der innersten Stadt zu 
reinen Geschäftsvierteln, wo die übermäßig hoch gewordenen Grundstückspreise 
und Mieten nicht mehr durch Wohnungen, sondern nur noch durch Büros, Läden 
und Geschäfte rentabel bleiben konnten. So ist die Entstehung der einzelnen Ge- 
schäftsviertel, von denen oben die Rede war, zu verstehen. Die Entwicklung des 
Bankenviertels hat Tausende von Menschen aus ihren bisherigen Wohnungen in der 
Innenstadt verdrängt; aber Gleiches gilt auch von den großen Warenhäusern, den 
Zeitungspalästen usw. Das Herz dieser „‚City“ von Berlin liegt bezeichnenderweise 
durchaus nicht in den allerältesten Stadtteilen, sondern außerhalb der engen Gassen 
des von der kurfürstlichen Befestigung umschlossenen Kerns in der westlich an- 
grenzenden Dorotheen- und Friedrichstadt. Ein einziges Beispiel mag diese Ent- 
wicklung veranschaulichen: in den Häusern zwischen Behren-, Mauer-, Jäger- und 
Kanonierstraße, die heute von den umfangreichen Bauten der Deutschen Bank er- 
setzt sind, wohnten 1885 noch 1686 Personen, 1925 auf demselben Raum nur 
noch 41. Die Innenstadt hat sich entleert, und anschließend an 
die eigentliche City hat sich über ganz Alt-Berlin der Vorgang 
der allmählichen Entvölkerung ausgebreitet, der auch auf die über- 
mäßig dicht bewohnten Teile der Nachbarorte übergriff und schon vor dem Kriege 
den größten Teil des innerhalb der Ringbahn gelegenen eigentlichen Großstadtkernes 
erfaßt hatte. Aber der Abnahme im Stadtinnern stand und steht noch immer ein 
Wachstum in den randlichen Gebieten gegenüber, wo z. B. der Ortsteil Tempelhof 
seit 1925 seine Bewohnerzahl verdoppelt hat. Die Abwanderung aus der Altstadt und 
das Abströmen der Bewohner nach der Peripherie ist stärker, als in dem äußeren 
Zahlenbild in Erscheinung tritt; denn auch in die Altstadt findet von außen her 
immer neuer Zuzug statt, wobei zu bemerken ist, daß die soziale Stufe der Be- 
wohner dort, wo die Wohnungen der Innenstadt in immer stärkerem Maße den 
modernen Ansprüchen nicht mehr genügen, sich ständig verschlechtert. 


7. Die Wurzellosigkeit des Großstädters 


So ist für Groß-Berlin und seine Bevölkerung der ständige Wechsel, eine un- 
unterbrochene innere Verschiebung und Verlagerung, eine nie zur Ruhe kommende 
Bewegung kennzeichnend. Und als Folge ergibt sich eine Wurzellosigkeit 
dieser Bevölkerung, wie sie in keiner anderen deutschen Stadt zu finden ist. 
Nicht allein die den größeren Teil der Bevölkerung ausmachenden Zugezogenen sind 
hier heimatlos und ohne innere Beziehung zur Stadt, sondern auch die altein- 
gesessenen Familien sind aus den ursprünglich von ihnen bewohnten Stadtteilen 
verdrängt und wohnen großenteils draußen irgendwo in den Außenbezirken, die 
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ihnen nicht weniger fremd sind, als den von auswärts Zugezogenen. Es gibt freilich 
im scheinbar überall gleich einförmigen Steinmeer der Weltstadt immer noch 
deutlich erhaltene Reste der alten dörflichen Siedlungskerne: ein besonders ein- 
drucksvolles Beispiel ist die alte Dorfstraße mit den einstöckigen Häusern der ehe- 
maligen Kolonisten im früheren Böhmisch-Rixdorf, inmitten des großstädtisch ge- 
wordenen Vororts Neukölln; doch auch in Schöneberg oder Lichtenberg und an 
‘vielen anderen Stellen erinnert wenigstens die bescheidene alte Dorfkirche an die 
so ganz anders gearteten Verhältnisse vor wenigen Jahrzehnten. Und auch für die 
Alt-Berliner bedeuten die sorgsam gepflegten alten Kirchhöfe noch immer Stätten 
der Verwurzelung, auch wenn sich rings herum eine fremd gewordene Umwelt. 
erhebt. 

Das unaufhörliche Fluktuieren der Zugezogenen im Raum von Groß-Berlin läßt 
sie nicht leicht Wurzel fassen. Die großartigen Villen der Wohlhabenden in den 
vornehmen Randbezirken des Westens und Südwestens und auch in der Nachbar- 
schaft außerhalb des heutigen Weichbildes werden von ‚ihren Inhabern im Wechsel 
der Konjunktur erworben und wieder aufgegeben; ihr Besitz setzt große wirtschaft- 
liche Leistungsfähigkeit voraus, nicht nur für ihre Instandhaltung, sondern auch 
zur bequemen Überwindung der großen Entfernungen in die Innenstadt. Viel eher 
kann man von den ausgedehnten modernen Siedlungsanlagen in den Vororten und 
am Rand des Stadtgebietes erwarten, daß sie ihren Bewohnern Mittler eines 
neuen Heimatgefühls werden. Dasselbe gilt in hohem Maße von 
all den alten und neuen Kleingärten, den Laubenkolonien und 
Wochenendsiedlungen, die ihren Besitzern die Möglichkeit geben, den 
Häusern und Straßen, dem Verkehr und Lärm zu entrinnen und der ‚Natur‘, sei 
es auch nur in oft recht mittelbarer Weise, näherzukommen. 

Die Tatsache, daß die Bewohner von Berlin zum überwiegenden Teile ihrer Um- 
welt fremd gegenüberstehen, ermöglicht allein das Verständnis für ihre immer 
wieder erstaunliche Gleichgültigkeit gegenüber dem Erbe der 
Vergangenheit in dieser Stadt, mag dieses auch noch so klein und be- 
scheiden sein. Rücksichtslos werden hier aus Ansprüchen des Verkehrs oder des 
Geschäftslebens alte Bauten und geschichtlich bemerkenswerte Stätten beseitigt 
oder verändert oder gar in eine ganz fremde Umgebung, wo sie nicht „stören“, 
verpflanzt. Im Gegensatz zu allen anderen deutschen Großstädten, wo neben den 
unvermeidlichen ausgedehnten modernen Stadtteilen der alte Stadtkern durch allen 
Wechsel der Zeiten sein stolzes Eigengepräge und sein unvergeßliches Profil be- 
wahrt hat, findet man in Berlin nichts dergleichen, denn selbst im ältesten Stadt- 
kern werden die aus dem 17. Jahrhundert stammenden Kirchtürme von den moder- 
nen Riesentürmen des Rathauses, Stadthauses usw. erdrückt und unterjocht. Das 
„Amerikanische“ im Wesen von Berlin liegt in diesem „Antihistorismus‘‘ mindestens 
ebenso stark begründet, wie in dem überschnellen Pulsschlag des Alltagslebens, in 
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der Betonung des Modern-Technischen und in der ungewöhnlichen Reklameentfal- 
tung, die einen Ausfluß des hier aufs Höchste gesteigerten gegenseitigen Wett- 
bewerbs bedeutet. 


0 50 km 


a a c D 
Ge opa lEik 
Z/3 


Dresden 


4. Verstädterungskreis: Der sonntägliche Ausflugverkehr (Karte der Wochenend-Karten). 


8. Auf der Suche nach dem Heimatraum 


Das ruhelose Brodeln dieser Großstadt treibt die Bewohner, gerade weil sie sich 
hier heimatlos und entwurzelt fühlen müssen, bei jeder günstigen Witterung hinaus 
ins Freie. Wenn auch die Entwicklung der Nah- und Vorortsverkehrsmittel zu- 
nächst mit derjenigen des Wachstums der Stadt und der fortschreitenden Entvölke- 
rung der Innenbezirke Schritt halten mußte, so hat sie doch auch den Ausflugs- 
verkehr in außerordentlicher Weise gefördert. Der eigentliche Nahverkehr ist frei- 
lich ganz auf das Gebiet von Groß-Berlin beschränkt. Alle Endpunkte der Unter- 
grundbahn liegen weit innerhalb der Weichbildgrenze, und von den Straßenbahn- 
und Autobuslinien führen nur drei aus dem Weichbild heraus. Sonntags und an 
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Feiertagen entfaltet sich freilich ein starker Autobus-Ausflugsverkehr bis weit in 
die Mark hinaus. Stärker ist die Verknüpfung der Nachbarschaft mit Berlin durch 
die Vorortlinien der Stadtbahn, die bis zu 25 km über die heutige Weichbildgrenze 
hinausreichen. Sie ermöglichen die Anlage von Wochenendsiedlungen, ja von Vor- 
ortbildungen durchaus städtischer Prägung bis über Nauen und Oranienburg, über 
Potsdam und Königswusterhausen hinaus. Noch erheblich weiter reicht die Einfluß- 


“zone der Sonntags-Rückfahrkarten, die allerdings durch die Einbeziehung von 


Stettin und Landsberg a.d. W., von Leipzig und Dresden usw. schon durchaus als 
besondere Form des Fernverkehrs zu gelten habent). In gesteigertem Maße gilt 


LITAUEN 


TSCHECHO - SLOWARKEI 
Der 


/ Berliner 
„Jeriensonderzugverkehr 


ee Hochlai dd 


im 
ee = Bere Seren 1926 


5. Der Ferienverkehr (Statistisches Amt der Stadt Berlin). 


dies natürlich von den Ferien-Sonderzügen, die besonders nach den Bayerischen 
Alpen eine auffallende Verdichtung aufweisen. Allerdings darf in diesem Zu- 
sammenhang nicht übersehen werden, daß bei aller Bedeutung des Fremdenverkehrs 
für die davon betroffenen Gegenden und Orte die Herkunft der Fremden keine 
wesentliche Rolle spielt, und daher müssen auch die eigentlichen Berliner Aus- 
strahlungen, die etwa durch die Ferien-Sonderzüge bewirkt werden können, nur als 
ziemlich belanglos bezeichnet werden. Diese Ausstrahlungen kommen im gewöhn- 
lichen Reiseverkehr mindestens ebenso stark zur Geltung. Wenn selbst bei absteigen- 
der Konjunktur 1930 noch immer fast ıı Millionen Reisende von den Berliner 
Bahnhöfen im Fernverkehr abgefahren sind, so zeigt sich darin die ungeheuere 


1) Es sind zwei Grundzüge, die sich in der Sonntagsfahrkarte zusammenfinden: die Lockung 
der Natur und die Anziehung der benachbarten Großstadt. Als Beispiel: die Fahrkarte nach 
Lychen und die nach Dresden. Schriftleitung. 
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Wechselwirkung jeder Art, die zwischen Berlin und allen Teilen Deutschlands, ja 
weit über die Grenzen des Reichs hinaus bestehen. Derartige Wechselwirkungen sind 
ja nur ein Ausdruck derselben Erscheinung, die sich in den Auswirkungen der 
Berliner Wirtschaft zeigt, die, soweit sie die Ernährung der eigenen Bevölkerung 
betrifft, in einem ziemlich engen Rahmen zwischen der Ostseeküste und Mittel- 
deutschland, zwischen Schlesien und Niedersachsen sich hält, soweit sie aber die 
Gütererzeugung und den Güteraustausch betrifft, Berlin in immer steigendem Maße 
als den beherrschenden Mittelpunkt eines riesigen Kraftfeldes erscheinen läßt, das 
weit über Mitteleuropa hinausreicht. 

Darin liegt die bleibende Bedeutung dieser Stadt, darin auch die unvermeidliche 
ständige Erneuerung großer Teile ihrer Bevölkerung begründet. Hier, wo das 
wirklich Bodenständige so vollkommen in den Hintergrund 
tritt, wo alle Kulturbetätigungen nur Teilerscheinungen blei- 
ben, werden die Heimatlosen und Wurzellosen solange die äußere Prägung be- 
stimmen, bis die Zusammenhänge mit Boden und Natur, die den echten Märker 
so bodenständig machen, im Laufe der Zeit und durch Maßnahmen einer weit- 
schauenden Kommunalpolitik viel stärker als jetzt im Bewußtsein der Bevölkerung 
verankert sind. 


KArL HAUSHOFER: 
Literaturbericht über den indopazifischen Raum 


Amtliche Veröffentlichungen von geopoli- 
tischer Bedeutung: 

ı. Centraal Kantoor voor de Statistiek: 
Indisch Verslag, 1931 Il Stat. Jaaroverzicht 
van Nederlandsch-Indiö over het Jaar 1930. 
Batavia 1931. 

Nicht zum erstenmal werden hier die aus- 
gezeichneten Veröffentlichungen der nieder- 
ländisch-indischen Verwaltung warm zu geo- 
politischer Arbeit empfohlen. Nur Japan und 
Indonesien sind im indopazifischen Bereich 
so aufgeschlossen und durchdringbar, wie es 
vergleichende Studien mit abendländischen 
Verhältnissen erfordern; von diesen beiden 
wieder läßt Indonesien seine Struktur viel 
rückhaltloser erkennen — weil in Berichten 
und Statistik viel weniger zweckbestimmt. Es 
liegt eine ungeheure Verantwortung auf die- 
sem Inselreich mit nur 34223 qkm und 
7,9 Mill. E. fernab in der gemäßigten Zone 
und allein 1899751 qkm und 60,7 Mill. E. 
im Zerrungsfeld des Australasiatischen Mit- 
telmeers, darunter mehr als ıt/, Mill. Chi- 
nesen und wenig mehr als 1/, Mill. Europäer. 


Sie wird noch gesteigert durch die (auf S. ı5 
u. S. 16 ausgewiesene) ungemein schwankende 
(labile) Volksdichte, die in dem übervölkertea 
Java zwischen 127 (Bantam) und 641 (Soera- 
baja) auf den Quadratkilometer, im Durch- 
schnitt (1930) auf 308 liegt, in den Außen- 
ländern aber (außer in Bali und Lombock 
mit rund 170) nirgends über 38,29 (West- 
Sumatra) steigt, aber vielfach zwischen 1,7 
(Molukken) und g (Banka und Billiton) ab- 
sinkt. Welche Leistung des Aufnehmens und 
Sarmmelns steckt (S.34/35) in der Feststel- 
lung der Rassen und Stämme, in der bloßen 
Tatsache, daß nur über etwa 3 Mill. ein ‚non 
liquet“ ausgesprochen werden muß! Wie 
leicht wäre es, darüber oder über die zu- 
nehmende Proletarisierung der Malaien hin- 
wegzugleiten. Die Wehrzahlen zu Land und 
zur See [zwischen den S. 402 und 419] er- 
wecken eine Mischung von Bewunderung und 
leisem Schwindelgefühl — angesichts der Zu- 
kunftsgefährdung Indonesiens. War es doch 
die Überzeugung der großen USA., die viel 


kleineren Philippinen in einem Weltsturm 
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nicht halten zu können, die gegen Hoovers 
Veto und die Wünsche der Admirale in Senat 
und Kongreß das Unabhängigkeitsgesetz für 
- 1943 annehmen ließ! Haben die 8 Millionen 
Holländer so viel bessere Nerven? Jedenfalls 
haben sie ihrem Eifer, durch Wissen und 
Macht das zu erwerben, was sie von den 
Vätern ererbt haben, um es zu besitzen, auch 
‘mit dieser Statistik wieder ein glänzendes 
Denkmal gesetzt. 

Mehr zweckbestimmt, weil dem unmittel- 
baren Ringen um weite Räume entsprungen, 
sind die amtlichen Schriften über Manchu- 
kuo, soweit sie von dessen neuer Regierung 
selbst, von China und Japan ausgehen. Dar- 
unter tritt hervor: 

2. Department of foreign affairs of 
Manchoukuo: A general outline of Man- 
choukuo, Hsinking (Changchun) May 1932, 
BIS: 

3. Department of foreign affairs of 
Manchoukuo: The Independence of M. Hsin- 
king 1932, 50 S. 

4. Delegation Chinoise aupres de la 
Societe des Nations: Le conflit Sino-Ja- 
“ ponais. Memoranda du Gouvernement Chi- 
nois present&es ä la Commission d’Etude de la 
Soci6t& des Nations. Nanking et Peiping: 
avrıl-aoüt 1932. 331 S. mit Invasionskarte 
der Mandschurei und 7 höchst bemerkens- 
werten Karten der sowjetisierten Zonen. 

5. Bemerkungen der japanischen Re- 
gierung zu dem Bericht der Völkerbunds- 
kommission (Lyttonkommission) — veröffent- 
licht von der Kaiserlich Japan. Botschaft in 
Berlin 1932. 

Hier stehen in scharf umrissenen Staats- 
schriften mit der unheimlichen Klarheit einer 
Vorgewitter-Beleuchtung unversöhnliche Stand- 
punkte vor uns, die natürlich nicht gemildert 
werden, wenn maßgebende Völkerbunds- 
berichte so handgreifliche Angriffspunkte ent- 
halten wie den Satz, die Mandschurei sei 
„immer als integrierender Bestandteil Chinas 
betrachtet worden“. An solchen Stellen hackt 
natürlich der Gegner ein! (Vgl. Nr. 5, S. ı1; 
oder Nr. 2, S. 5, ı1, 13!) An dieser schließ- 
lich doch wichtigen Grundtatsache gleitet der 
sonst eingehende Bericht Nr. 4 vorbei; da- 
für bringt er (von S. 242—273) wohl das um- 
fassendste, bisher vorgelegte Material über 
die Entwicklung und örtliche Verbreitung des 
Sowjetismus in China, über die Eisenbahn- 


reibungen im chinesischen Lichte (S. 145 
bis ı54); und — als Gegenschlag — auf 
S. 158-162 eine Blütenlese japanischer frem- 
denfeindlicher und imperialistischer Stellen 
in Erziehungsschriften, ein Seitenstück zu den 
vielen, China von Japan aus nachgewiesenen 
Boykott- und Fremden-Feindschaftssleistungen. 
So führt eine Kontrastierung dieser Berichte zu 
einem tiefen Einblick in die Volksseelenstim- 
mung (Mentalität) der drei beteiligten Mächte. 


6. K.K. Kawakami: Japan spricht! Der 
chinesisch-japanische Konflikt. Mit einer 
Einführung von T. Inukai, nach d. engl. 
Text der u.s.a.-Macmillan-Ausgabe, gut über- 
setzt v. Else Baronin Werkmann. 
Wien 1933; W. Braumüller, 176 S., ı Karte, 
gebd. nur RM. 5,—. 

Eines der maßvollsten persönlichen Doku- 
mente, die von japanischer Seite überhaupt 
zu dem Streitfall geschrieben werden konnten! 
Denn Kawakami — (in Genf und Washington 
reichlich so bekannt und geschätzt wie in 
Japan) — ist eher Kosmopolit als nationalisti- 
scher Imperialist, mißbilligt das Shanghai- 
abenteuer, war (wie Inukai auch) mit Sun- 
Yat-Sen befreundet und (viel weiter links als 
der andere pazifische Vorfechter des jap. Süd- 
seedranges, Tokutomi) weit mehr geneigt, ein 
Zusammengehen Japans mit den Südchinesen, 
mit Kanton, den Kuo-Min-Tang zu befürwor- 
ten. Glaubte er doch darin, wie Sun-Yat- 
Sen, R. Tagore, Dr. Taraknath Das, B. K. 
Sarkar und viele andere die große Linie zu 
sehen, die allein zur friedlichen Emanzipation 
und Evolution Südostasiens führen konnte! 
Um so herber war die Enttäuschung, daß 
China sich diesem Gedanken versagte und 
Japan nach Kawakamis Auffassung durch 
Obstruktion zu seinem mandschurischen Vor- 
gehen zwang. In dessen Verurteilung durch 
die großen Raubmächte, namentlich die U.S.A. 
konnte K. — mit deren Politik genau vertraut, 
deshalb zu unschätzbaren Zitaten befähigt —, 
nur eine ungeheure Heuchelei erblicken und 
wies diese allerdings schonungslos nach (z.B. 
ab $. 130), ebenso wie das chinesische 
Chaos, von dem ja auch Stimson, der Außen- 
minister der U.S.A. selbst in seiner Ablehnung 
der Philippinen-Freigabe als „‚chaotic“ sprach. 
Es ist eben sehr schwer, einem internationalen 
Journalisten von K.s Rang denselben blauen 
Dunst vorzumachen, der etwa kleinere euro- 
päische Staaten und deren öffentliche Mei- 
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nung vernebeln kann. Deshalb ist diese kon- 
zentrierte und rückhaltlose Beleuchtung der 
Tatsachen und Hintergründe durch Kawakami 
auch für die Erdkunde und ernsthafte polir 
tische Wissenschaft von ungewöhnlichem Wert 
und wird ihn für die Geschichte der Fern- 
ost-Wirren dauernd behalten. 


7. Luciano Magrini: Im Indien Brah- 
mas und Gandhis. Breslau 1933; Bergstadt- 
Verlag. 38 Abbldg., ı Karte, 224 S. RM. 5,50. 
Aus dem Italienischen, mit Index versehen von 
Hofrat F. Latterer-Lintenburg. 

Das leider allzu überschwenglich einge 
leitete Indien-Buch des vorzüglichen italieni- 
nischen Journalisten, der sich nirgends von 
der Globetrotterroute entfernt hat, erweist 
trotzdem Erdkunde und Geopolitik einen 
ähnlichen Dienst für Indien, wie Kawakami 
für die chinesisch-japanische Auseinander- 
setzung. Denn nicht, was Magrini sieht, 
sondern wie er es sieht, wie er politisches 
Schicksal aus Bauten und anderen Runen der 
Kulturlandschaft liest und indische Men- 
schen in kurzem Vorüberflug zu erleben, zu 
haschen und zu schildern weiß — das macht 
den Wert seiner Indienfahrt aus. Ganz in 
den Bann der Kongreßleute gezogen, scheint 
M. gegen die gewaltigen kulturpolitischen 
Leistungen des anglo-indischen Beamtenkör- 
pers ungerecht und ist geneigt, rosig gefärb- 
ten blauen Dunst für allzu nahe Wirklichkeit 
zu nehmen, wie die Einigung der Hindu und 
Mohammedaner unter dem Ideal des Charka- 
Heiligen Gandhi, die Gewaltlosigkeit der Akali- 
Sıkhs und anderes, das ihm erzählt wurde. 
Aber damit beantwortet er auch eine ganze 
Reihe von Fragen, die erfahrungsmäßig immer 
wieder an Indienkenner gerichtet werden und 
also wohl zum eisernen Bestand des im 
Abendland für wissenswert Gehaltenen ge 
hören [auch über die Theosophen v. Adyar). 
Doch wird die Pflicht eines Weltpressevertre- 
ters, beide Seiten zu hören und ihnen gerecht 
zu werden, von dem Japaner Kawakami in sei- 
nes Volkes eigner Sache eifriger erfüllt 
als von dem Italiener Magrini in der fremden 
— obwohl doch sein Vaterland in F ragen der 
Behandlung von kolonialen Untertanen und an- 
nektierten Fremdvölkern manches vor der 
eigenen Türe zu kehren hätte. Mit diesem 
Vorbehalt — [zu dessen Aussprechen mehr 
eine allzu feurige Reklame als das fesselnde 
und temperamentvolle Reisebuch selbst nö- 
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tigt] — sei es den Lesern empfohlen als 
anmutige und farbige Bereicherung der kul- 
turpolitischen Vorstellungen von Indien, als. 
— wenn auch einseitiges — Zeugnis einer star- 
ken Persönlichkeit zum Indienproblem, als 
Beweis, wieviel Neues auch von der Globe- 
trotterstraße aus, ohne wesentliches Entfernen 
vom „europäischen Komfort“, zu sehen ist. 

8. Sten Bergman: Die tausend Inseln 
im Fernen Osten. Reisen und Erlebnisse in 
den Kurilen. Stuttgart 1932. Strecker & Schrö- 
der. 37 Abbldg. a. Taf., ı Kartenskizze, 182 S. 
Deutsch von Dr. Ignaz Schlosser — gut 
den Charakter d. Schwed. wiedergebend. 

Hier wird in schlichter, aber höchst an- 
schaulicher Form ein wichtiger, nordischer 
Pufferraum des japanischen Reiches erschöp- 
fend dargestellt. Der vom ersten bis zum letz- 
ten Tag wirklich vom „europäischen Komfort“ 
völlig getrennte Forscher, der in Mühsal und 
Gefahr ein Vielfaches von Globetrotterreisen 
erlebt und doch nur so nebenher schildert, hat 
nicht nur seine eigentliche biologische und 
tiergeographische Aufgabe glänzend gelöst, 
sondern nebenbei die seit langem beste landes- 
kundliche Beschreibung einer wichtigen Sperr- 
zone geliefert, die — wenn sie erst einmal 
Gegenstand flugtechnischen Ringens und von 
Flottenoperationen ist — so bald nicht wie- 
der in der geschilderten Weise zugänglich 
sein wird. Darin liegt — abgesehen von dem 
außerordentlich hohen biogeographischen Wert 
(P£flanzen- und Tierwelt der Kurilen) und der 
rassenbiologischen Bedeutung (Aussterben der 
nördlichen Palaeoasiaten in dem Süden des 
Inselbogens, künstliche Verödung der kultur 
politisch russifiziert gewesenen Teile, Versuche 
japanischer Nordanpassung) der geopolitische 
Sinn einer solchen kostbaren Sonderarbeit. 
Sie erfaßt damit ein Gebiet, das jetzt noch 
seitab in einem Altwasser der Weltpolitik zu 
liegen scheint, über dem aber — als notwen- 
digem Durchzugstreifen für Weltflugverkehr 
und als Nordglacis des japanischen Reiches 
gegen U.S.A. (Aljuten) und Sowjets (Ochots- 
kisches Meer) zugleich, als einem Hauptstütz- 
punkt nordischer Meerernährung des Insel- 
reiches der Schlagschatten schwerer Zukunfts- 
belastung liegt. Weil beide Bücher diese Zu- 
kunftsbelastung mildern und vorwegnehmen, 
nennen wir: 

9. Zennosuke Tsuji: The humanitarian 
ideas of the Japanese. Tokio 1932; Kon- 
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kode. 1528. Engl. — gleicher Text jap. im 
selben Buch — einen tiefgründigen Nachweis, 
daß gute Behandlung wehrloser Kriegsgefan- 
‚gener und Ritterlichkeit gegen Feinde lange 
vor Christentum und Rotem Kreuz im ethi- 
schen Kodex des Inselvolkes, seines Shinto 
und seines Buddhismus standen, mit wertvollen 
Einblicken in innerste Volksseelenstimmungen. 

10. Ryokichi Otani: Tadataka Ino, The 
japanese land-surveyor. Engl. von Kazue 
Sugimura. Tokio 1932. S. Iwanami, The 
Yamato Society. 358 S., 47 Abbldg. 

Der geopolitisch Geschulte wird an diesem 
Band nicht in erster Linie, wie der Morpholog 
und Kartograph, die höchst interessante Dar- 
_ stellung der ersten japanischen Küstenmessung 
_ und Landesaufnahme als Abwehrmaßregel 
"und Zeugnis voreuropäischer Vermessungs- 
kunst schätzen, sondern den tiefen Einblick 
in das Verhältnis von Wissenschaft und Wehr- 
instinkt des Inselreiches, das sie gewährt. 
Wie man in hastiger geographischer Abwehr 
dem fremden Herantasten an lebenswichtige 
Teile entgegentritt, mit welchem glühenden, 
selbstlosen Idealismus sich Laie, Liebhaber 
und Kenner dabei einsetzen, wie man ein 
solches Landvermessungswerk zugleich ver- 
heimlicht und doch diplomatisch verwertet, 
bis weltbürgerlicher wissenschaftlicher Eifer 
für japanische Begriffe die Grenzen des 
Landesverrats überschreitet — das scheint 
uns auch heute noch für die Erkenntnis Ja- 
pans entscheidend. Nebenher geht der Ein- 
blick in ein selten reiches kartographisches Di- 
lettantenleben, das zur vollen Kunst aus vater- 
ländischer Begeisterung durchstößt. Vergessen 
wir nicht, daß auch George Washington sein 
schließliches ‚‚Metier‘ zuerst als Landmesser 
lernte. Nebenher geht der Einblick in Jie 
stille Art, wie das Beste fremder Wissenschaft 
durch Einsickerung, echt patrizisch durch Ge 
lehrten-Familientradition (der Takahashi z. B.) 
übernommen und eingeschmolzen wurde, und 
die Erkenntnis ihrer Hilfsmittel, ihrer fast 
kunstgewerblichen Art, Feinbeobachtung und 
derbe Methoden zu vereinen. Auch dieses 
Buch ist solche Feinarbeit, gewiß, und nicht 
jedermanns Sache. Aber den Genießer in 
Erdkunde und Geopolitik wird es belohnen. 

ıı. E.de Vävre: La reconnaissance de 
jure de la r&egence de Mandchourie et le 
trait& des neuf puissances. Paris 1932. 
Arthur Rousseau. 137 S. 


S. ist ähnliche Feinarbeit auf geojuristi- 
schem Gebiete. Es ist kein Wunder, daß 
außerhalb Ostasiens zuerst in Frankreich 
breitere Kreise die Formsicherheit des japani- 
schen Vorgehens in Manchukuo und seine ord- 
nende, gestaltende Kraft neben dem Anschein 
rauher Machtauswirkung erkannten. Sie liegt 
der französischen Art von ‚‚clarte“ näher als 
z. B. der nordischen. 

Das mitteleuropäische wie das chinesische 
Chaos macht dem französischen Staatsdenken 
Pein, obwohl es seine Mitschuld nicht ableug- 
nen kann. Um so mehr zieht es sich auf die 
Form und den Werdegang, z. B. des Neun- 
mächtevertrags zurück und entschleiert dabei 
nicht nur dessen Schwächen, sondern alle Ent- 
stehungsvorbehalte bei der Konferenz von 
Washington (S.68) und „la valeur re- 
lative des Trait&s de garantie“ 
(S. 57 £f.), die unsere Ankämpfer gegen starre, 
aufgezwungene Verträge sorgfältig lesen müß- 
ten. Sie können außerordentlich viel aus den 
eleganten Windungen von de V£evre lernen! 
Wenn er schließt: ‚Der Historiker und 
Rechtskundige sind nicht frei, die Ereignisse 
von einem rein subjektiven und sentimentalen 
Standpunkt zu betrachten‘ — (was leider so- 
viel in Mitteleuropa nach dem Fernen Osten 
zu geschieht!) — ‚denn das wäre die reine 
Parteilichkeit, die nicht vereinbar ist mit der 
Sorge um wissenschaftliche Exaktheit“; dann 
argumentiert er weiter: „Ihnen kommt es zu, 
sich leiten zu lassen vom Lichte des Rechts, 
der Gerechtigkeit (&quit6) und der greifbaren 
Ergebnisse“ und endet: „Unter diesen drei 
Ausblicken kann der Schluß nicht zweifelhaft 
sein: die Geschichte wird ihre Weihe und 
ihr Lob der japanischen Aktion in der 
Mandschurei spenden, weil sie nützlich und 
wirksam der Sache der Zivilisation gedient 
hat!“ Wir setzen nüchterner hinzu: Aber 
das wird sehr vom Enderfolg abhängen, und 
jedenfalls reißt es — wie V. eine Seite vorher 
zugibt — ein unflickbares Loch in das Ver- 
tragsgefüge von ıgıg! 

Ganz anders auf Plakatwirkung im einen 
und Synthese im andern gestellt sind: 

ı2. Egon Erwin Kisch: China geheim. 
Berlin 1933; Erich Reiss. 280 S. und 

ı3. Hans Schmidt: Die Wirtschafts- 
krisis in Australien. Frankfurt a.M. 1932. 
H. L. Brönner, 16/4 außerordentlich gediegene, 
inhaltreiche S.; beide leider ohne Karten, 


‚dieser Zeitschrift, die aus F. 


‚Seite 681, veröffentlicht wurde. 
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die für China aus Wegener, für Australien 
aus Geißler zur Not benützt werden können, 
auch aus Nr. 4 dieses Lit. Berichts. 

E.E.Kisch zeigt uns in voller Schwärze 
den Schuldanteil Eur-Amerikas am gegenwär- 
tigen Unglück Chinas, nur sehr schonend den 
Jung-Chinas, gar nicht den sehr beträchtlichen 
seiner russischen Freunde und internationaler 
Reportage, wie sie schließlich doch auch Agnes 
Smedley und er selbst betreiben. 

Dieser Vorbehalt mußte gemacht werden, 
damit unsere Leser nicht über dem Reiz des 
geistreichen und in seinem Scheinwerferkegel 
scharfsichtigen Werks des „rasenden Repor- 
ters übersehen, daß dieser Lichtkegel nur 
‚auf wenige überfremdete und verstädterte Stel- 
len eines riesigen Volks- und Kulturbodens, 
‚auf Shanghai, Peking und Nanking gerichtet 
ist, dafür dicht daneben Masse und Raum um 
so mehr im Dunkel läßt. Die glänzende Re- 
portage von Kisch ist eben doch vielfach vom 
Zufall und örtlichen Beziehungen bestimmte 
Scheinwerferarbeit. Was er zeigt, hebt er 
in übersteigerter Schwarz-Weiß-Manier scharf 
heraus und gibt eine Menge Einblicke, an 
denen viele wackere und dickleibige Bücher, 
die wir kennen, achtlos vorbeistolpern. Inso- 
fern sollte niemand, der sich ein allseitiges 
Bild des chaotischen Übergangs-Chinas von 
'heute machen sollte oder will, an diesem Zeu- 
gen vorübergehen; aber er muß sich klar sein, 
‚daß dieser Zeuge um jeden Preis sensationell 
sein möchte, und daß seine Eigenart, wie die 
.des Satirikers, vom Überreizen der Kontraste 
lebt. 

Ein ganz anders gediegener Typ ist die 
„Wirtschaftskrisis in Australien‘ von Hans 
Schmidt. Kein Zweifel, daß man gerade 
das heutige Australien, ausgehend etwa von 
der Hafenbrückenweihe in Sidney (bei der es 
mit Mühe gelang, den hypersozialen Premier- 
minister von Neu-Süd-Wales davor zu be- 
‘wahren, von der stolzen Brückenhöhe ins 
Wasser geworfen zu werden), genau so blen- 
-dend unter die Lupe nehmen könnte wie 


Kisch seine Objekte und fast alle Ergebnisse 
Schmidts in einem solchen Buch unterzubri 
gen vermöchte. Viel schonender verfährt der 
junge deutsche Gelehrte mit dem ersten 
bankrotten Erdteil, der rücksichtsloser als 
irgendein anderer Großraum der Erde über 
seine Verhältnisse gelebt hat, voll Ländergier 
von unbeherrschter Fülle aus seine Hand 
nach dem Besitz der Armen ausstreckte, 
die ihm nichts, aber auch nichts getan 
hatten, und nun erkennt, daß er sich ge 
rade damit die Rute des Gerichts näher “ 
eine ohnehin wunde Stelle gezogen hat. 
Diese scharfen Lichter sind zur Ergänzung‘ 
der sanften Schilderung von Australiens Geo 
politik auf S. g9-ı3 nötig, weil es sons 
scheinen könnte, als ob die Australier durch 
eine Volksabstimmung oder Gottes Wort rec 
Papua und der Südsee gerufen worden seien 
In den S. 1ı52-ı58 steckt nicht nur für 
Australien eine Fundgrube von Erkenntnis 
So wünschenswert „ein hoher Lebensstan 
mit hohen Löhnen, entwickelten Arbeiter- 
schutzgesetzen und sozialen Einrichtungen aller 
Art“ ist — „er ist auf die Dauer nur aufrecht. 
zuerhalten, wenn er der Produktivität des 
Landes entspricht“. Und wenn er ihr nich 
entspricht, dann tritt ‚eben mit . dem Von“ 
sagen des Pumpsystems und dem Abstoßen 
überschüssiger Wirtschaftsgüter ein Zusam- 
menbruch ein, der um so furchtbarer sein 
muß, je mehr die soziale Verlogenheit vorher 
die Massen über die Unmöglichkeit ihres Fort- 
lebens mit immer weniger Arbeit und immer 
höherem Lohn zu täuschen wußte. Dann hält 
es schwer, die enttäuschte und versprengte 
Herde wieder zu schlichtern Weiden zu füh- 
ren. Doppelt groß wird die Gefahr, wenn 
über schwache Schranken aus überfüllten 
Ländern hungrige Mehrheiten herandrängen- 
und ein unheimliches Bevölkerungsgefälle sich 
nur mehr mit Gewalt zurückstauen läßt. 
Schmidt hat eine knappe Sammlung wertvoller“ 
Unterlagen zur australischen Geopolitik ge 
geben. 


Wir weisen darauf hin, daß die graphische Darstellung auf Seite 103 in Heft 2/1933 
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